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Bund 2015/15 

Vorbe 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Der Rechnungshof erstal1et dem Nationalrat gemäß Art. 1 26d Abs_ 1 

Bundes-Verfassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrneh­
mungen. die er bei mehreren Gebarungsüberprüfungen getroffen haI. 

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­
menfassend die Sachverhaltsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der 
zweiten Stelle der Textzahl), deren Beurteilung durch den Rechnungs­
hof (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der überprüften Srelle 
(Kell/lzeichnung mir] und im Kur ivdnlck) sowie die allf<illige Gegen­
äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge­
reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls 
kaufmännische Auf- und Abrundungen. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen-, Berufs- und 
Funktionsbezeichnungen darauf verzichtet, jeweils die weibliche und 
die männliche Form zu nennen. Neutrale oder männliche Bezeich­
nungen beziehen somit beide Geschlechter ein. 

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes _http://www.rechnungshof.gv.at" ver­
fügbar. 

1 
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BMlFUW 

BMVIT 

BMASK 
BMBF 

BMF 

BMWFW 

Bund 2015/15 

I nhal tsverzeichnis 

Wirkungsbereich des Bundesmini teriums für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt chaft 

Umsetzung der WasserrahmcnrichtJinic hinsichtlich Fließgewässer; 
Follow-up-Überprüfung 5 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie 

Schienen in frascruktu r-Dienstleistu ngsgesellschaft m bH (SCH IG I 
- Aufgabenübenragung durch das BMVIT 37 

Wirkungsbereich der Bundesministerien für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 
Bildung und Frauen 

Europäischer Sozial fonds (ESFI - Prüfbehörde _______ 1 49 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Finanzen 

Gemeinnützigkeit im Steuerrecht 
___________ 243 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 

Leistungsvereinbarungen ; Follow-up-Überprü fu ng _____ 297 
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Abkürzungsverzeichnis 

BGB\. 

BMLFUW 

bspw. 

bzw. 

d.h. 

d.s. 

EG 

ete. 

EU 

EUR 

GWh!a 

Ld.(g.)F. 

k.A. 

km 

km' 

LGB\. 

Mio. 

Mrd. 

MW 

NGP 

Nr. 

rd. 

RH 

TZ 

u.a. 

Bundesgesetzblatt 

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft 

beispielsweise 

beziehungsweise 

das heißt 

das sind 

Europäische Gemeinschaft 

et cetera 

Europäische Union 

Euro 

Gigawattstunde(n) pro Jahr 

in der (geltenden) Fassung 

keine Angabe 

Kilometer 

Quadratkilometer 

Landesgesetzblatt 

Million(en) 

Milliarde(n) 

Megawatt 

Nationaler Gewässerbewirtscha ftungsplan 

Nummer 

rund 

Rechnungshof 

Textzahl(en) 

unter anderem 
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Bund 2015/ 1 5  

WRG 
WRRl 

z.B. 

Wasserrechtsgesetz 1959, BGB!. Nr. 2 1 5/ 1 959 i.d.g.F. 
Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2ooo/60/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 
zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik) 

zum Beispiel 
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KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Wasserkraftanlagen 
mit unbefristetem 

Konsens 

Bund 2015/15 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie hinsichtlich 

Fließgewässer; Follow-up-Überprüfung 

Die Länder Salzburg und Steiermark kamen den Empfehlungen des 
RH, die er im  Jahr 201 2  zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtli­
nie h insichtlich Fließgewässer veröffentlicht halle, teilwei e nach. 
Offen blieb sowohl in alzburg als auch in der Steiermark die Erstel­
lung möglichst genauer Kostenschätzungen für die zur Sanierung 
der Fließgewässer i nsgesamt  notwendigen Maßnahmen. In Salz­
burg war auch die Erarbeitung und Verordnung wasserwirtschaft­
licher Regionalprogram me offen. 

Ziel der Follow-up-Überprüfung zur Umsetzung der Wasserrah­
menrichtlinie hinsichtlich Fließgewässer war es, die Umsetzung von 
Empfehlungen zu beurteilen, die der RH bei einer vorangegan­
genen Gebarungsüberprüfung an die Länder Salzburg und Steier­
mark abgegeben haue. rrz 1 )  

Wegen des hohen Be tands an Wasserkraftanlagen m i t  unbefris­
teten Wasserbenützung bewil l igungen (Konsensen) hatte der R H  
empfohlen, m i t  der Bearbeitung von Wasserbenutzungsanlagen mi t  
unbefristetem Konsens möglichst früh zu beginnen, um die Ziele 
der Wasserrahmenrichtlinie bis 2027 erreichen zu können. Die Län­
der Salz.burg und Steiermark setzten die Empfehlung teilweise um, 
indem sie Maßnahmen zur Herstellung der Durchgängigkeit ( insbe­
sondere die Errichtung von Fischaufstiegshilfen bei Was erkraftan­
lagen mi t  unbefristeten Konsensen) im prioritären und auch außer­
ha.lb des prioritären Sanierungsraums initiierten. rrz 3 )  

Das Land Steiermark normierte mit der Erla sung der Gewässer­
sanierungsverordnung in den ausgewie enen Sanierungsgebieten 
eine Verpflichtung der Wasserberechtigten, best immte bestehende 

11 
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Anlagen an die Sanierungsziele anzupassen. Da die Herstellung der 
Durchgängigkeit im Land Salzburg nur wenige Maßnahmen erfor­
derte, war die Erlassung einer Gewässersanierungsverordnung hier 
in der ersten Planungsperiode nicht notwendig. (TZ J) 

Beide Länder unterstützten eine frühzeitige Anpassung von außer­
halb des prioritären Sanierungsraum gelegenen Wasserkraftanla­
gen mit gefOrderten Beratungsprogrammen rur Kleinwasserkraft­
werksbetreiber. Allerdings müs en in Salzburg und der Steiermark 
bis 2027 noch mehr als 500 Kraftwerksanlagen angepasst werden. 
Daher sind weitere Maßnahmen erforderlich. (TZ J) 

Oie Empfehlung des RH, auf der Grundlage der ständig verbe erten 
Kenntnisse über notwendige Sanierungsmaßnahmen möglichst 
genaue Kostenschätzungen rur alle Planungsperioden zu erarbei­
ten, war nicht umge etzt, weil weder Salzburg noch die teiermark 
Gesamtkostenschätzungen über die - auf Basis der Wasserrahmen­
richtlinie und des NGP - notwendigen Sanierungsmaßnahmen bei 
Fließgewäs ern erstellt hatten. (TZ 4) 

Regionalprogramme waren nicht nur im Zusammenhang mit der 
Errichtung neuer Wasserkraftwerke zweckmäßig, sondern generell 
wichtige Instrumente zur Bewältigung der auftretenden Zielkon­
flikte im Zusammenhang mit der Umsetzung von Maßnahmen zur 
Erreichung und der Erhaltung der gemäß § JOa WRG fe tgelegten 
Umwelt7:iele (guter Gewässenustand) und anderen Nutzungsan­
sprüchen, wie Wa erkraftnutzung, Hochwasserschutz, Landwirt­
schaft, Erholungsraum, ete. I nsbesondere den der Verordnung von 
RegionaIprogrammen vorrangehenden wasserwirtschaftlichen Pla­
nungsprozessen kam hohe Bedeutung zu. (TZ 5 )  

Das Land Salzburg setzte die Empfehlung des RH ,  die Erarbeitung 
und Verordnung von wasserwirtschaftlichen Regionalprogrammen 
voranzutreiben nicht um. Oie Verantwortlichen erachteten die Erlas­
sung von RegionaIprogrammen rur obsolet mit der Begründung, dass 
nur mehr sehr restriktiv Standortmöglichkeiten rur die Errichtung 
von Wasserkraftanlagen zur Verrugung stünden. (TZ 5) 

Das Land Steiermark setzte die Empfehlung des RH teilweise um, 
indem es wichtige Daten-Grundlagen erarbeitete und ein wasser­
wirt chaftliches Regionalprogram m  gemäß § 55g WRG (.Gewässer­
schutzverordnung") im  Entwurf vorlag. Der Termin rur das Inkraft­
treten der Gewässerschutzverordnung war zur Zeit der Überprüfung 

Bund 2015/15  
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Sanierungsraum 

Bund 2015/15 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
hinsichtlich Fließgewässer; FoUow-up-Überprüfung 

noch offen. I n  der Stellungnahme teilte das Land Steiermark mit ,  
dass am 3 .  Juni 2015 ein Regionalprogramm zum Schutz von Gewäs­
serstrecken ("Gewässerschutzverordnung"), LGBI. Nr. 40/201 5, erlas­

sen worden sei. (TZ 5) 

Der RH hatte dem Land Salzburg empfohlen, für die als erheblich 
veränderte Wasserkörper ausgewiesenen Gewässerstrecken i m  pri­
oritären Sanierungsraum die zur Erreichung des guten ökologischen 
Potenzials notwendigen Maßnahmen umgehend zu definieren, um 
Planungsgrundlagen für die Sanierung zu schaffen. Das Land Salz­
burg setzte die Empfehlung des RH um,  indem es Maßnahmen defi­
nierte, die zur Erreichung des guten ökologischen Potenzials der i n  
Salzburg vorhandenen erheblich vcränderten Wasserkörper notwen­
dig waren und mit  der U msetzung dieser Maßnahmen began n. (TZ 6) 

Der RH batte den Ländern Salzburg und Steiermark empfohlen, Kon­
zepte zu erstellen, die Umfang und Kosten der zur Herstellung des 
Zielzustandes im prioritären Sanierungsraum der ersten Planungs­
periode erforderlichen Maßnahmen ausweisen. Der Handlungsbedarf 
in den beiden Bundesländern war unterschiedlich groß. I n  Salzburg 
umfasste der prioritäre Sanierungsraum dcr erstcn Planungsperi­
ode Gewässerstrecken mi t  insgesamt 200,8 km Länge, in der Stei­
ermark waren es 772,9 km. Beide Länder setzten diese Empfehlung 
des RH teilweise um. (TZ 7) 

Das Land Salzburg erstellte Kostenschätzungen für einen großen Teil 
der zur Sanierung des prioritären Sanierungsraumes der ersten Pla­
nungsperiode erforderlichen Maßnahmen. Die Kostenschätzungen 
waren noch unvollständig, weil noch nicht alle zur Erreichung des 
vorgegebenen Umweltziels erforderlichen Ma.ßnahmen enthalten 
waren. (TZ 7) 

Das Land Steiermark ließ für einzelne ausgewählte flussabschnitte 
Maßnahmenkonzepte m it detaillierteren Kostenschätzungen ausar­
beiten. Konzepte mi t  den zur Erreichung dcr Umweltziele im pri­
oritären Sanierungsraum der ersten Planungsperiode erforder­
lichen Maßnahmen konnte das Land Steiermark nicht vorlegen. 
Die VerantwortHchen begründeten dies mi t  noch nicht vorliegenden 
Monitoringergebnissen und damit verbundener Planungsunsicher­
heil. (TZ 7 )  

1 3  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 19 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Kurzfassung 

Potenzial zur 

Energiegewinnung 
durch Anpassung 
bestehender 
Wasserkraftwerke 

Der RH hatte dem Land Steiermark empfohlen. das mit der Anpas­
sung der Wasserkraftwerke an den Stand der Technik verbundene 
Potenzial zur Energiegewinnung zu erheben. Das Land Steiermark 
folgte der Empfehlung. indem es eine generelle Studie über das Aus­
baupotenzial der Wasserkraft in der Steiermark sowie Detailunter­
suchungen und Planungen für bedeutende Flüsse in der Steiermark 
ausarbeiten ließ. die als Grundlagen zur Revitalisierung bzw. Opti­
mierung bestehender Wasserkraftanlagen geeignet waren. (TZ 8) 

I 
Kenndaten zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie hinsichtlich Fließgewässer 

Rechtliche Grundlagen 

sehr gut 

gut 

mäßig 

unbefriedigend 

schlecht 

Summe 

Geschätzte Kosten für 
die Umsetzung der 
WRRL im prioritären 
Sanierungsraum der 
ersten Planungsperiode 

Veranschlagte 
Investitionskosten 
wasserrechtlich 
bewilligter Vorhaben 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik 
Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG), BGBL Nr. 215/1959 
Novelle zum WRG 1959, BGBL I Nr. 82 /2003 
Nationale Gewässerbewirtschaftungsplan-Verordnung 2009, BGBL II Nr. 103/2010 
Qualitätszielverordnung Chemie Oberflächengewässer, BGBL II Nr. 96/2006 
Qualitätszielverordnung Ökologie Oberflächengewässer, BGBL II Nr. 99/2010 

Salzburg 2010 

721 

426 

846 

144 

34 

2.171 

k.A. 

k.A. 

Zustand/Potenzial der Fließgewässerl• Z 

(Kenntnisstand 2010 und 2014) 

Salzburg 2014 'Steiermark 2010 Steiermark 2014 

in km 

756 

474 

441 

371 

151 

2.193 

in Mio. EUR 

60,573 

21 ,52 

945 

1.267 

3.810 

344 

7 

6.373 

20,004 

k.A. 

814 

1.373 

3.066 

1.164 

250 

6.667 

k.A. 

35.81 

Fließgewässer mit einem Einzugsgebiet größer 10 Icm2 
Die in der Tabelle dargestellten Veränderungen des Zustands/des Potenzials der Fließgewässer waren laut Angabe der 
liinder ein Ergebnis der verbesserten Datenlage. Aus den schlechteren Werten ist nicht ableitbar, dass sich der Zustand 
der Gewässer tatsächlich verschlechtert hat. 
Kostenschätzung umfasst nicht alle zur Erreichung des vorgegebenen Umwettziels erforderlichen Maßnahmen. 

4 geSChätzte Kosten für das Erreichen des Zeilziels Durchgängigkelt 

Quellen: land Steiermark. Land Salzburg, RH 

14  Bund 20 1 5/ 1 5  
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rechtlicher 
Rahmen und 
Gewässerzustand 

Bund 2015/ 1 5  

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
hinsichtlich Fließgewässer; Follow-up-Überprüfung 

1 Der RH überprüne im eptember und Oktober 2014 in den Ländern 
Salzburg und Steiermark die Umsetzung von Empfehlungen, die er bei 
einer vorangegangenen Gebarungsüberprüfung zur Um etzung der 
Wasserrahmenrichllinie hinsichtlich Fl ießgewässer an die Länder Salz­
burg und Steiermark abgegeben halle. Der in der Reihe Salzburg 201 2/2 
und Steiermark 201 2/ 1 veröffentlichte Bericht wird in der Folge als 
Vorbericht bezeichnet. 

Weiters halle der RH im Jahr 201 3 zur Verstärkung der Wirkung sei­
ner Empfehlungen deren UmselZungsstand bei den überprüften SteI­
len nachgefragt. Das Ergebnis dieses Nachfrageverfahrens hatte er in 
seinen Berichten Reihe Salzburg 201 3/ 10 und Steiermark 201 3/7 ver­
öffentlicht. 

Der überprüne Zeitraum umfasste im We entliehen die Jahre 2010 
bis 201 4. 

Zu dem im März 201 5  übermilleIten Prüfungsergebnis nahmen das 
Land Salzburg im Mai 201 5 und das Land Steiermark im Juli 201 5 
Stellung, das BMLFUW verzichtete auf eine Stellungnahme. Der RH 
erstallete seine Gegenäußerungen im September 201 5. 

2 (I) Die Wasserrahmenrichllinie vom 23.  Oktober 2000' regelte den 
rechtlichen Rahmen zur Vereinheitlichung der Wasserpolitik innerhalb 
der Europäischen Union (EU). Sie enthielt die grundlegenden Prin­
zipien und Strukturen für den Schutz und die naChhaltige Nutzung 
von Wasser in den Mitgliedstaaten. Grundprinzip der Wasserrahmen­
richtlinie war es, keine weiteren Verschlechterungen des Ist-Zustands 
der Gewässer zuzulas en (Verschlechterungsverbot) und alle Gewäs­
ser, die noch keinen guten Zustand auswiesen, grundSätzlich bis 201 5 
bzw. mit Ausnahmen pätestens bis 2027 schrillweise zu verbessern 
(Verbe erungsgebot). Das für Fließgewässer vorgegebene Umweltziel 
war die Erreichung bzw. Erhaltung eines guten ökologischen und eines 
guten chemi chen Zustands.2 

I Richllinit' 2000/GO/EG drs Europäischen Parlamcnts und drs Ratrs vom 23. Oklo­

bt-r 2000 zur Schaffung rints Ordnungsrahmens filr Maßnahmen der Gemrin.schaft 

Im Bereich d(r Wasstrpolillk 

l Für erheblich vt'rtndrnc: Wasst'rkörpcr. d.s. G('w:isStrabschnitte, die rur NUlzungen 

durch den Menscht'n. wit' bspw. Wasst'rkraftnutzung. Hochw3sst'rschulz. SchinTahn. 

stark bttinträchtlgt wurdrll, g('lten mh dem gUlen ökologischen Potenzial abgemin­

denr Zids('lzungen. wt'i1 die Herstellung des guten Zustands signiflk.ant negativ(' AU5-

wirkung('n auf dl(, j('w('ihg(' Nutzung hätt('. 
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Die Wasserrahmenrichtlinie wurde 2003 durch eine Novelle zum Was­
errechtsgesetz 1959 (WRGJ' ins nationale Recht übenragen. Diese 

Novelle gab im Wesentlichen flir alle Gewässer einen zeitlich und 
inhaltlich determinienen Planungszyklus flir die Erstellung. Evaluie­
rung und Weiterentwick.lung wasserwinschaftlicher Planungen (Nati­
onaler Gewäs erbewin chaftungsplan) zur Erreichung der Umwelt­
qualitätsziele vor. 

(2) Der Nationale Gewässerbewinschaftungsplan (NGP) war gemäß 
§ 55c WRG alle sechs Jahre vom Bunde min ister flir Land- und Forst­
winschaft. Umwelt und Wasserwinschaft in Zusammenarbeit mit den 
wasserwinschaft l ichen Planungen der Länder zu erstellen und zu ver­
öffentlichen. 

Erstmals erfolgte dies mit dem NGP 2009 vom 30. März 2010. 

Die zuvor durchgeftihne Zustandserhebung zeigte einen hohen Sanie­
rungsbedarf auf: Nur 36 'lb (11.299 km) der österreichischen Fließge­
wässer" befanden sich im angestrebten Zielzustand, während bei den 
restlichen 64 'lb (20.145 km) Sanierungsbedarf gegeben war. Da eine 
Z ielerreichung bis 2015 als technisch nicht durchflihrbar und aufgrund 
der (langen) Regenerationsdauer (Reaktionszeit der Biozönose') als 
nicht möglich erachtet wurde sowie mit verhältnismäßig hohen Kosten 
verbunden war, sah der NGP 2009 eine stufenweise Zielerreichung vor. 

In der ersten Planungsperiode flir den Sanierungszeitraum 2009 bis 
2015 sollte die ökologische Funktionsrahigkeit. die durch zahlreiche 
menschliche Eingriffe. insbesondere zum Schutz vor Hochwässem und 
zur Nutzung der Wasserkraft, in vielen Bereichen beeinträchtigt war, in 
einem prioritären Sanierungsraum verbessen werden. Dieser umfasste 
vor allem Fließgewässer mit Einzugsgebieten" von mehr al 500 k.m2. 
Die Sanierung ollte durch Maßnahmen zur Herstellung der Durchgän­
gigkeit - wie z.B. die Errichtung von Umgehungsgerinnen und tech­
nischen Fischaufstiegshilfen sowie die Vorschreibung höherer Rest­
wasserabgaben - erreicht werden. 

In der zweiten Planung periode von 2016 bis 202 1 waren Maßnah­
men zur Verbesserung der Gewässerrnorphologie vorgesehen. Mit die­
sen sollte dann das vorgegebene Umweltziel erreicht werden. 

J 8GBI. I Nr. 8211003 

4 31..444 km FlirßgcwäSS<'r rnH einem Einzugsgebict größrr als 10 kml 

'; OIC Biozönose' umrasst dk Gesamtheit alltf Lcbc:w�n rrir(e. pnanzt" und Mikroor­

ganismen) in einem abgcgrcnzlcn Lcbensraum (Biotop). 

6 Grbittsnächr au ... der das Fließgewässe( das Wasser b{'ziehl. 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
hinsichtlich Aießgewässer; Follow-up-Überprufung 

(3) In Salzburg umfasste der prioritäre Sanierungsraum der ersten Pla­
nungsperiode Gewässerstrecken mit insgesamt 2oo,B km Länge (rd. 
9 qo der 2.171 km langen Fließgewässer in Salzburg); in der Steier­
mark waren es 772,9 km (rd. 12 qo der 6.373 km langen Fließgewäs­
ser in der Steiermark). 

(4) Der RH hatte bereits in einem Vorbericht einen großen Sanierungs­
bedarf fe tgestellt (64 qo der österreichischen Fließgewässer entspra­
chen nicht den Zielvorgaben der Wasserrahmenrichtlinie). Er hatte 
darauf hingewiesen, dass das primäre Ziel der Wa errahmenrichtlinie. 
bis zum Jahr 201 5 einen guten chemischen und ökologischen Zustand 
der Fließgewässer zu erreichen. nicht realisierbar sein wird. und eine 
möglichst frühe Durchftihrung von Sanierung maßnahmen empfoh­
len (TZ B. 1 6. 19 des Vorberichts). 

3.1  (I) Die Anpa sung bestehender Wasserkrartanlagen an den Stand der 
Technik1 war in vielen Gewässerstrecken Voraussetzung, um das vorge­
gebene Umweltziel zu erreichen. Bei Anlagen mit unbefristeten Wasser­
benut2ungsbewilligungen (Kon en en) konnte die Wasserrechtsbehörde 
in Einzelverfahren gemäß § 21 a WRG die erforderlichen Aunagen/Ein­
schränkungen vorschreiben. Weiters konnte der Landeshauptmann seit 
der WRG-Novelle 20118 gemäß § 33d mit Sanierungsverordnung9 ein 
Sanierungsprogramm festlegen. 

Der RH hatte in einem Vorbericht (TZ 19) in den Ländern Salzburg und 
Steiermark einen hohen Besland an Wasserkraftanlagen mil unbefris­
teten Konsensen festgestellt. Da die notwendige Zeit ftir die Abwicklung 
der Verfahren und die zur tatsächlichen Meldung der Zielerreichung 
notwendigen Vorlaufzeiten einen rechtzeitigen Stan der Anpassungs­
maßnahmen erfordenen, halle der RH empfohlen. mit der Bearbeitung 
von Wasserbenutzungsanlagen mit unbefristetem Konsens möglichst 
früh zu beginnen. um die Ziele der Wa errahmenrichtlinie bi 2027 
erreichen zu können. 

1 Unltr Anpassung an drn Stand dcr T("('hmk wird hlrr vor allem auch dir HC:ßtC'lIung 
dt'r Durchgängigkt-it verstanden (Errichtung von Fischaufstiegt'n und aWrTichcndc 
R tSl wasst" rdol irru ng) 

• BGB!. I Nr. 14/2011 

9 Sofern dc:r ZiC'lzustand mnerhalb drr vom NGP vorgö(hc:'ntn Zrlträumt nicht nach 
andrrtn Brstimmungrn dn WRG. WIe' (Iwa durch Abändrrung von Bcwilligungrn in 
Vrrfahrtn gcm!lß § 2101 zwttkmäßigN crrtichbar ist. hat der Landeshauptmann für 
Obrrnäch('nwasstrkö�r odtr Ttilt von ObtrflächtnwaSKrkörptm (Sanierungsgebiet), 
die einen schlechteren al.s den angt'Strtbten guten Zidzustand aurweiStn. entsprt'<'hrnd 
den im NGP rC'Stgdegten Priontäten zur sturl:nwl:istn Ziclerreichung mit Vc:rordnung 
ein Sanierungsprogramm zu erstellen. 

1 7  
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(2) a) Das Land Salzburg hatte im Nachrrageverrahren mitgeteilt, dass 
vorgesehen sei, Wasserbenutzungsanlagen mit unberristeten Konsen­
en entsprechend der im NGP vorgesehenen Sanierungsprioritäten zu 

behandeln. Dabei werde zu prüren sein, ob die rechtliche Abwick­
lung über Verrahren nach § 21a  WRG oder über Verordnungen nach 
§ J3d WRG enolgen soll. Eine rreiwillige Anpas ung, die zuminde t 
bis 2015 auch nach dem UmweltfOrderungsgesetz gefOrden werden 
könne, werde besonders angestrebt. 

b) Das Land Steiermark hatte im Nachfragevenahren mitgeteilt, dass 
eine Verordnung des Landeshauptmannes nach § J3d WRG (Sanie­
rungsprogramm) mit 14. März 2012  (LGBI. Nr. 21/2012) kundgemacht 
worden sei. Inhaber wasserrechtlicher Bewilligungen in den Sanie­
rungsgebieten hätten bis spätestens 22. Dezember 2015 restgelegte 
Maßnahmen durchzuführen; entsprechende Sanierungsprojekte wären 
den Wasserrechtsbehörden bis zum 1 4. März 2014 zur Bewilligung 
vorzulegen. 

(3)  Der RH stellte dazu nunmehr rest :  

a)  Im Salzburger Teil des prioritären Sanierungsraums der ersten 
Planungsperiode beranden sich zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
25 unpassierbare Querbauwerke, davon neun Wehre für energeti che 
Nutzung. Die Herstellung der Durchgängigkeit errordene nur wenige 
Maßnahmen. Deshalb verzichtete das Land Salzburg bislang aur die 
SchalTung eines behördlich durchsetzbaren rechtlichen Rahmens 
(Sanierungsprogramm gemäß § J3d WRG) und setzte aur die rreiwil­
lige Umsetzung von Maßnahmen. 

Durch Förderungen des Bundes (2,54 Mio. EUR gemäß UmweltfOrde­
rungsgesetz) und des Landes Salzburg (rd. 780.000 EUR) konnten in 
den Jahren 2010 bis 2014 Betreiber von Wasserkraftanlagen veran­
lasst werden, insgesamt 25 Projekte - vor allem die Errichtung von 
Fischaurstiegshilren - in AngriIT zu nehmen. Die dafür veranschlag­
ten Investitionskosten betrugen 12,94 Mio. EUR. Rund die Hälfte der 
Projekte berand sich außerhalb des prioritären Sanierungsraums. 

Weiters stanete das Land Salzburg aufbauend aur den Ergebnissen der 
_ Wasserkraftpotenzialstudie Land Salzburg-'o eine Beratungsaktion 11 

für Kleinwasserkraftwerksbetreiber, die die Revitalisierung bestehen­
der Kleinwasserkrartwerke zum Ziel hatte. Angestrebt wurde einerseits 

10 Dir 1xrt'IIS Im Vor1xncht berücksichtigte' Untcr5uchung zeigte aur. dass das R�clar­
bt'lIsvt'rmögen btstchendN KraftweR.sanlagen mit ('1O('r Engpasslctslung von w('ni­
ger als 5 MW um rd. 8S qo gölclgrn wrrdcn könnlt'. 

11 die Salzburgt'T WaSStrKTClfibc:ratung 

Bund 2015/15  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)24 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Wasserkraftanlagen mit 
unbefristetem Konsens 

Bund 2015/15  

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie 
hinsichtlich Fließgewässer; Follow-up-Überprüfung 

die Modernisierung bestehender Anlagen zur Erreichung eines höheren 
Ge amtwirkungsgrades und andererseits die Optimierung der Anla­
gen hinsichtlich einer vollständigen und wirtschaftlichen Nutzung der 
Gewässer unter Berücksichtigung der ökologischen Zielvorgaben. Im 
Idealfall sollten Betreiber von Wasserkraftanlagen profitieren und die 
ökologische Funktionsfahigkeil betroffener Gewässer verbessert wer­
den. lm Rahmen der im Märl201 2  gestarteten Beratungsaktion vergab 
das Land bis Oktober 2014 Gutscheine für 30 Wasserkraftberatungen. 

Da in der zweiten Planungsperiode NGP 11 2016 bis 202 1 eine wesent­
lich höhere Anzahl an Maßnahmen erforderlich sein wird - vOraus­
sichtlich 1 1 4  durchzuführende Verfahren - kündigte das Land Salzburg 
für die zweile Planungsperiode die Erlassung einer Sanierungsverord­
nung nach § 33d WRG an. 

b) In der Steiermark erließ der Landeshauptmann im März 201 2 eine 
Verordnung betreffend die Sanierung vOn Fließgewässern.12 Die e ver­
pnichtete Inhaber wasserrechtlicher Bewilligungen in 24 ausgewie­
senen Sanierungsgebieren zur Durchführung von Sanierungsmaß­
nahmen mit der Auflage, bei allen bewilligten Anlagen, Querbauwerken 
und Wassereninahmen für festgelegte Fischarten und Fischgrößen die 
ganzjährige Passierbarkeit zu gewährleisten. Die ausgewiesenen Sanie­
rungsgebiete - Fließgewässerstrecken mit insgesamt 359,5 km Länge­
betrafen jenen Teil des prioritären Sanieru ngsraums der ersten Pla­
nungsperiode in der Steiermark (772,9 km), in dem die Herstellung 
der Durchgängigkeit [Passierbarkeit der Querbauwerke und die aus­
reichende Restwasserfuhrung) das Teilziel war. 

Auch in der Steiermark wurde die Errichtung von Fischaufstiegshil­
fen gefördert. Von 2010 bis 201 4 wurden i nsgesamt 67 Bauvorhaben, 
davon 1 4  freiwillige Maßnahmen außerhalb des prioritären Sanie­
rungsraums, wasserrechtlich bewilligt und als forderungswürdig einge­
stuft. Die dafür veranschlagten Investition kosten betrugen insge amt 
30,35 Mio. EUR; der Bund sicherte 5,78 Mio. EUR, das Land Steier­
mark 2,43 Mio. EUR an Förderungen zu. 

Wie in Salzburg gab es auch in der Steiermark darüber hinaus ein 
gefördertes Beratungsprogramm des Landes flir Kleinwasserkrartwerks­
betreiber zur Abklärung des Oprimierungspotenzials bei bestehenden 
Anlagen. Von Mai 201 3  bis September 201 4 nahmen 67 KJeinwasser­
kraftwerksbetreiber die im Rahmen der Aktion _Klei nwasserkraft Stei­
ermark- angebotenen Beratungen in Anspruch. 

" LGBI. Nr. 21/2012 
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Bezüglich der Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen im prioritären 
Sanierungsgebiet der zweite Planungsperiode bestand in der Steier­
mark die Absicht, Inhaber wasserrechtlicher Bewilligungen in den aus­
zuweisenden Sanierungsgebieten wie in der ersten Planungsperiode 
mit einer Sanierungsverordnung nach § 33d WRG zur Durchführung 
von Sanierungsmaßnahmen zu verpflichten. 

3.2 Die Länder Salzburg und Steiermark setzten die Empfehlung des RH 
teilweise um, indem sie Maßnahmen zur Herstellung der Durchgän­
gigkeit, insbesondere die Errichtung von Fischaufstiegshilfen bei Was­
serkraftanlagen mit unbefristeten Konsensen, im prioritären und auch 
außerhalb des prioritären Sanierungsraum initiierten. Mit der Erlas­
sung der Gewässersanierungsverordnung normierte das Land Steier­
mark in den ausgewiesenen Sanierungsgebieten eine Verpflichtung 
der Wasserberechtigten, best immte bestehende Anlagen an die Sanie­
rungsziele anzupassen. Da die Herstellung der Durehgängigkeit im 
Land Salzburg nur wenige Maßnahmen erforderte, war die Erlassung 
einer Gewässersanierungsverordnung im Land Salzburg in der ersten 
Planungsperiode nicht notwendig. 

Mit der Förderung von Beratungsprogrammen für Kleinwasserkraft­
werksbetreiber starteten die Länder Salzburg und Steiermark Aktionen. 
die eine frühzeitige Anpassung von außerhalb des prioritären Sanie­
rungsraums gelegenen Wasserkraftanlagen unterstützten. 

Der RH anerkannte die bisherigen Aktivitäten; er wies allerdings darauf 
hin, dass in Salzburg und der Steiermark bis 2027 zusammen noch 
mehr als 500 Kraftwerksanlagen angepasst werden müssen. Er empfahl 
daher weiterhin, mit der Bearbeitung der noch immer großen Anzahl 
an anzupassenden Wasserbenutzungsanlagen mit unbefristetem Kon­
sens möglichst früh zu beginnen. 

3.3 a) Lauf StellulIgllahme des Lalldes Salzburg sei durch die IlIstallierulIg 

eiller Wasserkrafiberarullg ill der Abteilullg Wasser sowie exlemer Was­

serkraflberater, durch die Abhaltullg VOll Injonnarionsverallsralrullgell 

ulld Workshopsjür Wasserkraftbetreiber (Berreibertag, Plollenoge • . . .  .) 
sowie durcl/ Kooperatiollell mit deI/ Intcre sClIsvertrelllllgclI (Verei/l 

Klei/lwasserkrafl. Wirtschaflskammcr Salzburg) vor JahreIl begoPII/ell 

worden, morivierellde MaßllahmeIl jür die AI/passllllg VOll Wasserkrafl­

alliagel/ - auch solche mil unbefristelem Konsells - zu setzeII. Diese 

verstündell sich als laufellde Akrio>lCII, welche .. situatiollse!asrisch " 

allgepasst werdelI kö'lIItell. Darüber hinallS solle auel/ das rechtliche 

Illstrumellt einer Sanierungsverordllung eingesetzt werde/!. 

Bund 2015/15  
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b) Das Lalld Steiermark teilte mit, dass e der vom BMLFUW in Abstim­

mUllg mit deli Bundes/ändem bei der Erstellung des NGP 2009 fest­

gelegten Strategie der sTufen weisen lielerreicl,ullg (2015/2021/2027) 
gefolgt sei. Da'lOch solIteIl zuerst die großen Flüsse mit einem Einzugs­

gebiet größer 500 km2 (prioritärer Sanierungsraum der ersten Periode), 

bis 2021 die Oberjlächellgewösser mit Eillzugsgebieten > 100 km2 I/Ild 

zuletzt die kleineren Gewässer bis 2027 saniert werdell. 

/11 Umsetzung dieser sfllfellweisen lielerreichung habe der Landes­

IIOUplmann am 8. Mörz 2012 eine Sanienwgsverordnung kUlldge­

macht. Darin sei die A npassullg VOll 106 im prioritären Sal/ierul/gs­

raum gelegel/ell, nicht fisch passierbaren Querbauwcrken bis spätestens 

22. Dezember 2015 verlal/gt worden. Für 79 anZlipassel/de Querbau­

werke wären bereits eiforderliche Uilleriagel/ vorgelegt und wasser­

rechIliche Bewilligullgell erteilt worden, bei deI/ restlichen Anlagen 

seieIl Veifallren anhängig. Dariiber hinaus wären Sanierungsprojekte 

für weitere 127, außerhalb des prioritären Sanienlllgsraums gelegene 

Querbauwerke wasserrechllich bewilligt worden. Dies sei auf freiwil­

liger Basis oder in luge no/weniger Wasserrecht veifahren (Ablauf 

des befristeten WasserbenutZlingsrechts) erfolgt. Mit der in der nächs­

len UmselZlingspha e geplanten 2. Sanierungsverordnung, die neuer­

lich das liel haben werde, bestimmte Fließgewässerstrecken zu sanie­

rrll, sowie Anpassungen von A nlagen, welche auch kii.iftig freiwillig 

oder wegen leitablaufes des Wasscrbenutzungsrecilles eifolgen sollen, 

ollte ein erheblicher Teil der anlllpassendclI AnlageIl erjasSl werden. 

Für das Lalldes Steiermark sei keill sachlich gerechtfertigten Gnll1d 

erkellnbar, warulll es VOll der "gebietsbezogellell " Sanierung (unabhän­

gig VOll der Befristung des jeweiligen Wasserbenullllngsrechts) abwei­

chen solle. 

3.4 Der RH wies neuerlich auf den Umstand hin, dass in Salzburg und der 
Steiermark bis 2027 zusammen noch mehr als 500 Wasserkraftanlagen 
angepas t werden müssen. Mit der Umsetzung von Maßnahmen zur 
Zielerreichung wäre daher aus den folgenden, bereits in seinem Vor­
bericht (TZ 8) angegebenen Gründen so rasch wie möglich zu begin­
nen: 

(I)  Die rechtliche Durchsetzung von Sanierungs maßnahmen lässt bei 
einem dazu erforderlichen Eingriff in bestehende wasserrechtliche Kon­
sense die Ausnutzung des Instanzenzuges und damit zeitliche Verzö­
gerungen erwarten. Zudem ist anzunehmen, dass die Anzahl der Ver­
fahren, die in den kommenden Perioden durchzuführen sein wird, 
die Kapaziläten der zuständigen Behörden zumindest auslasten, wenn 
nicht übersteigen wird. 

2 1  
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(2) Die techni ehe Um etzung der Sanierung maßnahmen verkürz! die 
zur VerfUgung stehende Zeit zusätzlich. 

(J) Bei der Sanierung des ökologischen Zustandes muss zudem berück­
ichtigt werden, dass Ökosysteme Zeit benötigen, um sich zu regene­

rieren, auch wenn die technischen Gegebenheiten dartir weitgehend 
vorhanden sind. 

(4) Um die Zie1erreichung reststeIlen und an die EU übermitteln zu kön­
nen, muss vorher ein Monitoringzyklus durchlauren werden. 

4,1 ( 1 )  Das BMLFUW schätzte die Kosten fUr die Umsetzung aller mit 
der Wasserrahmenrichtlinie verbundenen Maßnahmen zur Verbesse­
rung des Fließgewässerzustandes im gesamten Bundesgebiet bis 2027 
aur rd. J Mrd. EUR. Diese im Herb t 2010 vorliegenden Schätzungen 
waren nach Ansicht des RH nur sehr grob, zwischen Bund und Län­
dern nicht abgest immt und aur unsicheren Zustandsbewenungen beru­
hend. Die Länder Salzburg und Steiermark verfUgten lediglich über 
grobe KostenschälZungen für die erste Planungsperiode bis 2015. Der 
RH hat te deshalb in seinem Vorbericht rrz 22) den Ländern Salzburg 
und Steiermark emprohlen, aur der Grundlage der ständig verbesscnen 
Kenntn isse über notwendige Sanierungsmaßnahmen möglichst genaue 
Kostenschätzungen fUr alle Planungsperioden zu erarbeiten. 

(2) a) Das Land Salzburg hatte im Nachrrageverrahren ausgefUhn, dass 
es gegenwänig noch nicht möglich sei, für die späteren Planungs­
perioden genaue Kosten zu schätzen. Einerseits müssten über Moni­
toringprogramme der Zielerreichungsgrad der jeweiligen Maßnahme 
überprün und allfallige weitere Maßnahmen aur dieser Basis über­
legt werden, andererseits wären wesentliche Kostenraktoren, wie z.B. 
Grund und Boden, mit einem Planungshorizont von 15 Jahren nicht 
seriös kalkul ierbar. 

b) Das Land Steiermark hatte im Nachrrageverrahren mitgeteilt, dass 
im Zuge der Erstellung des NGP 2015 die Sanierungsmaßnahmen bis 
Ende 2014 entsprechend der sturenweisen Anpassung fUr die Pla­
nung periode 2015 bis 2021 ausgearbeitet würden. Aur Basis die­
ser Grundlagen und nach Evaluierung der Investitionskosten aus der 
ersten Sanierungsperiode würden entsprechende Kostenschätzungen 
für die Sanierungsschritte in der zweiten Planungsperiode erstellt. 
Kostenschätzungen ftir die dritte Planungsperiode würden aurgrund 
der rehlenden Grundlagen - der Gewässerwstand für diese Bereiche 
sei nicht Oächendeckend bekannt, Maßnahmen- bzw. Sanierungskon­
zepte rehlten - nicht durchgefUhn. 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  
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(3) Wie der RH nunmehr feststellte, lagen weder in Salzburg noch in der 
Steiermark GesamLkostenschälzungen vor. Die Begründungen deckten 
sich mit den Ausführungen im Nachfrageverfahren. 

a) Das Land Salzburg verwies auf die in seiner Stellungnahme zum 
Vorbericht dargestellte Strategie, diejeweilige Planungsperiode zu kal­
kul ieren. Die Erarbeitung von .möglichst genauen Kosten chälzungen" 
könne erst auf Basis detaill ierter Grundlagenplanung erfolgen. Auch 
mangels verfügbarer Ressourcen erscheine eS derzeit nicht möglich, 

diese Grundlagenplanung für alle Planungsperioden und alle zu sanie­
renden Wasserkörper durchzuführen. Es werde daher aus WaS erwirt­
schaftlicher Sicht der Ansatz verfolgt, die jeweilige Planungsperiode 
zu kalkulieren. Für spätere Planungsperioden müssten Grobkostenpla­
nungen ausreichend sein. Ein Planungshorizont bis 2027 könne nicht 
wirklich im Detail ka.lkuliert werden. 

Allerdings räumte das Land Salzburg ein, dass es zur Vermeidung mög­
licher drohender Strafsanktionen wegen Verletzung des EU-Sekundär­
rechtes (Verstoß gegen die Umsetzungs fristen der Was errahmenricht­
linie) und angesichts der beträchtlichen Dimension der erforderlichen 
Maßnahmen nicht zuletzt auch im Sinne einer langfristigen Budget­
planung sinnvoll erscheine, ich in angemessener Zeit zumindest grob 
darüber Klarheit zu verschaffen, waS bis wann mit welchen fmanzi­
ellen Auswirkungen ftir wen zu tun sein werde. 

b) Das Land Steiermark vertrat auch im Rahmen der Gcbarungsüber­
prüfung die Ansicht, dass der Aufwand für Kalkulationen sehr hoch 
sei und die Ergebnisse keine gesicherte Aussage hinsichtlich der tat­
sächlichen Kosten für diese Planungsperiode zuließen. 

Die Verantwonlichen in beiden Ländern betonten, dass Sanierungs­
maßnahmen entsprechend der vom NGP 2009 vorgegebenen Strategie 
schrittweise gesetzt würden. Um die Kosten nieder zu halten, werde 
vor der Ausftihrung weitergehender Maßnahmen der Erfolg bereits 
gesetzter Maßnahmen überprüft. 

4.2 Die Empfehlung war nicht umgesetzt, weil weder Salzburg noch die 
Steiermark Gesamtkostenschätzungen über die - auf Basis der Was er­
rahmenrichtlinie und des NGP - notwendigen Sanierungsmaßnahmen 
bei Fl ießgewässem erstellt hatten. 
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Der RH wiederholte deshalb seine Empfehlung, auf der Grundlage 
der ständig verbessenen Kenntnisse über notwendige Sanierungsmaß­
nahmen möglichst genaue KostenschälZungen für alle Planungsperi­
oden zu erarbeiten. Nach seiner Ansicht ist es trolZ Unwägbarkeiten 
möglich, mit dem verbessenen Kenntnisstand aus zahlreichen Unter­
suchungen, Projekten und bereits durchgefühnen Maßnahmen - auch 
unter Einbeziehung verschiedener Varianten - in Zusammenarbeit 
mit dem BMLFUW und den anderen Ländern aussagekräftige Gesamt­
kostcnschälZungen zu erstellen. Der sich bei Berücksichtigung ver­
schiedener Varianten ergebende Schwankung bereich der SchälZungen 
sollte sich mit den in den nächsten Jahren zu erwanenden zusälZlichen 
Erkenntnissen zunehmend einschränken lassen. 

4.3 a) Laut Stellungnahme des Landes Salzburg könne der Empfehlung des 

RH insofern nicht nachgekommen werden, als die notwendigen Sanie­

rungsmaßnohmen für die Periode 2021 -2027 noch nicht eindeutig defi­

nieroar seie.1. Diese seien auch von den Ergebnissen der an verschie­

denen Universitäten laufenden Forselrungsprojekte, in deren Rahmen 

der Stand der Wissel/Schaji bzw. der Stand der Technik erarbeitet wer­

den soll, abhängig. Die bereits bekannten Kosten der umgesetZlen Maß­

.ra/rmen würden im Land Salzburg aber naelrkalkulien werden und in 

die Kostenselrätzungen für die Periode 2015-2021 einjließen. 

b) Laut Stellu.tgnahme des Landes Steiermark sei ein methodisches 

Vorgehen mit der Entwicklung VOll verpjlichtenden Maß.rahmen zur 

Zielzustandserreichung wegen der äußerst komplexen Belasrungssitu­

ation der Gewässer (Querbauwerke, Staue, Restwasser, Schwall, Mor­

p/rologie und teilweise stofflichen Belastungen) derzeit nicht möglich. 

Fragen, welche gewässerökologische Verbesserungsmaßnahmen wei­

che konkreten Erfolge an welchem Gewässer bewirken und darüber 

hinausgehende Berrachtu.tgen, ob und welche Maßnahmen bis 2027 
noch notwendig seieIl, könntenfachlich noelr nielli beantwonet werden. 

Auch fehlten derzeit noch immer verpjlieillende Vorgaben zur Umset­

zu.tg morphologischer Maßnahmen seitens des BMLFUW. Zum Thema 

Schwallbelastung würden erst in der 2. NGP Periode (2015-2021)  ent­

sprechende Grundlagen für etwaige A npassungen in der letZlen Peri­

ode (2021-2027) geschaffen. 

Da in den meisten FälleIl BelastungskombinationeIl auf die Gewässer 

einwirkten, sei die Entwicklung von umsetzbaren, notwendigen Sanie­

rungskonzeptell, mit denen der Zie/zustand _gesielten- erreicht wer­

den könne, derzeit praktisch nielli möglich. Somit sei auch eine genaue 

Kostenseltötzung für alle Planungsperioden momentan nicht mach­

bar. Sobald entsprechende Grundlagen des BMLFUW und Erkennt-

Bund 201 5/ 1 5  
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IIisse über Wirksamkeit ulld KosteIl VOll durchgefüh rteIl Sanierungs­

maßllahmen des erstell NGP vorlägell, würde das Land SteiemlOrk der 

Empfehlullg des RH nachkommen und die Kosten von weiteren ziel­

brillgenden SOllierullgsmaßllahmen ermitteln. 

4.4 Für den RH bestätigten die Stellungnahmen der Länder Salzburg und 
Steiermark seine im Vorbericht (TZ 8, 9) geäußerte Kritik an dem vom 
BMLFUW festgelegten Zeitplan der stufenweisen Zielerreichung. Die­
ser sah späte Termine für die Zielerreichung vor, wie z.B. das Errei­
chen des Zielzustands im prioritären Sanierungsraum der ersten Peri­
ode am Ende der zweiten Umsetzungsperiode im Jahr 202 1 .  

Die insbesondere vom Land Steiermark angeführten Probleme bei der 
Festlegung der erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung des für die 
Periode bis 2021 vorgegebenen Ziels des guten Zustands im prioritären 
Sanierungsraum der ersten Periode - und in noch größerem Ausmaß in 
den Sanierungsräumen der folgenden Perioden - stellen nach Ansicht 
de RH die termingerechte Erreichung der Sanierungsziele in Frage. 

Der RH betonte, dass er es angesichts der beträchtlichen Dimension 
der erforderlichen Maßnahmen nicht zuletzt auch im Sinne einer lang­
fristigen Budgetplanung für wichtig erachtet, sich in angemessener 
Zeit so genau wie möglich über das Ausmaß der erforderlichen Maß­
nahmen und deren fmanzielle Auswirkungen Klarheit zu verschaffen. 

5.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 4) den Ländern Salzburg und 
Steiermark empfohlen, die Erarbeitung und Verordnung von wasser­
wirtschaftlichen Regionalprogrammen 1 3 voranzutreiben. Diese gäben 
der Behörde die Möglichkeit, Verfahren auf Basis der so vorgegebenen 
Standards rascher abzuwickeln und trügen auch zur Planungssicher­
heit für potenzielle Konsenswerber bei. 

(2) a) Das Land Salzburg hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt, dass 
für die Planungsperiode 201 5  bis 2021 die Erstellung von Regional­
programmen geplant sei. 

b) Das Land Steiermark hatte im Nachfrageverfahren die Erlassung 
eines Regionalprogramms zum Schutz von Gewässerslrecken ange­
kündigt, indem Gewässerstrecken mit besonderer ökologischer Bedeu-

I }  Gemäß § 5Sg WRG hat der Landcshauptmann, wenn dies zur Erreichung und Einhal­

tung der festgelegten UmwellZiele erforderlich ist. wasserwit1Schaftliche Regionalpro­

gramme mit Verordnung zu erlassen. Gegenstand solcher Programme können l.B. Wid­
mungen für bestimmte wasserwirtschanliehe Zwecke oder Einschränkungen bei der 

Verleihung von Wasserrechten sein, nichl aber Sanierungsaufträge. 
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tung ausgewiesen und mit klar defl nienen Nutzungsbeschränkungen 
belegt werden sollen. Als Grundlage rur dieses Regionalprogramm sei 
bereits das Fachpapier .Ausweisung von Gewässerstrecken mit beson­
derer ökologischer Bedeutung· erarbeitet und zur Diskussion gestellt 
worden. Auch die Erstellung von Bewinschaftungsplänen sei zumin­
dest rur alle prioritären Fließgewä ser als Grundlage rur das Regio­
nalprogramm beabsichtigt. Laufende Gewässerbewinschaftungspla­
nungen gebe es bereits an der Mur, Mürz, Enns, Raab, Kutschenitza l4 
und der Oberen Lafnitz. 

(J) Der RH stellte dazu nunmehr fest : 

a) Das Land Salzburg erachtete - abweichend von der Ankündigung 
im Nachfrageverfahren - die Erlassung von Regionalprogrammen rur 
obsolet. weil nur mehr sehr restriktiv Standonmöglichkeiten für die 
Errichtung von Was erkraftanlagen zur Verfugung stünden. Ob an 
einem der noch möglichen Standone. die bereits allgemein bekannt 
seien. ein Kraftwerk errichtet werden könne. sei eine Frage der Interes­
sensabwägung und im Rahmen des Bewill igungsverfahrens zu klären. 
Im Bereich von Gewässerstrecken in sehr gutem Zustand schließe das 
Verschlechterungsverbot die Errichtung von Kraftwerken ohnedies aus. 

b) In der Steiermark lag ein mit 16 .  Juni 201 4 datiener Entwurf eines 
wa serwinschaftlichen Regionalprogramms gemäß § 55g WRG (Gewäs­
serschutzverordnung) vor. Der Verordnungsentwurf enthielt Regelungen 
für Nutzungen und Bauten. die Auswirkungen auf die hydromorpho­
logischen Eigenschaften defmiener. schützenswener Gewässerstrecken 
bedingen, wobei zwischen Bewahrungsstrecken, ökologischen Vor­
rangstrecken und Abwägungsstrecken 1 5 unterschieden wurde. Nut­
zungen und Bauten innerhalb der ausgewiesenen Strecken sollten, in 
Abhängigkeit von der jeweiligen Kategorie, unterschiedlichen Ein­
schränkungen in Bezug auf Stau. Wa serentnahmen und Durchgän­
gigkeit unterworfen sein. 

Der vorliegende Entwurf der Gewässerschutzverordnung. der auf 
Ergebnissen der Ist-Bestandsanalyse 201 J des Gewässerzustands, der 
Studie Was erkraftpotenziale der Steiermark 16 und Gewässerbewin-

14 EU-ProJ<,kt unltr Einbindung von SlowrRlrn 

l'i B('wahrungsslrtd.tn (naturbdasstn: d.s. hydro morphologisch wtllgthtnd unlxlaslf't(' 
und nUl'lungsrreir G('wä�rslrt'Ck('n) soll('n erhalt<," bl('lbC'n; otologische" VOlT3ngnrt­
ckC'n (okologtsch lK'drUl5am: d.s. hydrologisch gtnng lK-lastrtt und weitgthtnd nut­

lungsrrt'ir Grwäß('ßlrtd.tn) solltn in Ihrt'r Wrn.lgktll trha!!r" bzw. vt�n We-T­
den. In Abwägungsstrt'Cktn (mn hoh('m Poumzial zur En('rgitnUl2ung) soll vtrhindtrt 
wtrdrn, dass dt'f Zustand von WaS5('rkö�m vtrschl«hl('n wird. auch w('nn grund­
sätzlich (,lnt Ausnahm(' nach § 100a WRG moglich wart. 

16 WasS('rkraftpol('nzialt der Sieltnnark. Entrgie SI('ltnnark AG. 201 3 

Bund 2015/ 1 5  
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schaftungsplanungen ba iene, wies rd. 2 1  'lb des Steiermärkischen 
Gewäs ernetzes 17 als schützenswene Gewässerstrecken aus. Der Ter­
min rur das Inkrafttreten der Gewässerschutzverordnung war zur Zeit 
der Überprüfung noch offen. 

5.2 a) Das land Salzburg setzte die Empfehlung des RH nicht um. 

Der RH wiederholte seine Empfehlung an das land Salzburg, die Erar­
beitung und Verordnung von Regionalprogrammen voranzutreiben. Für 
den RH waren Regionalprogramme nicht nur im Zu ammenhang mit 
der Errichtung neuer Wasserkraftwerke zweckmäßig, sondern generell 
wichtige Instrumente zur Bewältigung der auftretenden Zielkonnikte im 
Zu ammenhang mit der Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung 
und der Erhaltung der gemäß § 30a WRG festgelegten Umweltziele 
(guter Gewässerzustand) und anderen Interessen, wie Wasserkraftnut­
zung, Hochwasserschutz, Landwinschaft. Erholungsraum und andere 
Nutzungsansprüche. 

Der RH maß insbesondere den der Verordnung von Regionalpro­
grammen vorangehenden wasserwinschaftlichen Planungsprozessen 
(GewässerbewinschaFtungs- und Gewässerentwicklungskonzepten) 
hohe Bedeutung bei, in denen es gilt, verschiedene Nutzungsinteres­
en abzuwiegen und unter Einbindung der Stakeholder Grundsatzent­

scheidungen zu treffen. 

b) Da Land Steiermark setzte die Empfehlung des RH teilweise um, 
indem es wichtige Daten-Grundlagen erarbeitete und eine Gewässer­
schutzverordnung im Entwurf vorlag. Die Erreichung erhöhter Pla­
nungs- und Rechtssicherheit rur potenzielle Kon enswerber und eine 
Reduktion des Verwaltungsaufwands durch die Möglichkeit, Verfahren 
auf Basis der so vorgegebenen Standards rascher abzuwickeln. setzte 
jedoch rechtlich verbindliche Festlegungen und folglich den Erlass der 
Gewässerschutzverordnung vorau . 

Dem Land Steiermark empfahl der RH, ein Regionalprogramm (Gewäs­
serschutzverordnung) zu erlassen. 

5.3 a) Laut Stellullgnahme des Landes Salzburg werde überlegt, Regional­

programme ehlzusetze'l, weil diese bei riller kombillierten Umsetzullg 

der Wasserrahmellrichtlinie ulld der Hocl,wasserricl,tlinie hilfreich sein 

köllntclI. Regionalprogramme, wie sie alldere BUlldeslöllder erarbeitet 

härteIl (z.B. Oberösterreich '/lid Steiermark), erscl,iellell ill Salzburg 

11 I t tlb Bewahrungsstr«Krn, 8 tlb ökologische Vorrangstrt'Ckcn. 2 tlb Abwägungsstrcdcn: 

�zog('n aur Fließgewäßtr mit einen Einzugsgebiet > 10 kml 
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nielli notwe" dig. weil sich die e mit TieJengrundwässem bzw. quali­

tativen Aspekten zum chutz des Grundwassers beschäftigt I,äl/en. 

b) Das Land SteiemlOrk teilte in der Stellungnahme mit. dass die Ver­

ordnung des Landeshauptmanns. mit der ein Regionalprogramm zum 

Schutz I'on Gewässerstrecken erlassen wird (. Gewässerschutzverord­

tlung") am J. Juni 2015. LGBI. Nr. 40/201 5. erlassen worden sei. 

5.4 Der RH nahm zur Kenntnis. dass der Lande hauptmann der Steiermark 
ein Regionalprogramm zum Schutz von Gewässerstrecken (.Gewäs­
serschutzverordnung") zwischenzeitlich erlassen hat. 

6.1 ( I ) Die Wasserrahmenrichtlinie definierte Gewässerabschnine. die durch 
den Menschen - wie bspw. Wasserkraftwerke. Hochwasserschutz. 
Schifffahrt - stark beeinträchtigt wurden. als erheblich veränderte 
Wasserkörper. Bei diesen galten abgeminderte Ziel etzungen (gutes 
ökologi ehe Potenzial. d.h. ein Zielzu tand. der ohne Genihrdung der 
Wassernutzung erreichbar ist). weil die Herstellung des guten ökolo­
gischen Zustands signiftkant negative Auswirkungen auf die jewei­
lige Nutzung hätte. 

Der RH hatte in seinem Vorbericht rrz 10) dem Land Salzburg emp­
fohlen. rur die als erheblich veränderte Wasserkörper ausgewiesenen 
Gewässerstrecken im prioritären Sanierungsraum die zur Erreichung 
des guten ökologischen Potenzials notwendigen Maßnahmen umge­
hend zu definieren. um Planungsgrundlagen rur die Sanierung zu 
schaffen. Von den österreichweit 1.719 km Flusslänge an erheblich 
veränderten Wasserkörpern entfielen 79 km auf Salzburg. 

(2) Das Land Salzburg halle im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass 
rur die im prioritären Sanierungsraum gelegenen erheblich verän­
derten Wa erkörper die notwendigen Maßnahmen zur Erreichung de 
guten ökologischen Potenzials deflnien worden seien. Die betroffenen 
Wasserkörper der Oberalm. des Hollersbachs und der Mur hätten auf­
grund der gesetzten Maßnahmen bereits das gute ökologische Poten­
zial erreicht. In der Salzach seien Aktivitäten gesetzt worden. die da 
gute Potenzial herstellen könnten: Die Sohlstufe Lehen sei durch die 
Errichtung eines Kraftwerks fischpassierbar gemacht. beim Kraftwerk 
Sohlstufe Hallein ein Fischaufstieg errichtet und beim Kraftwerk Urstein 
der Fischaufstieg in Betrieb genommen worden. Weiters seien Struk­
turierungsmaßnahmen in den Unterwasserbereichen der Kraftwerks­
keIle Mittlere Salzach durchgeführt worden. Bei der Saalach wären 
die Maßnahmen für die betroffenen Ab chnitte (Grenzgewässerstre­
cke) noch mit Bayern abzustimmen und zu koordinieren. 

Bund 2015/ 1 5  
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Bund 201 5/ 1 5  

(3) Wie der R H  nunmehr feststellte. lag i n  Salzburg eine Liste mit 
24 Projekten für die erheblich veränderten Wasserkörper der Salzach 
und Saalach vor. Darin enthalten waren Maßnahmen zur Herstel­
lung des Fl ießgewässerkontinuums. zur Verbesserung der Stauwur­
zel- und Uferstrukturen. Flus aufweitungen sowie die Maßnahmen 
der MündungsolTensive'8. Nach Angaben des Landes wurden bis zum 
Herb t 201 4 an der Salzach bereits 47 C\b und an der Saalach 1 2  C\b der 
Projekte umgesetzt. 

6.2 Das Land Salzburg setzte die Empfehlung des RH um. indem es die 
Maßnahmen definierte. die zur Erreichung des guten ökologischen 
Potenzials der in Salzburg vorhandenen erheblich veränderten Was­
serkörper notwendig waren und mit der Umsetzung dieser Maßnah­
men begann. 

7.1 ( I )  Der RH hatte in seinem Vorbericht (TZ 1 6) festgestellt. dass in den 
Ländern Salzburg und Steiermark keine Konzepte vorlagen. die Umfang 
und Kosten der zur Herstellung des Zielzustandes im prioritären Sanie­
rungsraum der ersten Planungsperiodel9 erforderlichen Maßnahmen 
auswiesen. Er hatte den Ländern empfohlen. entsprechende Konzepte 
zu erstellen. 

(2) a) Nach Mitteilung des Landes Salzburg im Nachfrageverfahren 
seien solche Konzepte aus den bisher vorliegenden Planungen for­
muliert worden. Für den prioritären Sanierungsraum der zweiten Pla­
nungsperiode würden Konzepte erarbeitet werden. 

b) Das Land Steiermark hatte im Nachfrageverfahren mitgeteilt. dass 
das Sanierungsprogramm zur Herstellung der Durchgängigkeit im pri­
oritären Sanierungsraum der ersten Planungsperiode in Umsetzung sei. 
Die Ko ten des Programms seien im Zuge der Erstellung des NGP 2009 
ermittelt worden. Im Rahmen der I t-Bestandsanalyse 201 3  würden 
die aktuellen Monitoringergebnisse eingearbeitet. Nach dem Vorlie­
gen der aktuellen Gewässerzustände würden bis 20t4 weitergehende 

I' 01(' Salz3ch und dir Saalach hab(n sich in dtn In21('n Jahrzthnttn massiv - in eini­

gt" Abschnitten biS tu fünf Mett'T - in drn Unttrgrund tingt'grabc:n. An dt'n Ein­
mllndungt'n der NebC'nnüssc: t'ntslandt'n dadurrh hoht' tuftn. dlt' ('Int WandC'rung dtT 

Fischt' in dir Nt'!>tngrwbstr vC'rhindem. Di(' 1m RahmC'n dt'T MOndungso(ft'nsiv(' VOT­

grseht'nen Maßnahmt'n soll('o dlc Durchgängigktlt wiNcrht'rstrllt'n. 

" IXr pnoriUlrr Sanit'rungsraum umfasstt' mt'ist FIi('ßg��r mit Einzugsgt'bit(en 

>500 kml, In Salzburg wartn ditos Gewä�ßIrt'Cken der Salzach. Saalach. Oichu:n. 

Fischach. Mur. KOnigsache und lammer: rd. 9 � der Flicßgcwäs�r mit cint:r Gcsamt­

länge von 201 km. In dcr Sleiermark waren C'S GewäSSC'r5trt'Cken der Mur. Enns. Laf­
nil2. Raab (Rabcal. Ftistritz (lafniul. MOn.. Salz3. Kainach und Sulm: rd. 1 2  � dcr 

Flleßgt"W sser mit einer GC"Samtlänge von 773 k.m. 
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Maßnahmenkonzepte zur Zielzustandserreichung für die prioritären 
Gewässer ausgearbeitet und entsprechende Kostenschätzungen für die 
zweite Planungsperiode erstellt. Maßnahmenkonzepte mit detaill ier­
teren KostenschälZungen fUr die Sanierung prioritärer Gewäs erstre­
cken seien im Zuge von Gewässerbewinschaflungsplanungen für Teil­
bereiche IRaab und Mur im Abschniu Mellach bis Spielfeld) bereits 
ausgearbeitet worden. 

(3) Der RH stellte dazu nunmehr fest : 

a) Die in Salzburg vorl iegenden Konzepte umfassten Maßnahmen 
und KostenschälZungen zur Herstellung der Ourchgängigkeit und zur 
Verbesserung der Gewässermorphologie20 in den prioritären Sanie­
rungsräumen der ersten und zweiten Planungsperiode. Ein Teil die­
ser Maßnahmen war bis Oktober 201 4  bereits umgesetzt worden, die 
Ourchftihrung der anderen solhe bis 2021 erfolgen. Die ge chälZten 
Kosten aller Maßnahmen wurden mit 93,57 Mio. EUR angegeben. Auf 
Maßnahmen im prioritären Sanierungsraum der ersten Planungspe­
riode entfielen rd. 60,57 Mio. EUR21 ,  auf Maßnahmen im prioritären 
Sanierungsraum der zweiten Planungsperiode n,n Mio. EUR. Bis 
Oktober 201 4  waren Maßnahmen mit Investition kosten in der Höhe 
von 2 1 , 52 Mio. EUR real isiert oder standen in Umsetzung. 

Die Kostenschätzungen waren nach Angaben des Lande Salzburg noch 
unvollständig, weil noch nicht alle zur Erreichung des vorgegebenen 
Umwellziels erforderlichen Maßnahmen enthahen waren. 

b) In der Steiermark lagen - neben der bereits 2010 vorgelegten 
Ge amtkostenermiltlung in Höhe von rd. 20 Mio. EUR fUr die Teilzieler­
reichung bis 201 5  - Maßnahmenkonzepte fUr die Sanierung einzelner 
Gewässerstrecken des prioritären Sanierungsraums mit detaill ierteren 
Kostenschälzungen vor, die das Land im Rahmen von Gewässerbe­
winschaftungsplanungen erstellen ließ, z.B. für die Raab.22 Konzepte 
mit den zur Erreichung der Umweltziele im prioritären Sanierungs­
raum der ersten Planungsperiode erforderlichen Maßnahmen konnte 
das Land Steiermark nicht vorlegen. Die Verantwortlichen begründe­
ten dies mit noch nicht vorliegenden Moniloringergebnissen und damit 
verbundener Planungsunsicherheil. 

20 C'lnschließlich Maßnahmen der MundungsofTrnsive 

11 wobC'i noch nicht alle morphologischen und Mtlndungsmaßnahmrn erfasst wart" 

12 rd. 2,)1 MIO, FUR g('S('hatz!c Koslrn fUrdit" lIt"rslcllung der Durrhgängigkt'it an 12 Quer 

bauwerkeIl 
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Im Dezember 20\4 befanden sich i n  der Steiermark Maßnahmen zur 
Verbesserung der Gewässerökologie und Herstellung der Durchgängig­
keit mit Investitionskosten im Gesamtausmaß von 35,8\ Mio. EUR -
davon 32,62 Mio. EUR im prioritären Siedlungsraum - in Umsetzung.I) 

7.2 Der RH wies daraufhin, dass der Handlungsbedarf in den beiden Bun­
desländern unterschiedl ich groß war. In Salzburg umfasste der prio­
ritäre Sanierungsraum der ersten Planungsperiode Gewässerstrecken 
mit insgesamt 200,8 km Länge, in der Steiermark waren es 772,9 km. 

a )  Das Land Salzburg setzte die Empfehlung des RH teilweise um, 
indern e Kosten chätzungen rur einen großen Teil der zur Sanierung 
des prioritären Sanierungsraumes der ersten Planungsperiode erfor­
derlichen Maßnahmen erstellte. Der RH empfahl dem Land Salzburg 
die vorhandenen Kostenschätzungen möglichst rasch zu vervollstän­
digen und die Genauigkeit unter Heranziehung neuer Erkenntnisse 
laufend zu verbessern. 

b) Das Land Steiermark setzte die Empfehlung des RH teilweise um, 
indern es rur einzelne ausgewählte Flussabschnitte Maßnahmenkon­
zepte mit detaillierteren Kostenschätzungen ausarbeiten ließ. Es fehlte 
allerdings eine Gesamtanalyse der zur Herstellung des Zielzustandes 
erforderlichen Maßnahmen. Der RH wiederholte daher seine Empfeh­
lung an das Land Steiermark, ein Konzept mit Aufstellungen über 
Umfang und Kosten der zur Herstellung des Zielzustandes im priori­
tären Sanierungsraum der ersten Planungsperiode erforderl ichen Maß­
nahmen zu erstellen. 

7.3 a) Laul Siellulignallme des Landes Salzburg werde es die Empfehlulig 
des RH im laufelldell Be/rieb umse/zc,1. Nebell der Naclrkalkulalioll 
der KOSlell und der Berücksicilligung VOll Ergebllis en des MOll ilo­
ring werde der S/and der WisselischaJl beobacille/ und Gesarlllevalu­
ierullgell würdell durclrgefüllrt. 

b) Das Lalld Sleiermark wiederllolle in der SlrllulIgnalime die berrils 
im Rallmell der Follow-up-Überprüjullg vor Ort vorgebracillell Aus­
führullgell. Die Koslellftir die Hersiellulig des Teilzieles .Durchgängig­
keil· für die I .  Plallungsperiode in der Steiermark seieIl enni/le/l und 
dem Reclilluligshof milge/ei/I wordell. Für die zusä/zliclrell gewässer­
ökologiscllen Verbesseru ngsma811allmell zu r Zielzustalldserreicllu IIg 
würden in der Sleiermark Jlu gebielsbezogelle Konzrplr erslelil. Für 
Tei/absclilli/le der Mur, die Raab, KUlscirenilza, Feislrilz ulld Lafnilz 

oll Di� Proj�kt� wart�n lumlnd�t wasscrrtthtlich Mwilligl und auch Fördcrzusag('n 
lagen vor. 

31  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 37 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Konzepte zum Sanierung.umfang 
im prioritären Sanierung.raum 

Potenzial zur 

Energiegewinnung 
durch Anpassung der 
Y(asserkra�erke 
an den Stand der 
Technik 

32 

seieIl bereirs KOllzcpre mir Maß/Jahmenvorsehlägm Lur Zielzu rand -

erreichullg ausgearbeirer worden. 

Welche Maßnahmen - lIebeIl der bereirs verordlleren Hersrellung der 

Durchgängigkeir - Lur gesicherten Erreichung des lielzusrandes zusärz­

lieh erforderlich sein werde/I. könne derzeir - wie bereirs zu Tl 4 aus­

gefülm - /Iic/II kOllkrer fesrgelegr werden. Der Empfelt/Ullg des RH 

könne zum derleirigen leirpunkr nur rei/weise enrsproc//ell werden. 

7.4 Zur Stellungnahme des Landes Steiermark verwies der RH auf eine 
Gegenäußerung unter TZ 4 und seine Kritik an dem vom BMLFUW 
festgelegten Zeitplan und die päten Termine rur die Zielerreichung. 

Weiters stellte der RH fest, dass der vom BMLFUW im ationalen 
GewässerbewimchaflUngsplan (NGP 2(09) festgelegte Zeitplan der 
stufenweisen Zielerreichung rur den prioritären Sanierungsraum der 
ersten Periode nach der Herstellung des Teilziels _Durchgängigkeit" 
bis 20 16  die Herstellung des guten Zustands bis 2021 vorsah. Da das 
Land Steiermark die erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung de 
Zielzustands bisher nicht festlegen konnte, war rur den RH die termin­
gerechte Erreichung dieses Sanierungszieles in Frage gestel lt. 

8.1 ( I )  Ent prechend der Energierichtlinie24 der EU hat Ö terreich seinen 
Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-Endenergieverbrauch bis 2020 
auf 34 lIb zu erhöhen. Die Revitalisierung2' bereits bestehender Was­
serkraftwerke kann zur Zielerreichung beitragen. Der RH hatte in sei­
nem Vorbericht (TZ 1 7) dem Land Steiermark empfohlen. da mit einer 
Anpassung der Wasserkraftwerke an den Stand der Technik verbun­
dene Potenzial zur Energiegewinnung zu erheben. 

(2) Laut Mitteilung des Landes Steiermark im Nachfrageverfahren sei der 
Empfehlung des RH bereits Rechnung getragen worden. Im Auftrag des 
Landes habe die Energie Steiermark 201 3  eine Studie zu den Wasser­
kraftpotenzialen der Steiermark erstellt. Darin sei das gesamte Optimie­
rungspotenzial der bestehenden WasserkraFtanlagen in der Steiermark 
ermittelt worden. Zudem habe das Land ein gefOrdenes Beratungspro­
gramm rur Kleinwasserkraftwerksbetreiber hinsichtlich Revitalisierung 
bzw. Optimierung potenzial der be tehenden Anlagen gestanet. 

1. Richlh",� 2009/28/EG dr-s EuropaischC'n Parlamc-nts und dt'S Ralt'S zur FordC'rung dc-r 

Nutzung von EnC'rglC' aus C'mC'ul:rbaITn Ou('l1('n 

10, UnlC'r dem BqCrifT R('vilahslC:�rung wmJ tlnC'l"SC'lts du: ModC'ml.slC'rung IxstdlC'ndcr Anla­

gtn zur l:�ichung tIMrs höh('�n Gt"Samtwirltungsgrades und andC'lTl"SC'lIs dir Opll­

mJ(�'nlng dn Anlagtn hinsichlilch ('lner vollslandigen und wlnschafilirhen Nutzung 

der Gewässer unter Berücksichtigung der Okologl.st"hC'n ZIC'lvorgabC"n vC'TSlandt:'n. 
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Bund 2015/ 1 5  

Delailliertere Grundlagen zur Revital isierung bzw. Optimierung beste­
hender Anlagen seien im Rahmen von bereils durchgeftihrten Gewäs­
serbewirtschaftungsplanungen an den Flüssen Raab und Teilen der 
Lafnitz ausgearbeitet worden und auch bci den nächsten Gewässerbe­
wirtschaftung planungen sei vorgesehen, die Verbesserungpotenziale 
an den bcslchenden Wasserkraftanlagen zu ermineln bzw. aufLUzeigen. 

(3)  Der RH stellte dazu nunmehr fe t :  

Das Land Steiermark ließ dic Studie _Wasserkraftpotenziale der Stei­
ermark- erstellen. Diese zeigte ftir die bestehenden Wasserkraftwerke 
an den Steiermärlti chen Fl ießgewässern ein Optimierungspotenzial 
von 493 GWh!a. Die höchsten Optimierungspotcnzialc bestanden mit 
322 GWh!a bei den Kraftwerken an dcr Mur und mit 107 GWh!a in 
den Seitenbächen der Mur. Die Optimierungspolenzialc ftir die Kraft­
werke an der Enns mit Seitenbächcn waren mit 48 GWh!a, ftir Raab, 
Traun und Drau mit 1 6  GWh!a bezi ITert. 

Weiters ließ das Land Steiermark zur Bewältigung des Zielkonnikts 
zwischen Was erkraftnutzung und anderen öITentlichen Intcres­
sen (Umweltziel guter Gewässerzustand, Schutz vor Hochwasser) ftir 
wichtige Gewä er wasserwirtschaftliche Planungen ausarbciten (z.B. 
Bewirtschaftungspläne Enns, Mur, Mürz; Grundsatzkonzept Raab; 
Gewässerbewirt chaftung konzept Obere Lafnitz). Gegenstand dieser 
Untersuchungen war u.a. das Aufzeigen vorhandener Energiepotenziale. 

8.2 Das Land Steiermark selZle die Empfehlung des RH um, weil mit der 
Erhebung _Wasserkraftpotenziale der Steiermark- eine generelle Sm­
die über das Ausbaupotenzial der Wasserkraft in der Steiermark vor­
lag. Weiters verftigte das Land über Detailuntersuchungen und Pla­
nungen ftir bedeutende Flüsse in der Steiermark, die al Grundlagen 
zur Revitalisierung bzw. Optimierung bestehender Wasserkraftanlagen 
geeignet waren. 
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Schlussempfehlungen 

TZ 

19 

22 

4 

10 

16 

34 

9 Der RH stellte fest, dass das Land Salzburg von fünf überprüften 
Empfehlungen des Vorberichts eine umsetzte, zwei teilweise umsetzte 
und zwei nicht umsetzte. 

land Salzburg: Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 

(Reihe Salzburg 2012/2) 

Vorb�richt Follow-up-Üb�rprüfung 

Empf�hlungsinh�lt TZ umg�s�tzt t�ilw�ls� nicht 
umg�s�tzt umg�s�tzt 

Rechtzeitige Bearbeitung von Anlagen mit unbe- 3 X fristetem Konsens 

Genaue Kostenschätzungen für aUe Planungs- 4 X perioden 

Regionalproramme zur Zielerreichung der Wasser-
rahmenricht inie S X 

Maßnahmen zur Erreichung des guten Potenzials 6 X für erheblich veränderte Wasserkörper 

Konzepte zum Sanierungsumfang des prioritären 7 X Sanierungsraums 

Der RH hob daher die nachfolgenden Empfehlungen an das Land 
Salzburg hervor: 

( I )  Mit der Bearbeitung der noch immer großen Anzahl an anzupas­
senden Wasserbenutzungsanlagen mit unbefristetem Konsens wäre 
möglichst früh zu beginnen, weil in SaJzburg bis 2027 noch eine 
große Anzahl an Kraftwerksanlagen angepasst werden müssen. (TZ J) 

(2) Auf der Grundlage der ständig verbesserten Kenntnisse über not­
wendige Sanierungsmaßnahmen wären möglichst genaue Kosten­
schätzungen für alle Planungsperioden zu erarbeiten. (TZ 4) 

( 3 )  Die Erarbeitung und Verordnung von Regionalprogrammen zur 
Zielerreichung der Wasscrrahmenrichllinie wären voranzutreiben. 
(TZ 5) 

(4) Oie vorhandenen Konzepte mit Aufstellungen der notwendigen 
Maßnahmen und Kosten zur Sanierung des prioritären Sanierungs­
raums sollten rasch vervollständigt, die Genauigkeit unter Heran­
ziehung neuer Erkenntnisse laufend verbessert werden. (TZ 7) 
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hinsichtlich Fließgewässer; Follow-up-ÜberplÜfung 

TZ 

19 

22 

4 

16 

17 

Der RH stellte fest, da s das Land Steiermark bis zur Zeit der Über­
prüfung im Oktober 2 0 1 4  von fLinf überprüften Empfehlungen 
des Vorberichts eine umsetzte, drei teilwei e umsetzte und eine 
nicht umsetzte. In der Stellungnahme teilte das Land Steiermark 
mit, dass die in TZ 5 empfohlene .Gewässer chutzverordnung" am 
J. Juni 201 5, LGB!. Nr. 40/201 5, erlassen worden sei. 

Land Steiermark: Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 
(Reihe Steiermark 2012/1) 

Vorbericht Follow-up-Überprüfung 

Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

Rechtzeitige Bearbeitung von Anlagen mit unbe- 3 X fristetem Konsens 

Genaue Kostenschätzungen für alle Planungs- 4 X 
perioden 

Regionalproramme zur Zielerreichung der Wasser-
rahmendcM inie S X 

Konzepte zum Sanierungsumfang des prioritären 7 X 
Sanierungsraums 

Erhebung des Potenzials zur Energiegewinnung 8 X durch Anpassung bestehender Wasserkraftwerke 

Der RH hob daher die nachfolgenden Empfehlungen an das Land 
Steiermark hervor: 

(5)  Mit der Bearbeitung der noch immer großen Anzahl an anzu­
passenden Wasserbenutzungsanlagen mit unbefristetem Kon en 
wäre möglichst früh zu beginnen, weil in der Steiermark bis 2027 
noch eine große Anzahl an Kraftwerksanlagen angepasst werden 
müssen. (TZ J)  

(6)  Auf der Grundlage der ständig verbesserten Kenntnisse über nOt­
wendige Sanierungsmaßnahmen wären möglichst genaue Ko ten­
schätzungen für alle Planungsperioden zu erarbeiten. (TZ 4) 

(7) Es sollte ein Konzept erstellt werden, das Auskunft über die 
zur Herstellung des Zielzustandes im prioritären Sanierungsraum 
der ersten Planungsperiode erforderlichen Maßnahmen und deren 
Kosten gibt. (TZ 7) 
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Abs. 
AG 
Art. 
ATF 

B-VG 
BBG 
BGB!. 
BMLFUW 

BMvrr 
BMWFW 

bzw. 

CCG 

EBIT 

EFRE 
EGT 
EisbG 1 957 
ETCS 

EU 
EUR 
EVU 

FWF 
f./ ff. 

GmbH 
GP 
GWL 
GWP 

HJ 
Hrsg. 

Absatz 
Ak t iengesel lschaft 
Artikel 
Anschlussbahn- und Terminalförderung 

Bu ndes-Verfassu ngsgesetz 
Bundesbahngesetz 
Bundesgesetzblatt 
Bundesministerium rur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft 
beziehungsweise 

Cargo-Center-Graz Betriebsgesellschaft mbH 

Earnings before Interest and Taxes (Gewinn vor Zinsen und 
Steuern) 
Europäischer Fonds rur regionale Entwicklung 
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 
Eisenbahngesetz 1 957 
European Train Control System (Europäisches Eisenbahn­
verkehrsleitsystem) 
Europäische Union 
Euro 
Eisenbahnverkehrsunternehmen 

Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung 
folgende 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Gesetzgebu ngsperiode 
Gemeinwirtschaftliche Leistungen 
Güterterminal Werndorf Projeklgesellschaft mbH 

Halbjahr 
Herausgeber 
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i.d.g.F. 
i.d.R. 
IK5 
inkJ. 

k.A. 
KG 
I<LIEN 

lfg. 

b u r  

in der geltenden Fassung 
in der Regel 
Internes Kontrol lsystem 
ink.lusive 

keine Angabe 
Kommanditgesellschaft 
Klima- und EnergieFonds 

Lieferung 

mit beschränkter Haftung mbH 
MBO Management by Objectives (Führen durch Zielvereinba­

rungen) 
Mio. 

Nr. 
NR 

ÖBB 

p.a. 
PPP 

rd. 
RH 
RoLa 
RRP 
RTA 
RTR 
Rz 

Million(en) 

Nummer 
Nationalrat 

Österreich ische Bundesbahnen 

per anno 
Public Private Partnership 

rund 
Rechnungshof 
Rollende Landstraße 
RoLa Regensburg Projektgesellschaft mbH 
Rail Tee Arsenal Fahrzeugversuchsanlage GmbH 
Rail Tech Et Research GmbH 
Randziffer 

SCHlG 5ehieneninfrastruktur-DienstJeistungsge ellsehaft mbH 
SCHI G-G esetz 5ch i en en i n frastru ktu rfl n a n zi eru n gsgesetz 

TZ Textzahl(en) 

u.a. unter anderem 
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Bund 2 0 1 5/ 1 5  

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 

Verkehr, Innovation und Technologie 

Schi en eni nfrastru ktu r-Dienstleistu ngs­

gesellschaft mbH (SCHIG) - Aufgabenübertragung 

durch das BMVIT 

Die Anzahl der an die SCHIG übertragenen Aufgaben stieg in den 
Jahren 2005 bis 2 0 1 4. Die SCHIG übernahm damit sukzessive auch 
Kernaufgaben des BMVIT. Die an die SCHIG übenragenen Aufga­
ben hätten grundsätzlich von Mitarbeitern des BMVIT wahrgenom­
men werden können. Das BMVlT konterkarierte durch die Ausla­
gerung von Aufgaben das Einsparungsziel des Bundes, welche die 
Aufnahme von neuen Mitarbeitern stark einschränkte. Das BMVlT 
ersetzte die einzusparenden Personalausgaben durch Ausgaben an 
ausgegliederte bzw. externe Unternehmen. Damit war die Trans­
parenz des Personalplans beeinträchtigt und der Personalplan des 
Bundes verlor seine Steuerungs funktion. 

Das BMVlT fmanzierte die SCHIG im überprüften Zeitraum mit 
durchschnittlich rd. 5,28 Mio. EUR pro Jahr. Dies entsprach rd. 79 % 
de ge amten Aufwands der SCHIG. Rund ein Fünftel der Erträge 
lukrierte die SCHIG von anderen Stellen - z.B. von Eisenbahn- oder 
Seilbahnunternehmen - für die für diese erbrachten Leistungen. 

Die SCHIG hatte rd. 6 1  Mitarbeiter. Deren Anzahl sank im über­
prüften Zeitraum um rd. 6 %, wogegen der Personalaufwand der 
SCHIG in diesem Zeitraum um rd. 8 % stieg. Zudem kaufte die 
SCHIG externe Leistungen im Bereich der technischen Infrastruk­
turkontrolle im Um fang von 1 .6 Mio. EUR zu. 

Rund 27 % der Mitarbeiter waren im Rang eines Experten. fach­
lichen Leiters oder Abteilungsleiters. Rund JO % der Personalres­
sourcen nos en in unterstützende, administrative Tätigkeit bereiche 
(Overhead). Dieser Anteil war vergleichsweise hoch. Oie Mitarbei­
tcrnukruation betrug bis zu 2 4  %. 

In den hinsichtlich der einge etzten Personalressourcen bedeutends­
ten operativen Aufgabenbereichen war eine enge Anbindung und 
laufende Abstimmung zwischen SCHIG und BMVIT gegeben. 

47 

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 53 von 100

www.parlament.gv.at



KURZFASSUNG 

Prüfungsziel 

Allgemeine 
Grundlagen 

48 

R 

H 

Die Benannte Stelle der SCHIG zur InteroperabilitälSprüfung von 
Eisenbahnprojekten konnte die Umsatzziele bis zum Jahr 201 2 in 
keinem Jahr er!Ullen. Die bis Mitte 201 2 kumulierten Verluste von 
rd. 1 .5 Mio. EUR wurden schlussendlich vom BMVlT getragen. 

Durch die Übertragung von Aufgaben der öffentlichen Hand an au -
gegliederte Rechtsträger - wie an das Unternehmen SCHIG - und 
durch die Beschränkung des InterpellatioDsrechts bei solchen Unter­
nehmen war die parlamentarische Kontrolle einge chränkt. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war eine Darstellung bzw. Beur­
teilung der Aufgabenübertragung vom BMvrr an die SCHIG. des 
Ressourceneinsatzes der SCHIG. der strategischen und operativen 
Vorgaben des BMVrr !Ur die SCHIG. der Einbindung des BMvrr 
in Entscheidungsprozesse in der SCHIG. der Berichtstätigkeit der 
SCHIG an das BMVlT. der Kontrollen des BMVrr und der Auswir­
kung der Aufgabenübertragung auf die parlamentarischen Kon­
trollrechte. (TZ 1 )  

Die SCHIG wurde per 1 .  Jänner 2005 gegründet und erbrachte !Ur 
das BMVIT Dienstleistungen im Zusammenhang mit der MitteIver­
wendungskontrolle im Eisenbahnwesen. mit der Liberalisierung des 
Eisenbahnwesens im europäischen Kontext und mit der Vergabe 
von Förderungen !Ur das Eisenbahnwesen. Sie stand zu 1 00 % im 
Eigentum der Republik Österreich. vertreten durch den Bundesmi­
nister !Ur Verkehr. Innovation und Technologie. (TZ 2) 

Die Anzahl der an die SCHIG übertragenen Aufgaben stieg in den 
Jahren 2005 bis 201 4. Die SCHIG übernahm damit sukzessive auch 
Kernaufgaben de BMVlT. Die an die SCl-IIG übertragenen Aufga­
ben hätten grundsätzlich von Mitarbeitern des BMVIT wahrgenom­
men werden können. Das BMVrr konterkarierte durch die Ausla­
gerung von Aufgaben das Einsparungsziel des Bundes. welches die 
Aufnahme von neuen Mitarbeitern stark einschränkte. Das BMVIT 
ersetzte die einzusparenden Personalausgaben durch Ausgaben an 
ausgegliederte bzw. externe Unternehmen. Damit war die Tansparenz 
des Personalplans beeinträchtigt und der Personalplan des Bundes 
verlor seine Steuerungs funktion. (TZ 3) 

Bund 2015/ 1 5  
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Aufgaben der SCHIG 

Bund 2015/ 1 5  

SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Gemäß Art. 52 Bundes-Verfassungsgesetz stehen dem Nationalrat 
und dem Bunde rat gegenilber Unternehmen, an denen der Bund mit 
mindestens 50 % beteiligt ist (öffentliche Unternehmen), beschränkte 
Befragungsrechte (Interpellationsrechte) zu. Diese umfassten nicht 
die Tätigkeit der Organe der Unternehmen (Geschäftsführung, Vor­
stand). Durch die Übertragung von Aufgaben der öffentlichen Hand 
an ausgegliederte Rechtsträger war die parlamentarische Kontrolle 
- aufgrund der Beschränkung des Interpellationsrechts - gegen­
ilber Unternehmen eingeschränkt. (TZ 4) 

Bei der SCHIG unterlagen lediglich Weisungen des Eigentilmers und 
Zuslimmungsrechte des BMVIT zum Abschluss von Verkehrsdienst­
verträgen rur den Schienenpersonenverkehr und zum Eingehen von 
Zahlungsverpflichtungen für PPP-Projekte dem Interpellationsrecht. 
Im überprilften Zeitraum nahm die Aufgabenauslagerung an die 
SCHIG durch die gesetzliche Aufgabenerweiterung und durch die 
vermehrte Anzahl an vertraglich übertragenen Aufgaben zu. Diese 
Entwicklung war geeignet, die parlamentarische Kontrolle zu unter­
laufen. (TZ 4) 

Technische Infrastrukturkontrolle 

Die SCHIG prilfte die Umsetzung von Eisenbahninfrastrukturpro­
jekten der ÖBB-Holding bzw. der ÖBB-Infrastruktur AG. Die Durch­
führung der technischen InfTastrukturkontrolle durch die SCHIG 
war grundsätzlich zweckmäßig. Das BMVIT gab der SCHIG diejähr­
lichen Prilfpläne nach einer entsprechenden Abstimmung vor und 
kam damit seiner Steuerungsfunktion nach. Zudem bot das Zusam­
menwirken zwischen der techni chen Infrastrukturkontrolle und der 
Benannten Stelle der SCHIG Synergieeffekte, weil sich die technische 
Infrastrukturkontrolle des speZifIschen fachlichen Know-how der 
Techniker der Benannten Stelle bedienen konnte. Es waren sowohl 
in der SCHIG als auch im BMVIT Mitarbeiter mit technischen Infra­
strukturkontrollen betraut. Damit kam es zu Doppelgleisigkeiten. Die 
Durchführung der techni ehen Infrastrukturkontrolle ausschließlich 
durch die SCHIG wäre zweckmäßig, weil die technische Detailpril­
fung von Bauvorhaben nicht zu den Kernaufgaben einer verkehr -
politischen Steuerung des BMVIT zählte. (TZ 5)  

Die SCmG führte darilber hinaus vertiefte Prilfungen einzelner Bau­
projekte durch. Die SCHIG legte dem BMVIT in den Jahren 201 2  
und 201 3 je einen Bericht über konkrete Einsparungspotenziale 
bei Infrastrukturprojekten auf Basi von Erkenntnissen aus dem 
laufenden Prilfgeschehen vor. Dies war zweckmäßig, weil dadurch 
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Erkenntnisse aus dem laufenden Prüfgeschehen der SCHlG syste­
matisiert aufbereitet wurden und für eine Steigerung der Effekti­
vität und EffIzienz im Rahmen der Infrastrukturentwicklung zur 
Verfügung standen. Es war nicht nachvollziehbar, in welcher Form 
das BMVlT die von der SCHlG erstellten Berichte in weiterer Folge 
berücksichtigte. (TZ 5) 

Förderabwicklung 

Das BMVIT beauftragte die SCHlG mi t  der administrativen Abwick­
lung des Förderprogramms für die Ausrüstung von Triebfahrzeu­
gen und Triebwägen mit  ETCS-Level 2 -tauglichen Systemen, eines 
"Beihilfeprogram ms für die Erbringung von Schienengüterverkehrs­
leistungen in bestimm ten Produktionsformen" (Schienengüterver­
kehrsfOrderung) und der Anschlussbahn- und Terminalförderung. 
(TZ 6 bis 8) 

Die organisatorische Abwicklung des Förderprogram ms ETCS­
Level 2 war an die SCHlG ausgelagert, die Entscheidung über die 
tatsächliche Förderung der einzelnen A nträge wurde aber von Mit­
arbeitern des BMVIT getroffen.  Die administrative Abwicklung des 
Förderprogramms hätte auch von Mitarbeitern des BMVlT wahrge­
nommen werden können. (TZ 6) 

Das BMVlT beauftragte die SCHlG mi t  der Abwicklung des "Beihil­
feprogramms für die Erbringung von Schienengüterverkehrsleis­
tungen in best immten Produktionsformen" für die Jahre 201 3 bis 
201 7.  Das BMVlT verzichtete bei der Abwicklung der Schienengü­
terverkehrsfOrderung auf Zwischenberichte der SCHIG. Die vom 
BMVlT durchgeführten Einsichtnahmen ins Abrechnungssystem 
waren nicht ausreichend dokumentiert. Dies wäre für die Nach­
vollziehbarkeit einer aktiven Rolle des BMVlT als Fördergeber bei 
der Kontrolle erforderlich. Der von der SCHIG zu erstellende Jah­
resbericht für das Jahr 20 1 3  lag zur Zeit der Gebarungsüberprü­
fung noch nicht vor. (TZ 7)  

Außerdem wickelte die SCHIG parallel zur Ansc.hlussbahn- und 
TerminalfOrderung des BMVlT auch die Förderung von Anschluss­
bahn- und Terminalprojekten des Klima- und Energiefonds (KLlEN) 
ab. Oie beiden, bis zum Jahr 201 2  parallel laufenden Förderschie­
nen für denselben Fördergegenstand - das Förderprogram m  des 
BMVIT lief 201 2 aus - erhöhten den administrativen Aufwand für 
die SCHIG und erschwerten den Überblick über den gesamten Mit­
teleinsatz. (TZ 8) 

Bund 2015/15  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Das Entgelt der SCHIG für die Abwicklung der AnschIussbahn- und 
Terminalfdrderung des BMVlT war mit 2 D/o des im jeweiligen Jahr 
ausgezahlten Fördervolumens gedeckelt. Im Jahr 201 3 lag das Ent­
gelt mit  rd. 4 D/o des Fördervolumens bzw. rd. 109.000 EUR deut­
lich über diesem Maximalbetrag von rd. 56.000 EUR. Einsichtnah­
men des BMVlT bei der SCHIG waren nicht schriftlich dokumentiert. 
Dies wäre erforderlich, damit das BMVlT seine Kontrollfunktion als 
Fördergeber nachvollziehbar erfüllt. (TZ B) 

Verkehrsdienstverträge für den Schienenpersonenverkehr 

Das BMVlT war gesetzlich verpflichtet, ein Grundangebot im Schie­
nenpersonenverkehr zu bestellen. Die administrative Abwicklung 
der Verkehrsdienstverträge lagerte das BMVlT ab dem Jahr 2010 an 
die SCHIG aus. Das BMVlT war trotz Übertragung der Bestellung der 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen im Schienenpersonenverkehr an 
die SCHIG in die Vertragserstellung und in die laufende Abwicklung 
der Verträge eingebunden. Bei der Bestellung von Gemeinwirtschaft­
lichen Leistungen handelte es sich um eine verkehrspolitische Kern­
aufgabe des BMVIT. Im BMVlT fehlten schriftliche Genehmigungs­
vorschriFten für die GemeinwirtschaFtlichen Leistungen, obwohl in 
diesem Bereich hohe Beträge (rd. 690 Mio. EUR im Jahr 201 3) aus­
bezahlt werden. (TZ 9) 

Benannte Stelle 

Um in der EU ein durchgängig nutzbares Eisenbahnsystem mit ein­
heitlichen technischen Standards zu ermöglichen, mussten Eisen­
bahnuntemehmen neue Eisenbahnstrecken und Lokomotiven von 
sogenannten Benannten Stellen hinsichtlich ihrer Interopera­
bilität überprüfen lassen. Das BMVIT beauftragte die SCHIG mit 
dem Aufbau einer Benannten Stelle, weil  es in Österreich bis zum 
Jahr 2009 nur eine Benannte Stelle gab und das BMVlT eine Ver­
zögerung wesentlicher Eisenbahn-Investitionsvorhaben befürchtete. 
Die öffentliche Hand war nicht verpflichtet, eine Benannte Stelle 
einzurichten. Es gab daher für das BMVlT keine Verpflichtung, die 
SCHIG mit dem Aufbau einer Benannten Stelle zu beauftragen. 
Für das BMVlT hätte es bereits mit  dem Eintritt zweier weiterer 
Benannter Stellen in den österreich ischen Markt in den Jahren 2010 
bzw. 201 1  ersichtlich sein müssen, dass das erwartete Marktversa­
gen bei Benannten Stellen in Österreich nicht eintreten würde. Das 
BMVlT war an zwei zueinander am Markt im Wettbewerb stehen­
den österreichischen Benannten Stellen beteiligt, was zu Doppel-

5 1  
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gleisigkeiten und Parallelitäten fiihrte und wirtschaftlich unzweck­
mäßig war. (TZ 10) 

Bis Mitte des Jahres 201 2 entstanden bei der Benannten Stelle der 
SCHIG kumulierte Verluste von rd. 1 ,5 Mio. EUR. Diese konnten 
entgegen dem ursprünglichen Businessplan nicht durch laufende 
Gewinne kompensiert werden und waren damit schlussendlich vom 
Eigentümer BMVIT zu tragen. Die externen Erlöse der Benannten 
Stelle der SCHIG waren durch den verstärkten Wettbewerb wesent­
lich geringer als in den Businessplänen; die Benannte Stelle ver­
fehlte die gesteckten Umsatzziele aufgrund unrealistischer Annah­
men bis zur Umstrukturierung im  Jahr 20 1 2  deutlich. (TZ 1 1 )  

Die SCHIG stellte den Umsatz der Benannten Stelle i m  Jahr 20 1 1 
durch das Legen einer Rechnung ohne entsprechende Leistung zu 
positiv dar. Die Geschäftsfiihrung der SCH IG  legte gegenüber dem 
Aufsichtsrat im Mai 20 1 2  eine positive Entwicklungsvorschau fiir die 
Benannte Stelle dar und stellte das Risiko eines Scheiterns wesent­
lich geringer dar als einen Monat später. I m  Juni 201 2  stand das 
Scheitern des Strategiekonzepts fiir die Benannte Stelle aus Sicht 
der Geschäftsfiihrung aber fest und wurde dem Aufsichtsrat ent­
sprechend kommuniziert. Damit informierte die Geschäftsfiihrung 
den Aufsichtsrat unzureichend bzw. verspätet über die prekäre wirt­
schaftliche Lage der Benannten Stelle und verzögerte die notwen­
dige Reorganisation der Benannten Stelle zeitlich. (TZ 1 1 )  

Die erzielten Erlöse der Benannten Stelle lagen i m  Jahr 2 0 1  J erst­
malig über den angestrebten Erlösen. Damit bestand die Möglich­
keit, die bisher angefallenen Kosten fiir den Aufbau der Benann­
ten Stelle zumindest teilweise über Markterlöse zu decken. (TZ 1 1 )  

Nach einer Fusionierung der Benannten Stelle m i t  der Abteilung 
Technische In frastrukturkontrolle der SCHIG im Jahr 201 2 lag keine 
organisatorische und personelle Trennung dieser bei den Bereiche 
mehr vor. Die Aufträge der ÖBB-Infrastruktur AG an die Benannte 
Stelle der SCHI G  und die gleichzeitige Prüfung von Infrastruktur­
projekten der ÖBB durch die SCHIG im Auftrag des BMVIT und 
der ÖBB bargen einerseits das Risiko von Interessenskonflikten. 
Die Zusammenlegung von Benannter Stelle und Technischer Infra­
strukturkontrolle bot andererseits Synergieeffekte durch die stär­
kere inhaltliche und organisatorische Verzahnung. (TZ 1 2) 

Bund 2015/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Die Darstellung der Geschäftstätigkeiten der Benannten Stelle in 
einem eigenen Rechnungskreislauf wäre im Interesse der Trans­
parenz der operativen Aufgabenerftillung. Die Gewährleistung der 
Unabhängigkeit der Benannten Stelle war eine wesemliche Voraus­
setzung ftir deren Akkreditierung. (TZ 1 2 )  

Nicht amtliche Seilbahnsachverständige 

Die SCHIG stellte auf Wunsch des BMVIT im Oktober 2009 vier 
nichtamtliche Seilbahn achverständige ein, das BMVlT beschäftigte 
vier amtliche Sachverständige. Die nichtamtl ichen Sachverständigen 
der SCHIG konnten den antragstellenden Seilbahnunternehmen ftir 
ihre gutachterlichen Leistungen Honoramoten auf Basis kostende­
ckender Stundensätze stellen. wogegen das BMVIT ftir die gleichen 
Leistungen der amllichen Sachver tändigen Kommissionsgebühren 
mit weitaus geringeren, nicht kostendeckenden Stundensätzen ver­
rechnen musste. (TZ I J) 

Die vier nichtamUichen Seilbahn ach ver tändigen verrichteten ihren 
Dienst in den Räumlichkeiten des BMVIT in enger Zusammenar­
beit mit  den amtlichen Sachverständigen des BMVIT. Dies ftihrte zu 
Doppelgleisigkeiten und stellte eine Umgehung des Personalplans 
de BMVIT dar. Im Sinne der Ko tentransparenz wäre es zweckmä­
ßiger. bei entsprechendem Bedarf an Seilbahnsachverständigen im 
BMVIT entsprechende Ressourcen bei amllichen Seilbahnsachver­
ständigen aufzubauen. (TZ I J) 

Registerftihrung 

Die SCHIG führte seit dem Jahr 2001 entsprechend EU-rechtlicher 
Vorgaben das österreich ische Einstellungsregister. Weiters stellte die 
SCHIG ab November 201 1 für österreichische Triebfahrzeugführer 
EU-weit einheitlich gestaltete Fahrerlaubnisse aus und führte ein 
Fahrerlaubnisregister. Die CHIG hob ftir die Führung des Einstel­
lungsregisters von Dezember 201 1  bis März 20t ) anstelle der im 
EisbG 1 95 7  vorgesehenen Gebühren weiterhjn Kostenersätze ein 
und musste mehr al 2 50 Anträge aus diesem Zeitraum rückabwi­
ckeln. Das stellte sowohl ein Umsetzungsdeftzit der SCHIG als auch 
ein Kontrolldeftzit des BMVIT dar. (TZ 1 4) 

Das BMVIT ersetzte der SCHIG den Aufwand ftir das Einstellungs­
register. die Ausstellung von Fahrerlaubnissen und das Fahrerlaub­
nisregister über den Ersatz nicht ko tendeckender Gebühren und 

53  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 59 von 100

www.parlament.gv.at



Kurzfassung 

54 

R 
H 

nicht kostendeckender Pauschalen und deckte den darüber hinaus­
gehenden Aufwand über den Sach- und Per onalaufwand ab. Diese 
Vorgehensweise war wenig zweckmäßig. (TZ 1 4) 

Im Hinblick auf die Umsetzung der im ArbeilSprogramm der öster­
reichischen Bunde regierung (20 1 3  bis 201 8) festgelegten Zielset­
zung der effizienten Neuorganisation verkehrssicherheitsbehörd­
licher Agenden besland bei der Ausstellung VOn Fahrerlaubnissen 
fUr unterschiedliche Verkehrsträger und bei der Führung von Regis­
lern in einer zentralen Slelle die Möglichkeit, Synergien zu erzie­
len. (TZ 1 4) 

Forschung und Entwicklung 

Die SCHlG wirkle zur Zeit der Gebarungsüberprüfung an zwei For­
schungsprojekten, dem Projekt EcoTram und dem Projekt Rail4SEE, 
mit. Die Bearbeitung von Forschungsprojekten lag nicht im Kern­
kompetenzbereich der SCHlG als Erbringerin von Dienstleistungen 
ftir das BMVIT. Die Weiterentwicklung des Forschungsbereichs Ener­
gieoprimierung und das Projekt EcoTram beanspruchten in den Jah­
ren 2009 bis zum ersten Quartal 2 0 1 4  Personalressourcen der SCHIG 
im Umfang von rd. 1 68.000 EUR, die nur ZU rd. 55 % über das Pro­
jekt fOrderbar waren und nur zu rd. 28 % gefOrdert wurden. Das 
Projekt Rail4SEE wies einen hohen Anteil an Personalressourcen 
auf, die nicht fUr den Kernbereich des SCH lG-Know-how, sondern 
in die Fir t Level ConlTOI flossen. (TZ 1 5) 

Trassenzuweisung 

Vier Eisenbahnunternehmen hatten die SCHlG beauftragt, Fahrrechte 
auf deren Schieneninfrastruklur im Zuge der sogenannten Trassen­
zuweisung zu vergeben. Nur ein Eisenbahnunlernehmen meideIe bis 
zum Jahr 201 2  Ad-hoc-Trassen (Trassen bzw. Fahrrechte außerhalb 
des Netzfahrplans). Es war nicht auszuschließen, dass auf dem Schie­
nennet7: der Eisenbahnunternehmen, die die SCHlG mit der Tras­
senzuweisung beauftragt hatten, auch außerhalb des Netzfahrplans 
Züge verkehrten. Damit bestand die Möglichkeit, dass durch die 
Nicht-Beantragung der Ad-hoc-Trassen einerseits das Schienennetz 
dieser Eisenbahnunternehmen - entgegen den Bestimmungen des 
EisbG 1 957 - genutzt wurde und dadurch andererseits der SCHIG 
Einnahmen ftir die Ad-hoc-Tra sen-Zuweisung entgingen. (TZ 1 6) 

Bund 2015/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

PPP-Proje.kte 

Die SCHIG war im überprüften Zeitraum zu 1 00 'l\J  Eigentümerin von 
drei Projektgesellschaften für Public-Private-Partnership-Projekte 
(PPP-Projekte). Die Aktivitäten der SCHIG hinsichUich dieser Pro­
jektgesellschaften waren historisch bedingt; die SCHIG halte die e 
Aufgabe von ihrer Vorgängergesellschaft übernommen. Laut BMVIT 
zählten die PPP-Projekte nicht zum Kerngeschäft der SCHIG;  die 
Projektgesellschaften seien daher zu veräußern. Die PPP-Projekte 
waren mit Risiken, z.B. dem Ausstieg einer Betreibergesellschaft vor 
Abschluss der Refinanzierung der Investitionen, verbunden. (TZ 1 7) 

Die Güterterminal Werndorf Projekt GmbH (GWP) hatte einen 
Eisenbahn-Güterterminal südlich von Graz errichtet und an eine 
Betreibergesellschaft verpadllel. Die SCHIG verkaufte die GWP im 
Jahr 201 2  an die ÖBB-lnfTastruktur AG. Vor dem Verkauf lagen 
durch die Gestaltung des Bestandvertrags sowohl das Nachfrageri­
siko als auch da Finanzierungsrisiko bei der Betreibergesellschaft 
und nicht bei der GWP bzw. der SCHIG. Der Verkaufsprozess - die 
Einholung eines Wertgutachtens als Basis für Verkaufsverhand­
lungen - war positiv. Der erzielte Verkauf preis der GWP lag jedoch 
im unteren Bereich der Bewertung des Gutachtens. (TZ 1 8) 

Beim Klima-Wind-Kanal der Projektgesellschaft Rail Te t EI Research 
GmbH (RTR) lag das Nachfrageri iko bei der Betreibergesellschaft, 
das Finanzierungsrisiko wegen des aus den Gesamtinvestitionskos­
ten zu Beginn des Bestandverhältnis es errechneten Be tandzinses 
aber grundsätzlich bei der RTR und somit bei der SCHIG. Die Finan­
zierung der Sanierung der Hilfs- und Prüfspannung konnte durch 
eine entsprechende Ergänzung zum Bestandvertrag auf die ßetrei­
bergeseIlschaft überwälzt werden. Die SCHIG führte Verhandlungen 
zum Verkauf der RTR. (TZ 1 9) 

Die RoLa Regensburg Projektgesellschaft mbH (RRP) wurde fUr die 
Errichtung eines Güterterminals für die Rollende Landstraße am 
Regensburger Hafen gegriindet und verpachtete diesen an eine 
Betreibergesellschaft. Die Laufzeit des Bestandvertrags zwischen 
der RRP und der Betreibergesellschaft ( 1 5  Jahre) war kürzer als die 
Laufzeit der Kredite für die Finanzierung der Anlage ( 30 Jahre). 
Der Bestandzins, den die Betreibergesellschaft an die RRP zu zahlen 
hatte, war als Fixum ohne Indexierung vereinbart worden, während 
die RRP der Betreibergesell chaft eine über den Verbraucherpreis­
index wertangepasste Miete fUr die Grundstücke zu zahlen hatte. 
Bei einer angenommenen Inflationsrate von 2 'l\J pro Jahr war der 
Bestandzins im 1 5. Jahr wertmäßig um rd. 26 'l\J geringer als im 
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ersten Jahr. Durch die Festlegung einer Mindestzielvorgabe ftir den 
wirtschaftlichen Betrieb de Güterterminal lag da NachfTagerisiko 
bei der RRP und damit bei der SCHIG. (TZ 20) 

Zur Finanzierung der PPP-Projekte nahmen in der Regel die Pro­
jektgesellschaften K redite auf und die SCHIG übernahm daftir eine 
Hartung. Laut Geschäftsordnung der Geschäftsftihrung der SCHIG 
war die Aufnahme von Krediten durch die SCHIG, nicht jedoch die 
Übernahme von Haftungen ftir Kredite der Projektgesell chaften 
durch die SCHIG vom Aufsichtsrat zu genehmigen. Die SCHIG harte 
dementsprechend ftir Kredite der Tochtergesellschaften in der Höhe 
von rd. 51 Mio. EUR ohne Zustimmung des Aufsichtsrats Haftungen 
übernommen. Bei einer ZahJungsunfahigkeit einer Projektgesell­
schaft träfe die SCHIG eine vergleichbare Zahlungsverpflichtung 
wie im Fall einer Kreditaufnahme durch sie selbst. Eine Informa­
tion und Zustimmung des Aufsichtsrats wäre daher auch ftir die 
Übernahme von Haftungen erforderlich. (TZ 2 1 )  

Die SCHIG musste gemäß SCHIG-Gesetz bei Übernahme einer Haf­
tung ftir den Kredit einer Projektge ellschaft nicht das Einver­
ständnis des BMVIT und des BMF einholen. Das BMvrr hatte die 
Haftungen der SCHIG ftir ihre Tochtergesellschaften nicht als Even­
tualverbindlichkeiten bei den Beteiligungen des Bundes gemeldet. 
(TZ 2 1 )  

Für einen Kredit der RTR über 20 Mio. EUR mit variablem Zinssatz 
schloss die SCHIG im Jahr 2005 einen Fix-Zins-Swap ab, der den 
variablen Zinssatz (&-Monats-Euribor +0,3 %) in einen Fixzinssatz 
(4,472 5  %) umwandelte. Der Fix-Zins-Swap war an ein Grundge­
schäft gebunden und der Swap-Partner verfügte über eine ent pre­
chende Bonität. Der Abschluss des Fix-Zins-Swaps ftir einen über 
einen Zeitraum von 2 5  Jahren laufenden Kredit und die damit ein­
hergehende Umwandlung eines variablen in einen fixen Zinssatz 
lag im Interesse einer langfristigen, prognostizierbaren Finanzpla­
nung. Der Fix-Zins-Swap stand aber aufgrund des aktuellen Zins­
niveaus einem Verkauf der RTR entgegen. (TZ 2 t )  

Die SCHIG beantragte im Mai 201 4  die Aufnahme eines Kredits zur 
Deckung des Zwischenfinanzierungsbedarf: einer PPP-Projektge­
seilschaft und verfügte gleichzeitig über Liquidität im Unterneh­
men, die die angestrebte Kreditsumme überstieg. Die Differenz aus 
dem ftir den K reditbetrag laut Angebot zu leistenden Zinsaufwand 
und der aus der Veranlagung des gleichen Betrags (2,5 Mio. EUR) 
erwach enden Zinserträge betrug zur Zeit der Gebarungsüberprü­
fung rd. 4 3.000 EUR jährlich. (TZ 2 1 )  

Bund 201 5/ 1 5  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Geschäftsführung für die Sachverständigenkommission nach § 48 
EisbG 1 957  

Die SCHIG war mit  der Geschäftsfiihrung der Sachverständigen­
kommission nach § 48 EisbG 1 957 betraut. Die AufgabenerfüJlung 
erforderte einen geringen Ressourceneinsatz der SCHIG. (TZ 22) 

Ressourceneinsatz für die Aufgaben der SCHIG 

In Summe wendete die SCHIG im Jahr 20\ 3 rd. 69,7 Ofo der gesamten 
Personalressourcen fUr operative Tätigkeiten auf. 30,3 O{o der Perso­
nalressourcen flossen in unterstützende, administrative Tätigkeits­
bereiche (Overhead). Der Anteil der administrativen Tätigkeiten an 
den gesamten Personalressourcen war vergleichsweise hoch. (TZ 23) 

Das BMVIT verfUgte bis zum Jahr 201 2  über keine Eigentümerstra­
tegie flir die SCHIG. Die strategischen Vorgaben der Eigentümerstra­
tegie aus dem Jahr 201 2  waren zum Teil wenig ambitioniert (z.B. 
Einhaltung von Budgetvorgaben, Einhaltung aller Terminvorgaben). 
Zu den Zielsetzungen der Eigentümerstrategie gab es umfassende 
Umsetzungsmaßnahmen in der SCHIG. (TZ 24) 

In einem Jahr des überprüften Zeitraums entlastete ein Mitglied 
des Aufsichtsrats der SCHIG als Vertreter der Bundesministerin fUr 
Verkehr, Innovation und Technologie den Aufsichtsrat. Dies wider­
sprach dem Prinzip der Trennung von operativer Tätigkeit und Kon­
trolle. (TZ 25)  

Personal 

Im überprüften Zeitraum nahm die Anzahl der Mitarbeiter ab; der 
Anteil der Mitarbeiterinnen stieg an. (TZ 26) 

Die Mitarbeiter waren flinf Funktionsgruppen zugeordnet. Zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung waren rd. 27 Ofo der Mitarbeiter in der 
Funktionsgruppe .Experten, fachliche Leiter" bzw. "Abteilungsleiter". 
Dies stellte einen Widerspruch zum Auftrag des Aufsichtsrats, die 
.Kriterien des Expertenturns objektiv und sehr restriktiv zu hand­
haben", dar. Der Frauenanteil in den Funktionsgruppen .Experten, 
fachliche Leiter" und .Abteilungsleiter" war mit 1 4  Ofo bzw. 2 5  O{o 

gering. (TZ 27)  
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Die Mitarbeiterfluktuation der SCHIG betrug i m  überprüften Zeit­
raum durchschnittlich rd. 1 2  Ofo; allein im Jahr 201 1  verließ rund 
ein Viertel aller Mitarbeiter die SCHJG. Dies war ein H inweis auf 
eine mangelnde Mitarbeitenufriedenheit in der SCHIG, aber auch 
auf  strukturelle Veränderungen im Unternehmen. Die SCHIG war 
mittlerweile bestrebt, durch entsprechende Maßnahmen eine Erhö­
hung der Mitarbeitenufriedenheit zu erreichen. (TZ 28) 

Der durchschnittliche Personalaufwand inkJ. anteiliger Gemeinkos­
ten war bei der SCHIG in der Funktionsgruppe der Referenten und 
Sachbearbeiter in  etwa gleich hoch wie die Normkostensätze des 
öffentlichen Dienstes, in den Funktionsgruppen .. Experten, fachliche 
Leiter" und .. Abteilungsleiter" lag er entgegen den strategischen Vor­
gaben des Eigentümers aber um rd. 2 1  Ofo über den Normkostensät­
zen des öffentlichen Dienstes. (TZ 29) 

Vergleich der Normkostensätze des Bundes mit den Personalkosten der SCHIG inkl. 

anteiliger Gemeinkosten für ausgewählte Funktionsgruppen im Jahr 2013 

SCHIG BMVIT Differenz 

Funktionsgruppe SCHIG - BMVIT 

EUR in Ofo 

Referenten (Sachbearbeiter)' 107.806 107.282 + 0,5 

Experten, fachliche Leiter, Abteilungsleiter2 157.769 130.395 + 21,0 
1 SCHIG: Funktionsgruppe 3 - Referenten; BMVIT: AljGrundlaufbahn bis Al/4, d.h. inkl. Teilen der Abteilungsleiter im BMVIT 
2 $CHIG: Funktionsgruppe 4 - Experten, fachliche Leiter, Abteilungsleiter; BMVIT: AllS bis Al/6 - Fachgruppenleiter und 

Teile der Abteilungsleiter 

QueUen: SCHIG; Normkostensätze öffentlicher Dienst (Verordnung des BMF); Darstellung RH 

58 

Rund 27 0tu der Mitarbeiter der SCHIG waren in den Funktionsgrup­
pen .. Experten, fachliche Leiter" und .. Abteilungsleiter" beschäftigt. 
Der Anteil der Ressourcen für den Overhead a m  gesamten Perso­
nalressourceneinsatz der SCHIG war mit rd. 30 Ofo hoch. (TZ 29) 

Die SCHIG bot als ausgegliedertes Unternehmen Experten im tech­
nischen Bereich eine marktkonforme Entlohnung an  und konnte 
d iese damit  für eine Mitarbeit gewinnen. Diese Vorgehensweise 
stellte aber einen Widerspruch zur Eigentümerstrategie dar, die 
vorsah, dass sich Gehaltsniveau und -abschlü se a m  öffentlichen 
Dienst orientieren sollten. (TZ 29) 

Bund 2015/15  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Die Überlassung eines Mitarbeiters der SCHIG an das BMVIT auf 
unbestimmte Zeit im Rahmen einer Arbeitskräfteüberlassung stellte 
eine Umgehung des Personalplans des BMVlT dar und stand einer 
Transparenz bezüglich des Personalstandes des BMVIT entgegen. 
(TZ 30) 

Effizienz der leistungserbringung 

Die SCHlG verfügte über ein Kennzahlensystem; sie definierte für 
Unternchmensprozesse Kennzahlen und Zielgrößen, um die leis­
tungsfahigkeit der Prozesse zu ennitteln. Die Entwicklung des Kenn­
zahlensystems der SCHIG war grundsätzlich zweckmäßig; die Anzahl 
war mit 70 Kennzahlen aber groß. (TZ 3 I )  

Die SCHIG führte in den Jahren 2010 und 201 2  Kundenbefragungen 
durch. Die Ergebnisse der beiden Befragungen waren nur einge­
schränkt vergleichbar. (TZ 32) 

Risikomanagement und Internes KontTollsystem 

Die SCHIG führte im Jahr 201 1 erstmalig ein Risikomanagement­
system ein. Die Einführung des Risikomanagements, die Gestal­
tung des Prozesses und die Umsetzung waren grundsätzlich positiv. 
Die bei den Top-Risiken des Jahres 201 4  (Ausfall der Betreiberge­
scllscbaft des Klima-Wind-Kanals und Haftungsrisiko für die Kre­
dite der Projektgesellschaft des Klima-Wind-Kanals) hingen sehr 
stark zusammen. Sollte die BetreibergeseUschaft des Klima-Wind­
Kanals ausfallen, müsste die Projektgesellschaft und damit die SCHIG 
die Rückzahlung der Kredite, die über den Bestandzins fmanziert 
wird, selbst übernehmen. Es würden damit beide Risiken gleichzei­
tig schlagend und ein Schaden ( 1 47.000 EUR bzw. 1 44.300 EUR) 
eintreten. (TZ 3 3) 

Die SCHlG hatte ein Internes Kontrollsystem eingerichtet, das sie 
regelmäßig von Externen evaluieren ließ. Die Geschäftsführung griff 
die Empfehlungen der Evaluierungen auf und setzte entsprechende 
Maßnahmen. Die SCHIG etablierte i m  Jahr 2 0 1 1  eine Interne Revi­
sion und beauftragte ein externes Unternehmen mit der Durchfüh­
rung der Revisionsprüfungen. Die Vergabe von Revisionsaufgaben 
an Ex1erne war eine geeignete Orga.nisationsfonn für kleinere Orga­
nisationen. (TZ 34) 
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Die Finanzströme ftir die unter chiedlichen Aufgabenbereiche der 
SCHIG wurden getrennt voneinander über eigene Konten geftihr!. 
Dies fOrderte die Nachvollziehbarkeit und Transparenz der Aufga­
benerftillung. Die SCHIG ftihrte bis zur Gebarungsüberprüfung zwei 
Konten mit Einzelzeichnungsberechtigungen des Geschäftsftihrers. 
Damit war ein Missbrauchsrisiko verbunden. Die Vorgaben der Ver­
anlagungs-Richtlinie zielten auf eine risikoarme Veranlagungsstra­
tegie ab; die Veranlagungen entsprachen zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung diesen Vorgaben. (TZ 35) 

Zukauf externer Leistungen 

Die SCHIG kaurte im überprüften Zeitraum im Bereich der tech­
nischen Infrastrukturkontrolle externe Leistungen im Umfang von 
1 .6 Mio. EUR zu. Aufgrund der Kosten von externen Leistungen 
sind vorrangig interne Re sourcen einzusetzen. Für die Begleitende 
Kontrolle des Eisenbahninfrastrukturprojekts Unterinntal über die 
Jahre 2009 bis 201 4  wäre ein unternehmensinterner Ressourcen­
und Know-how-Aufbau zweckmäßiger gewesen. weil es sich dabei 
um einen Bereich handelt. der zur Kernkompetenz der SCHIG gehört. 
(TZ 36) 

Die Benannte Stelle konnte seit ihrer Redimensionierung im 
Jahr 201 2 mit zwölf statt zuvor 2 3  Fachgebieten wesentlich weni­
ger Bereiche durch hausinterne Experten abdecken;  deswegen griff 
sie im Bedarfsfall verstärkt auf externe Sachverständige in Form 
von externen Beauftragungen zurück. (TZ 36) 

Aufwendungen. Erträge 

Die SCHIG konnte ihre Aufwendungen in den Jahren 2009 bis 201 3 
nominell um rd. 2 "10 senken. obwohl sie im überprüften Zeitraum 
zusätzliche Aufgaben wie z.B. die Abwicklung der Verkehrsdienst­
verträge übernahm. Die Innation - bezogen auf den Verbraucher­
preisindex 2005 - betrug im gleichen Zeitraum rd. 10.5 "10. (TZ 37) 

Die SCHIG wurde als zentrales Dienslleistungsunternehmen des 
BMVIT ftir den Schienen verkehr zu rd. 79 "10 vom BMVIT fman­
ziert. Rund ein Fünftel der Erträge lukrierte die SCHIG von ande­
ren Stellen - z.B. von Eisenbahn- oder Seilbahnunternehmen -
ftir die ftir die e erbrachten Leistungen. Die Au zahlung mehrerer. 
teilweise nicht kostendeckender Beträge durch das BMVIT ftir ein­
zelne Leistungen der SCHIG zusätzlich zum allgemeinen Personal-

Bund  2015/15  
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

und Sachaufwand stellte einen administrativen Mehraufwand dar. 
der nicht zur Kostentransparenz beitrug. (TZ 38) 

Betriebsergebnis 

Die SCHIG wies in den Jahren 2009 und 2010 bedingt durch die 
Benannte Stelle ein negatives Betriebsergebnis aur. Der Verlu t vor 
Zinsen und Steuern (EBIT) im Jahr 201 1 ergab sich aufgrund von 
Verlusten im Bereich der Seilbahnsachverständigen. Im Jahr 20 1 2  
wurde die Benannte Stelle in die Abteilung Infrastrukturkontrolle 
integriert und das BMVIT glich ab diesem Zeitpunkt Verluste der 
Benannten Stelle und der Seilbahnsachverständigen über den Sach­
und Personalaufwand aus. Ab diesem Jahr wies die SCHIG ein aus­
geglichenes Belriebsergebnis (EBm aur. (TZ 39) 

Kosten- und Leistungsrechnung 

Die Kosten- und Leistungsrechnung der SCHIG. das AuftTagscon­
trolling in Datenbankform sowie das Bericht wesen waren zweck­
mäßig. Die Benannte Stelle wurde ab Mitte 201 2  nicht mehr als 
eigener Rechnungskrei (bzw. Prollt Center) geruhrt. Damit war die 
wirtschaftliche Gebarung der nunmehr redimensionierten Benannten 
Stelle rur den Aufsichtsrat und den Eigentümer nicht mehr ersicht­
lich und der Informationsgehalt betreffend die wirtschaftliche Geba­
rung der Benannten Stelle stark eingeschränkt. (TZ 40) 

Bilanz und Finanzierung 

Die Bilanzgrößen der SCHIG schwankten aufgrund des sich ändernden 
Aufgabenspektrums - vor allem durch den Verkauf einer PPP-Pro­
jektgesellschaft und die Abwicklung der Verkehrsdienstverträge - im 
überprüften Zeitraum. Damit schwankten auch die aus den Bilanz­
größen abgeleiteten Bilanzkennzahlen und deren Aussagekraft war 
eingeschränkt. (TZ 4 1 )  

6 1  
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Kenndaten der Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsgesellschaft mbH (SCHIG) 
gesetzliche Grundlagen Bundesgesetz über die Errichtung einer Schieneninfrastrukturflnanzierungs­

Gesellschaft, BGBI. Nr. 201/1996 Ld.g.F. 
Bundesbahnstrukturgesetz 2003, BGBI. I Nr. 163/2005 

Eigentümer 100 '!, Republik Österreich, vertreten durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie 

Beteiligungen Rail Test & Research GmbH (100 '!,), RoLa Regensburg ProjektgeseLlschaft mbH (100 '!,), 
Güterterminal Werndorf Projekt GmbH (100 '!,; Verkauf im Dezember 2012) 

"1ta._I_ 

2009 2010 2011 2012 2013 
Veränderung 

2009 bis 2013 

Anzahl in ,. 

Köpfe gesamt' 63 64 58 59 59 - 6,3 

VZÄ gesamt' 59,0 60,1 55,8 55,6 55,1 - 6,6 

in Ofo 

Frauenquote (Köpfe) 40 41 43 46 44 10,0 

Frauenquote (VZÄ) 37 40 42 43 40 8,1 

.-mu. � 

2009 2010 2011 2012 2013 
Mittelwert Veränderung 

2009 bis 2013 2009 bis 2013 

in 1.000 EUR in Ofo 

Aufwendungen 6.763 7.717 6.676 6.759 6.599 6.903 - 2.4 

Erlöse 6.399 7.190 6.608 6.761 6.599 6.711 + 3,1 

EGT - 324 - 472 124 32 63 - 115,2 

vom BMVIT stammende 
5.225 5.768 4.894 5.383 5.136 5.281 - 1,7 

Erlöse 

in Ofo 

Anteil Erlöse BMVlT an 
Bl,7 80,2 74,1 79,6 77.8 78,7 

den Gesamterlösen 

Jahresdurchschnit tswerte 

Quellen: SCHIG; OarsteLlun9 RH 

Prüfungsablauf und 1 Der RH überprüfte von Mai bis Juli 2014 das Zusammenwirken zwi-

-gegenstand sehen dem BMVlT und der Schieneninfrastruktur-DiensLleistungsge-

seilschaft mbH (in der Folge: SCHIG) hinsichtlich der Aufgabenübertra-

gung. Ziel der Gebarungsüberprüfung war es, die Aufgabenübertragung 

des BMVIT an die SCHIG hinsichtlich ihrer Winschaftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit zu beuneilen. Schwerpunkt der Prüfung war u.a. eine 

Darstellung bzw. Beurteilung, 

62 Bund 2015/15  
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Prüfungsablauf und -gegenstand SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Allgemeine Grundlagen 

Das Unternehmen 
SCHIG 

Bund  2015/15  

- welche Aufgaben aus dem Bereich des BMVIT an die SCHIG über­
tragen wurden, 

- welche (Personal-)Ressourcen die SCHIG flir die übenragenen Auf­
gaben benötigte, 

- wie detaillien die strategischen und operativen Vorgaben des BMVIT 
flir die SCHIG waren. 

- wie das BMVIT in EnlScheidungsprozesse in der SCHIG eingebun­
den war. 

- in welcher Form und Detaillienheit die SCHIG dem BMVlT über 
ihre laufende Tätigkeit berichtete. 

- wie das BMVIT seinen Kontrollaufgaben in seiner Eigenrümerfunk­
tion nachkam 

und 

- wie sich die Aufgabenübenragung auf die parlamentarischen Kon­
troll rechte auswirkte. 

Der überprülle Zeitraum umfasste die Jahre 2009 bis 201 3. 

Zu dem im März 201 5 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die 
SCHIG im April 201 5  und das BMVIT im Juni 201 5 Stellung. Der RH 
erstattete seine Gegenäußerungen im Oktober 201 5. 

2 Die Schieneninfrastruktur-Finanzierungsgesellschall mbH. das Vorgän­
gerunternehmen der SCHIG. wurde im Jahr 1 996 gegründet. Unterneh­
menszweck war die Finanzierung von Schieneninfrastruktur-Vorhaben 
flir die Österreich ischen Bunde bahnen IÖBB) und die Eisenbahn­
Hochleistungsstrecken AG. 

Im Jahr 2005 wurde der Finanzierungsbereich im Zuge der Reform 
der ÖBB zu den ÖBB transferien und im April 2005 die SCHIG durch 
Ab paltung und Übenragung der flir die Aufgabenerfullung erforder­
lichen Vermögen gegenstände und Schulden rückwirkend per I .  Jän­
ner 2005 gegründet. Als solche erbringt die SCHIG rur das BMVIT 
gemäß § 3 Schieneninfrastrukturfmanzierungsge etz (in der Folge: 
SCHIG-Gesetz) Dienstleistungen im Zusammenhang 
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- mit der Mittelverwendungskontrolle im Eisenbahnwesen, 

- mit der Liberalisierung des Eisenbahnwesens im europäischen Kon­
text (Aufgaben als Benannte Stelle und Zuweisungsstelle, Vergabe 
von Fahrzeugeodes und Fahrerlaubnissen. Bestellung Gemeinwirt­
schaftlicher Leistungen) und 

- mit der Vergabe von Förderungcn rur das Eisenbahnwesen. 

Die SCHIG stand im überprüften Zeitraum zu 100 '1\) im Eigentum der 
Republik Österreich. vertreten durch den Bundesminister rur Verkehr. 
Innovation und Technologie. 

3.1 ( I )  § J Abs. 1 des SCHIG-Gesetzesl übertrug der SCHIG -insbesondere" 
die in Tabelle 1 angeruhnen Aufgaben. 

I Bundesgcsetz Ober dir: ErrkhlUng ('intr Srhie:neninfraslrukl'urfmanzierungs-Gcsdl­

schaft. BGBI. Nr. 201/1996 Ld.g.F. 
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Aufgabenübertragung SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Tabelle 1: Per Gesetz an die SCHIG ü bertragene Aufgaben 

SCHIG-Ge .. U 

§ 3 Abs. 1 Zi. 1 

§ 3 Abs. 1 Zi. 2 

§ 3 Abs. 1 Zi. 3 

§ 3 Abs. 1 Zi. 4 

§ 3 Abs. 1 Zi. 5 

§ 3 Abs. 1 Zi. 6 

§ 3 Abs. 1 Zi. 7 

§ 3 Abs. 1 Zi. 8 

§ 3 Abs. 1 Zi. 9 

DeftnlUon gem. SCHIG-Ge .. U 

Abschluss von PPP-Projekten über die 
Mitfinanzierung. Errichtung und Verwertung 
von Schieneninfrastruktur sowie Abwicklung 
von damit verbundenen Projekten 

Mitwirkung bei der Vorbereitung von Zuschuss­
verträgen gemäß § 42 88G. der sechsjährigen 
Rahmenplanung, der Zahlungsabwicklung 
sowie kontrolle im Bereich der 
Schie nen in fra s trukturfi na nz ie run 9 

Geschäfte und Tätigkeiten, die der 
diskriminierungsfreien Entwicklung und 
Verbesserung des Eisenbahnwesens sowie 
neuer Eisenbahntechnologien auf dem 
Schienen netz dienen 

Geschäfte und Tätigkeiten einer akkreditierten 
Stelle (benannte SteUe) auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens 

ZuweisungssteUe gemäß 6. Teil des EisbG 1957 
(Regulierung des Schienenverkehrsmarktes) 
nach Übertragung durch ein 
Eise n ba !'In i n 'rast ru ktu ru "te rn e hmen 

Geschäftsführung einer 
Sachverständigenkommission gemäß § 48 
Abs. 4 EisbG 1957 

Zuständigkeit gemäß § 130 EisbG 1957 
(AussteUung von fahrerlaubnissen) 

Errichtung und Verwaltung von Registern 

Abschluss von Verträgen über die 8esteUung 
gemeinwirtschaftlicher leistungen gemäß § 48 
88G 

Quellen: SCHIG: DarsteHung RH 

sl.h. dazu Im Te.t 

PPP-Projekte (TZ 17 bis 21) 

technische Infrastrukturkontrolle (z.8. 
ÖBB-Zuschussvertrag fur Rahmenplan, EU­
förderungen fur Infrastrukturprojekte) (TZ S) 

forschung und Entwicklung (TZ IS) 

Benannte SteUe (Akkreditierte Prüfstelle fur 
Interoperabilitätsprufungen) (TZ 10 bis 12) 

Trassenzuweisung (TZ 16) 

zur Auf teilung der Kosten filr den Bau von 
Kreuzungen von Schiene und Straße (TZ 22) 

AussteUung von fahrerlaubniss.n fUr 
TriebfahneugWhr.r (TZ 14) 

Registerfilhrung (EinsteUungsregister, 
fahrerlaubnisregister) (TZ 14) 

Abwicklung der Verkehrsdienstverträge für 
den Schienen personenverkehr (TZ 9) 

Tabelle 2: Per Vertrag an die SCHIG ü bertragene Aufgaben 

Vertr.gsp.rtner 

BMVIT 

KUEN 

BMVIT 

BMVIT 

8MVIT 

BMVIT 

DeflnlUon l.ut Vertr.g 

Aufgaben im Rahmen der Anschlussbahn- und 
Terminalförderung 

Aufgaben als Abwicklungsstelle des Klima­
und Energiefonds 

Prüfaufträge zu den Gemeinwirlschaftlichen 
Leistungen im Schienengüter- und Schienen· 
personenverkehr 

Förderung von Schienen güterverkehrs­
leistungen in bestimmten Produktionsformen 

Seilbahnagenden 

Aufgaben im Rahmen der ETCS-förderverträge 

BMVIT Arbeitskräfteüberlassung 

Quellen: SCHIG; Oarstellung RH 

Bund 2015/15 

siehe duu Im Text 

förderabwicklung (TZ 6 bis TZ 8) 

förderabwicklung (TZ 6 bis TZ 8) 

förderabwicklung (TZ 6 bis TZ 8) 

förderabwicklung (TZ 6 bis TZ 8) 

nicht amtliche SeilbahnsachversUndige 
(TZ 13) 

förderabwicklung (TZ 6 bis TZ 8) 

Arbeitskräfteüberlassung (TZ 30) 
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Das BMVIT übertrug der SCHIG seit deren Gründung im Jahr 2005 
(siehe TZ 2) im Zuge von drei Novellierungen des SCHIG-Gesetzes 
- durch Erweiterung des § 3 um die Ziffern 4, 7, 8 und 9 - sukzes­
sive neue Aufgabenbereiche (siehe Tabelle I ) . Auch Best immungen im 
Eisenbahngesetz 1 957 sowie im Bundesbahngesetz bezogen sich auf 
die Verpnichtung der SCHIG, einige der in § 3 Abs. I SCHIG-Gesetz 
genannten Aufgaben wahrzunehmen. 

(2) Die Aufgaben der SCHIG waren im SCHIG-Gesetz nicht abschließend 
geregelt und ließen weitere Aufgabenübertragungen des BMVIT an die 
SCHIG zu. Das BMVIT beauftragte die SCHIG seit dem Jahr 2006 mit 
nicht explizit im Gesetz genannten Aufgabengebieten (siehe Tabelle 2). 
Die Zahl der Aufgaben stieg seither schrittweise an. Grundlage bil­
dete in der Regel ein zwischen dem BMVlT und der SCHIG unterfer­
tigter Vertrag (z.B. Rahmenvereinbarung, Werkvertrag). Die vertraglich 
übertragenen Aufgaben wurden i.d.R. unter § 3 Abs. I Zi. 3 SCHIG­
Gesetz subsumiert. 

(3 )  Gründe für die Aufgabenauslagerung waren laut BMVIT fehlende 
Personalkapazitäten in den zuständigen Abteilungen des BMVIT 
sowie das in der SCHIG mitt lerweile aufgebaute Expertenwissen für 
best immte Fachbereiche. 

Gemäß § 6 SCHIG-Gesetz hatte der Bund die Kosten des Personal- und 
Sachaufwands der SCHIG zu tragen, soweit sich diese aus der Erfül­
lung der ihr aus diesem Bundesgesetz übertragenen Aufgaben erga­
ben und nicht durch Dritte aufgebracht werden konnten. 

(4) Nachfolgend (siehe TZ 5 bis 22) sind die der SCHIG übertragenen 
Aufgaben in der Reihenfolge des Personalressourcen-Einsatzes bei der 
SCHIG (Bezugsjahr 2013)  dargestellt. wobeijeweils die Ressourcen für 
die Förderabwicklung (TZ 6 bis 8) und für die Registerführung (TZ 1 4) 
zusammengefasst wurden. 

3.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die Anzahl der an die SCHIG 
übertragenen Aufgaben in den Jahren 2005 bis 2014 stieg und dass 
die SCHIG damit sukzessive auch Kernaufgaben des BMVIT übernahm. 
Der RH stellte k.ritisch fest, dass die an die SCHIG übertragenen AuF­
gaben grundsätzlich von Mitarbeitern des BMVlT hätten wahrgenom­
men werden können. Er kritisierte. dass das BMVlT durch die Aus­
lagerung von Aufgaben das Einsparungsziel des Bundes, welches die 
Aufnahme von neuen Mitarbeitern stark einschränkte, konterkarierte, 
weil das BMVIT die einzusparenden Personalausgaben durch Ausga­
ben an ausgegliederte bzw. externe Unternehmen ersetzte und damit 
die Transparenz des Personalplans beeinträchtigte. Der RH kritisierte, 
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Aufgabenübertragung 
auf die parlamen­
tarischen Kontroll­
rechte 

Bund 2 0 1 5/ 1 5  

SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

dass mit dieser Vorgehcnswei e dcr Personalplan des Bundes seine 
Steuerung funktion verlor und verwies auf seine bisherigen Feststel­

lungen.l 

Der RH empfahl dem BMVIT, vor einer Aufgabenauslagerung an die 
SCHIG bzw. an andere ausgegliederte Unternehmen primär interne Res­
sourcen zu nutzen und entsprechende Kosten-Nutzen-Überlegungen 
anzustellen, um die Ko ten für die Aufgabenerfullung gering zu halten. 
Der RH empfahl dem BMVIT. im Rahmen einer Evaluierung zu prüfen. 
ob die Rückftihrung bestimmter. an die SCHIG übertragener (Kern-) 
Aufgabengebiete in das BMVIT mögl ich ist. 

3.3 Das BMVrr teilte in seiner Stellung.wirme mil, dass bei einer A uJga­
benauslagerung an die SCHIG leI die pro- und (onrra-Argumente 
abgewogen und auJ dieser Basis Enlsclleidungen getroffen würden. 

3.4 Der RH entgegnete, dass das BMVIT im Rahmen der Gebarungsüber­
prüfung keine Unterlagcn vorgelegt haue, die die Überlegungen und 
Argumente des BMVIT vor der Au lagerung der Aufgaben an die 
SCHIG dokument ierten. Der RH blieb bei seiner Kritik. dass das BMVIT 
durch die Auslagerung von Aufgaben das Einsparungszicl de Bundes, 
welche die Aufnahme von neuen Mitarbeitern stark einschränkte, kon­
terkarierte und Personalaufwand (für eigenes Personal) durch Sach­
aufwand (für die SCHIG) ersctzte. Er blieb bei seiner Empfehlung. 

4.1 ( I )  Gemäß Art. 52 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VGp sind der Nati­
onalrat und dcr Bundcsrat u.a. befugt, die Geschäftsführung der Bun­
de regierung zu überprüfen sowie deren Mitgl ieder (Bundeskanzler, 
Vizekanzler und Bundesminister) im Rahmen des sogenannten Inter­
pellalionsrechts über alle Gcgenstände der Vollziehung zu befragen. 
Dieses Kontrollrecht steht gemäß Art. 52 Abs. 2 B-VG dem National­
rat und dem Bundesrat auch gegenüber Unternehmen zu, an  denen 
der Bund mit mindesten 50 % des Stamm-, Grund- oder Eigcnkapi­
tals beteiligt ist und die der Kontrolle des RH unterliegen (öffentliche 
Unternehmen). Damit unterlicgt auch die SCHIG grundsätzlich dem 
In terpellationsrecht. 

Da Interpellation recht gegenüber öffcntl ichcn Unternehmcn bezieht 
sich aber nur auf die Rechte (z.B. Beteiligungsrechte) des Bundes und 
auf die Ingerenzmöglichkeiten dcr Organe des Bundes. Es bezieht sich 
nicht auf die Tätigkeit der Organe (Geschäftsftihrung, Vorstand) der 

l sieht Bericht drs RH ..Justizbetreuungsagt'ntur". Reiht' Bund 2014/7 
I BGB!. Nr. 1/ 19)0 Ld.g.F. 
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juristischen Person" Entsprechende EinOussmöglichkeiten können 
etwa durch Personalhoheit. Organisations- und Finanzgewalt. Ent­
sendungsrechte oder sondergeselZlich bzw. gesellschartsrechtlich sta­
tuiene (Zustimmungs-)Rechte begründet seins. Ist das nicht der Fall. 
greift die parlamentarische Kontrolle durch den Nationalrat bzw. Bun­
desrat nicht. 

(2) Die Geschäftsruhrung der SCHIG nahm die übenragenen Aufga­
ben i.d.R. selbstständig bzw. in Absti mmung mit dem Aufsichtsrat -
sofern eine Genehmigungspnicht durch den Aufsichtsrat bestand -
wahr. Damit unterlagen lediglich Weisungen des Eigentümers an die 
Geschäftsruhrung und folgende. im SCHIG-GeselZ geregelte Zustim­
mungsrechte de BMVIT dem Interpellationsrecht : Die Geschäftsfüh­
rung musste beim Eingehen von Zahlungsverpnichtungen im Zusam­
menhang mit der Abwicklung von PPP-Projekten und beim Abschluss 
von Verkehrsdienstvenrägen rur den Schienenpersonenverkehr die 
Zustimmung des Bundesministers für Verkehr. Innovation und Tech­
nologie einholen.6 

(3) Bei einer parlamentarischen Anfragebeantwonung im Jahr 201 1 7 
zur SCHIG und den Aktivitäten des neuen Geschäftsführers beant­
wonete die Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technolo­
gie. Doris Bures, 2J Fragen - u.a. zur Höhe der Gehälter, zu Abfeni­
gungen und zu DienstfreisteIlungen - nicht. Dies unter dem Hinweis, 
dass diese Fragen nicht unter das Interpellationsrecht des An. 52 Abs. I 

und Abs. 2 B-VG fallen würden. 

Auch im Jahr 201 2  beantwonete sie bei einer parlamentarischen 
Anfrage zum Personalstand im Resson und in den ausgegliedenen 
Dienststellen die Fragen zu den ausgegliedenen Einheiten (darun­
ter auch die SCHIG) nicht und verwies darauf, dass das Interpellati­
onsrecht des Nationalrats und des Bundesrats hierbei nicht vorliege. 

(4) Ungeachtet dessen fmanzienen der Bund bzw. das BMVIT den Per­
sonal- und Sachaufwand der SCHIG zu rd. 79 'lb (siehe TZ 38). 

4 Waltcr/Mayn/Kucsko-SladlmaycT. Bundesverfassungsr«ht. Manz-Verlag. Wir" 2007. 
10. Aunagt, Rz 502; 1 1 42 du Btilagtn XVIII. GP - Ausschussbenchi NR 

., Kahl. An. 52 B-VG. In Konntk/Holoubd: (Hrsg.). Bundtsvrrfassungsrrchl. Rz 25fT; 

7. Lfg .. 2005. Spnng<r-V<rlag 

(, § ]  Abs. 1 ZI. I SCHIG-Grs(t2: ßrlm Eing('ht"n von Zahlungsvrrpnlrhtungrn Im ZUSim­

mrnhang mll PPP-ProJc:kltn war zusatz)jeh das Einvt'mt'hmrn mit dC'm Bund�mmi­

strr für Finanzen herzustellen. 

7 Anrragtbeantwonung 744J/Aß XXIV. GP drs 8MVtT 
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

4.2 Der RH stellte kritisch fest. dass durch die Übertragung von Aufgaben 
des BMVIT an die SCHIG die parlamentarische Kontrolle - aufgrund 
der Beschränkung des Interpellationsrechts - gegenüber Unternehmen 
eingeschränkt war. 

Zudem nahm bei der SCHIG im überprüften Zeitraum die Aufgaben­
auslagerung durch die gesetzliche Aufgabenerweiterung und durch 
die vermehrte Anzahl an vertraglich übertragenen Aufgaben zu. Nach 
Ansicht des RH war die e Entwicklung geeignet. die parlamentarische 
Kontrolle zu unterlaufen. Nur in den Fällen des § J Abs. I Zi. I und 
Zi. 9 SCHIG-Gesetz bestand - aufgrund der vorherigen Zustimmungs­
erfordernisse des BMvrr - eine AuskunftspOicht des BMVrr gegen­
über dem Nationalrat bzw. Bunde rat. 

Im Hinblick auf eine al lfällige Stärkung der parlamentarischen Kon­
trolle verwies der RH auf seine Empfehlung zur Evaluierung einer 
Rückführung von Aufgaben von der SCHIG in das BMVrr in TZ J. 

4.3 Das BMVIT leille in seiner Slellungnalrme mil, dass parlamenlariselle 
AnJragen insbeso"ders ZU Bereiclren, in dene" die SCHIG als Abwick­
lungsslelle für das BMVIT lälig sei, selrr wolrl bemllwonel würdelI. 
Die vom RH a"gefülrnell Beispiele bClräJen keine inhaillichen FrageIl 
zu den an die SCHIG übenragenen AuJgabcnbereichen. 

4.4 Der RH entgegnete dem BMVrr. dass der Personal- und Sachaufwand 
der SCHIG zu 79 <\b vom BMVrr frnanziert wurde. Wegen dieses hohen 
Anteils der Finanzierung aus öffentlichen Mitteln erachtete der RH 
grundsätzlich auch Fragen zur Organisation bzw. zum Personal der 
SCHIG von öffentlichem Interesse. 

5.1 ( I )  Die SCHIG prüfte die laufende Umsetzung von E isenbahninfrastruk­
turprojekten der ÖBB-Holding AG bzw. der ÖBB-Infrastruktur AG. 
die in Rahmenplänen für die jeweils folgenden sechs Jahre festgelegt 
waren. Die Prüfungen umfassten Termin- und Kostenkontrollen. die 
vertiefte Kontrolle von E inzelbauvorhaben und die Begleitung von 
Planungsprozessen. 
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Tabelle 3: Eckdaten der Aufgabe "technische Infrastrukturkontrolle" 

Basis der AufgabeniJbertragung SCHJG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 2 
BBG §§ 42, 43 

Spezifikation der Aufgabenübertragung im Anhang im Zuschussvertrag über Prüfung des 
Zuschussvertrags 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT jährliche Vorgabe des Prüfplans der SCHIG durch 
das BMVIT 

Aufgabenumfang 

Abnahme der Prüfberichte der SCHJG durch das 
BMVIT 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

rd. 20 Projektprüfungen pro Jahr 

rd. 14,2 VZÄ im Jahr 2013 

Abgeltung des administrativen Aufwands Sach- und Personalaufwand - abgegolten durch 
das BMVIT 

Quellen: SCHIG: Darstellung RH 

70 

(2) Das BMVlT schloss als Vertreterin der Republik Österreich (Bund) 
gemäß § 42 Bundesbahngesetz mit der ÖBB-Holding AG und der ÖBB­
Infrastruklur AG Zuschussverträge ab. Diesejährlich abgeschlossenen 
Verträge regelten, welche in Bau bzw. Betrieb befindlichen Eisenbahn­
infrastrukt.urprojekte in welcher Höhe vom Bund finanziert werden. 
Die für diejeweil kommenden ech Jahre vereinbarten Projekte wur­
den in einem Rahmenplan angeführt. Anlage 5 des Zuschussvertrags 
regelle die Überwachungs- und Kontrolltätigkeit der SCHIG im Zusam­
menhang mit dem ÖBB-Rahmenplan. 

Die ÖBB-lnfTastruktur AG erstellte zwei Mal jährlich einen Bericht über 
alle Projekte des Rahmenplans (rd. 300), in dem für jedes Projekt. ein 
Soll-1st-Vergleich in Bezug auf Kosten und Zeitplan sowie Begrün­
dungen bei Abweichungen von den Planwenen dargestellt wurden. 
Die en Bericht übermittelte die ÖBB-Infrastruktur AG an die SCHIG. 
Aufgabe der SCHIG war es. bei den Projekten des ÖBB-Rahmenplans 
eine Termin- und Kostenkontrolle durchzufUhren und bei Projekten, die 
eine bestimmte Mindestgröße" überschritten und die größere Abwei­
chungen von den Planwenen aufwiesen. die Begründungen der ÖBB­
Infrastruktur AG für diese Abweichungen zu plausibil isieren. Nach 
Abschluss der Prüfung erstellte die SCHIG einen Bericht über die lau­
fende Umsetzung des Rahmenplans an das BMVlT. 

Auf Basis dieses jeweils im Herbst dem BMVIT vorgelegten Berichts 
akkordienen das BMVIT, die ÖBB-Holding AG und die ÖBB-Infra­
struktur AG den nächstjährigen Rahmenplan und schlossen ihn - rol­
lierend fLir die kommenden sechs Jahre - ab. 
• l.8. Mindcstgrößc bei Erwciterungslnvcstitionen: valQrisiene Jahrcsquotl." oder ISI-Wen 

grdlkr als S Mio. EUR; Abweichung grö�r als 50 Mio. EUR oder größer als 10 ,*, 
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Des Weiteren prüfte die SCHIG verschiedene Kennzahlen', die zur Mes­
sung der Leistungserbringung der ÖBB-Infrastruktur AG dienten und 
gegebenenfalls zu finanziellen Rückforderungen 10 eitens des Bundes 
an die ÖBB-lnfrastruktur AG führten. 

(3) Die SCHIG führte entsprechend einem mit dem BMVIT abgestimm­
ten Prüfplan im überprüften Zeitraum rd. 20 über mehrere Jahre ver­
laufende vertiefte Prüfungen einzelner Bauprojekte durch. Diese Prü­
fungen hatten einen unterschiedlichen Detaillierungsgrad und reichten 
von einer reinen Termin- und Kostenkontrolle bis zu einer ständigen 
begleitenden Kontrolle einzelner größerer Bauvorhaben 1 1 . Die SCHlG 
erstellte zu den Prüfungen der einzelnen Bauprojekte Berichte mit 
den wesentlichen Ergebnissen, wie z.B. Kostenreduktionen durch die 
Einsparung von Brandschutzmauem bei Bahnhofprojekten auf Anre­
gung der SCHlG. Die e Prüfungsergebnisse stellte die SCHIG sowohl 
dem BMVIT als auch dem jeweiligen Bauträger (z.B. ÖBB-lnfrastruk­
tur AG) vor. Des Weiteren kontrollierte die SCHlG im überprüften Zeit­
raum 33 Abrechnungen von EU-geforderten Projekten. 

(4) Erkenntnis e aus den laufenden Prüfungen von Infrastrukturpro­
jekten brachte die SCHlG im Rahmen von Stellungnahmen zu dem von 
der Bundesregierung im Regierungsprogramm vorgegebenen Effizienz­
steigerungsprogramm ein. Oe Weiteren wirkten Experten der SCHIG an 
der operativen Infrastrukturentwicklung im Zuge von Masterplanertref­
fen mit Experten der ÖBB-lnfrastruktur AG und des BMVIT mit. Dabei 
machte die SCHIG im Rahmen des Planungsprozesses Vorschläge, wie 
konkrete lnfrastruklurvorhaben effizienter und damit koslengünstiger 
geplant und umgesetzt werden könnten, 

(5) Der Auf icht rat der SCHIG setzte dem Geschä flsfiihrer der SCHIG 
im Rahmen der MBO-Vereinbarungen der Jahre 201 2  bis 2014 das Ziel, 
einen jährlichen Bericht über konkrete Einsparungspotenziale bei Infra­
strukturprojekten der ÖBB zu erstellen. Die SCHIG legte dem BMVIT 
in den Jahren 20 1 2  und 201 3 jeweils einen solchen Bericht vor. Vor­
schläge zu Ein parung potenzialen und Systemoptimierungen betrafen 
z.B. die Häufigkeit VOn ÜberIeitstelien Zum Gleiswechsel auf Eisenbahn­
strecken, Brandschutzmaßnahmen oder die technischen Anforderun­
gen an Rolltreppen in Bahnhöfen. Das BMVIT konnte im Rahmen der 

') 2.B. Ktnnzahlen zu Sicherheil. Verschub. langsamfahrsleHtn. Finanz.ierung der lehr­

lingskoslcn 

10 �.B. Rüüforderungs3nspnu::h aufgrund von Akontozahlungen des BMV1T an die ÖBB­
Infrastrukfur AG rur die Förderung von Koslcn zur Ausbildung von Lehrlingen in der 
Höhf von rd. 476.000 EUR im Jahr 2012 

11 2.B. Hauptbahnhof Wien, Eiscnbahna('h.s� Brenner Zulaufslr«k.e. Weslbahnslrffke 
Wien-SI, Pöllcn 
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Gebarungsüberprüfung gegenüber dem RH nicht nachvollziehbar dar­
legen. inwieweit die Anregungen dieser Berichte in die Praxis umge­
setzt wurden. 

(6) Im BMVIT waren zur Zeit der Gebarungsüberprüfung vier Mitar­
beiter (rd. 2 VZÄ). die laut Auskunft des BMVIT kurz vor der Pensi­
onierung standen. ebenfalls mit technischen InFTastrukturkontrollen 
auF der Ebene von Termin- und Kostenkontrollen betraut. Das BMVIT 
und die SCHIG akkordierten jährlich den Prüfplan und legten fest. 
welche Infrastrukturprojekte von der SCHIG und welche vom BMVIT 
überprüft werden. 

Es war fraglich. ob das BMVIT auch nach Ausscheiden der aktuell 
mit der technischen InFrastrukturkontrolle betrauten Mitarbeiter aus 
dem Aktivstand auch in ZukunFt über die notwendige Fachkompetenz 
verfügen würde. um die Prüfergebnisse zu technischen Infrastruktur­
kontrollen durch die Experten der SCHIG mbH abnehmen zu können. 
Nach Auskunft des BMVlT war es schwierig. entsprechend qualifizierte 
Techniker zum Gehaltsschema des Bundes neu einzustellen. Die SCHIG 
konnte im Gegensatz zum BMVIT technischen Spezialisten marktge­
rechte Gehälter zahlen. 

5.2 Der RH erachtete die Durchführung der technischen Infrastrukturkon­
trolle durch die SCHIG grundsätzlich als zweckmäßig. Er merkte an, 
dass das BMVIT der SCHIG die jährlichen Prüfpläne nach einer ent­
sprechenden Abstimmung vorgab und damit seiner Steuerungsfunk­
lion nachkam. Zudem bot das Zusammenwirken zwischen der tech­
nischen Infrastrukturkontrolle und der Benannten Stelle der SCHIG 
Synergieeffekte. weil sich die technische InFraslrukturkontrolle des 
speziFIschen Fachlichen Know-how der Techniker der Benannten Stelle 
bedienen konnte. 

Der RH wies kritisch darauf hin. dass sowohl in der SCHIG als auch 
im BMVIT Mitarbeiter mit technischen Infrastrukturkontrollen betraut 
waren und es damit zu Doppelgleisigkeiten kam. Aus Sicht des RH 
wäre die Durchführung der technischen Infrastrukturkontrolle aus­
schließlich durch die SCHIG zweckmäßig. weil die technische Detail­
prüfung von Bauvorhaben nicht zu den Kemaufgaben einer verkehrs­
politischen Steuerung des BMVIT zählte. 

Der RH empfahl dem BMVIT im Sinne einer Bündelung der Fachkom­
petenzen. zukünftig technische Infrastrukturkontrollen nur noch durch 
die SCHIG durchführen zu lassen. Er empfahl dem BMVIT weiters. im 
BMVIT jene technische Kernkompetenz vorwhalten. die erforderlich 
ist. um die technischen Infrastrukturkontrollen der SCHIG beauftra-
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gen, steuern, die Ergebnisse dieser Kontrollen abnehmen und deren 
Umsetzung veranlassen zu können. 

Der RH erachtete die Erstellung von Berichten über konkrete Ein­
sparungspotcnziale bei Infrastrukturprojekten der ÖBB als zweckmä­
ßig, weil dadurch Erkenntnisse aus dem laufenden Prüfgeschehen der 
SCHIG systematisien aufbereitet wurden und rur ci ne Steigerung dcr 
EfTektivität und Effizienz im Rahmen der Infrastrukturentwicklung 
zur Verftigung standen. Der RH kritisiene, dass nicht nachvollziehbar 
war, in welcher Form das BMVrr die von der SCHIG erstclltcn Berichte 
in weiterer Folge berücksichtigte. Er empfahl dem BMVIT, in Zukunft 
verstärkt auf die Umsetzung der von der SCHIG aufgezeigten Verbes­
serungsvorschläge hinzuwirken. 

5.3 Laut Stellungnallllle des BMVTT entspreche die Empfelllung, im BMVTT 
die tecllllische Kemkompetenz zur Beauftragung der technischen IIlfra­
strukturkontrollen vorzuhalten, der Srrategie des BMVTT, die dem RH 
bei der GrbarungsüberprüJung dargelegt wurde und bereits umgesetzt 
werde. 

In Bezug auf die Umsetzung der Verbesserungsvorschlägr werde das 
BMVTT in Zukunft weiterhin auf die Nutzung von Ein paru'lgspoten­
zia/en hi'lwirken. Dabei sei auf die Langfristigkeit VO'I Schienenpro­
jektrn hinzuweisen, die dazu führe, dass konkrete Ei,lSparungsvor­
schläge nur mirtel- und langJrisrig ulllsetzbar seien. Im Übrige'l weise 
das BMVTT auf die bereits im Zusammenhang mit den ÖBB-Rahmen­
plänen erzielten Einsparungen bei Schienrnprojekte'l hin. 

5.4 Der RH wies betrefTend die Strategie bei der technischen Infrastruk­
turkontrolle darauf hin, dass es - laut Auskunft des BMVIT wäh­
rend der Gebarungsüberprüfung - fraglich gewesen war, ob nach dem 
absehbaren Ausscheiden der mit der technischen Infrastrukturkon­
trolle betrauten Mitarbeiter des BMVrr aus dem Aktivstand auch i n  
Zukunft Mitarbeiter mit der notwendigen Fachkompetenz zur Beauf­
tragung, Steuerung und Abnahme der technischen Infrastrukturkon­
trollen der SCHIG im BMVIT verfiigbar sein würden. Dies u.a. deshalb, 
weil es - laut Auskunft des BMVIT - schwierig sei, entsprechend qua­
liflziene Techniker zum Gehaltsschema des Bundes neu einzustellen. 
Zudem war die entsprechende Abteilung im BMVrr zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung in Aunösung gewesen. 

Im Übrigen erachtete der RH die in der Stellungnahme seitens des 
BMVrr indiziene Strategie, die techni che Kernkompetenz im BMVrr 
vorzuhalten, für positiv. 
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Förderprogramm ETCS-Level 2 

6.1 ETCS (European Train Control System)-Level 2 ist ein einheitlicher 
europäischer Standard ftir Zugsicherungs- und ZugleilSysteme, 
welcher millclfristig auf der europäi ehen Schieneninfrastruktur 
zum Einsatz kommen soll. Das BMVIT verfolgte mit dem Förder­
programm. das im Jahr 201 3  1 6.5 Mio. EUR umfasste. die rasche 
Ausrüstung von Triebfahrzeugen und Triebwägen österreichischer 
Ei enbahnverkehrsunternehmen mit ETCS-Level 2-tauglichen Syste­
men, um die mit diesem Sicherungssystem bereits aU.'igestattete und 
in Planung bzw. Bau befindliche Eisenbahninfrastruktur optimal nut­
zen zu können." Das BMVlT beauftragte die SClIIG mittel Vertrag 
mit der Abwicklung des Förderprogramms. 

Tabelle 4: Eckdaten der Aufgabe "Förderprogramm ETCS-Level 2" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 3 
Vertrag zwischen BMVIT und SCHIG vom 
13. Dezember 2012 

Spezifikation der Aufgabenübertragung 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT 

im Vertrag 

vertiefte Diskussion der Förderanträge in den 
Beiratssitzungen; 
BMVIT trifft Förderentscheidung 

Aufgabenvolumen 16,5 Mio. EUR im Jahr 2013 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

rd. 0,2 VZÄ im Jahr 2013 

Sach- und Personataufwand - abgegolten durch 
das BMVIT 

Quellen: SCHIG; Darstellung RH 

74 

Der Vertrag zur Abwicklung des ETCS-Level 2-Förderprogramms sah 
ftir die SCHIG insbesondere folgende Aufgaben vor: 

- die Durchftihrung der Aufrufe zur Einrcichung von Förderanträgen. 

- die Aufbereitung der Förderanträge, 

- die Organisation und Dokumentation der Sitzungen des Beirats. 

1 1 Dir Europ:u.schr KommiSSion gc:nrhmlg1C' das rördtrprogramm FTCS-lrvrl 2 In c!n("m 

maxlmaltn Umfang von 4S Ml0. EUR Im Z('llraum 2011 biS 2017 
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- die Erstellung eines Musterfördervertrags und der konkreten För­
derverträge, 

- die Auszahlung der Fördergelder nach schriftlicher Zustimmung 
des BMVIT und 

- die Wahrnehmung von Berichtspflichten. 

Die Entscheidung der Fördervergabe oblag dem BMVIT, das auf Basis 
der Empfehlungen des Beirats, der rur die ETCS-Level 2-Förderung 
eingerichtet war, ent chied. Der Beirat setzte sich aus Mitarbeitern des 
BMVIT sowie vom BMVrr eingeladenen Experten zusammen. Vertre­
ter der SCHIG nahmen als Auskunftspersonen an den Beiratssitzungen 
teil. waren aber nicht stimmberechtigt. Das BMVrr schloss die Förder­
verträge mit den Fördernehmern ab. Die Auszahlung der Förderminel 
erfolgte, nachdem die Förderwerber die ETCS-Zugsicherungssysteme 
eingebaut hatten. Beiratssitzungen fanden anlassbezogen - bei Aus­
zahlung der Fördermittel - statt, um die rechtmäßige Verwendung der 
Fördermittel zu gewährleisten. 

6.2 Der RH wies darauf hin, dass die organisatorische Abwicklung des För­
derprogramms ETCS-Level 2 an die SCHIG ausgelagert war, dass die 
Entscheidung über die tatsächliche Förderung der einzelnen Anträge 
aber von Mitarbeitern des BMvrr getroffen wurde. Er stellte kritisch 
fest, dass die an die SCHIG übertragene Abwicklung des Förderpro­
gramm auch von Mitarbeitern des BMvrr hätte wahrgenommen 
werden können. 

Der RH empfahl dem BMVrr. im Rahmen einer Evaluierung zu prü­
fen. ob die Abwicklung der ETCS-Level 2-Förderung nicht wieder vom 
BMVIT übernommen werden könnte und allenfalls die Förderabwick­
lung in da BMvrr zurückzuflihren (siehe TZ J). 

6.3 Laut Stellungnahme des BMVlT habe es die SCHIG nach reiflicher 
Überlegung mit der ETCS-Level 2-Fahrzeugförderung betraut. Eine 
Rückführung in das BMVIT sei in keiner Weise zielfülrrend. weil im 
Förderprogramm nach dem Einbau der ETCS-Ausrüsrungen ein fü,if­
jähriges Monitoring unter Heranziehung von IT-Systemen der ÖBB­
Infrastruktur AG vorgesehen sei. zu welchen die SCHIG aufgrund ihrer 
Abwicklungstäligkeiten für andere Förderprogramme bereits Zugang 
Irobe. A uf diese Weise würden Synergien genum werden können, die 
bei einer Abwicklung durch das BMYIT nicht erzielbar wären. 
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6.4 Nach Ansicht des RH könnte auch dem BMVIT ein Zugang zu den rr­
Systemen der ÖBB-Infrastruktur AG gewähn werden. Die ins Treffen 
geflihnen Synergien könnten auch im BMVrr genutzt werden, wenn 
weitere Förderprogramme von der SCHIG ins BMVrr rückgeflihn wer­
den. Der RH blieb daher bei seiner Empfehlung. die Rückflihrung der 
ETCS-Level 2-Förderung ins BMVrr zu evaluieren. 

Förderung des Schienengüterverkehrs 

7.1  Verkehrs- und umweItpol it isch ist ein hoher Anteil de Schienengü­
lerverkehrs am Gesamtgülerverkehrsaufkommen erwünscht. Bis zum 
Jahr 201 2  zahlte das BMVrr Förderungen für den Schienengüterverkehr 
auf der Grundlage der va (EU) Nr. 1 1 9 1 /69. Im Jahr 201 2 genehmigte 
die Europäische Kommission ein neue Beihilfenprogramm des BMVrr 
mit einem Volumen von 79,2 Mio. EUR im Jahr 201 3. 1 l Das BMVIT 
beauftragte die SCHIG mit der Abwicklung dieses _Beihilfeprogramms 
flir die Erbringung von Schienengüterverkehrsleistungen in bestimm­
ten Produktionsformen- 1 4  flir die Jahre 201 3  bis 2017 .  

Tabelle 5: Eckdaten der Aufgabe "Förderung des Schienengüterverkeh rs" 

Basis der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 3 
Prüfaufträge des BMVIT an die SCHIG vor dem 1. Oktober 2012 
Vertrag zwischen BMVIT und SCHIG vom 1. Oktober 2012 

Spezifikation der Aufgabenübertragung in den Prüfaufträgen des bzw. Verträgen mit dem BMVIT 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion BMVIT trifft Förderentscheidung; 
durch BMVIT laufende - zum Teil wahrgenommene - Einsicht,möglichkeiten 

für das BMVIT in die Abrechnung; 
halbjährliche Berichte; Jours fixes 

Aufgabenvolumen rd. 79,2 Mio. EUR Fördermittel im Jahr 2013 

administrativer Aufwand bei SCHIG rd. 2,B VZÄ im Jahr 2013 

Abgeltung des administrativen Aufwands Sach- und Personalaufwand - abgegolten durch das BMVIT 

Quollon: SCHIG; Darstollung RH 
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IJ Notirlzlerung der Furopäischen Kommission vom 2S. Juli 2012 

14  Der BrgrifT .. bt"Stlmmlt' Produlc.tiol1sformen" bezeichnet vers('hiedene Bd'ördt'rungs­

tcrhnilc.cn aur der Schicnr. Es werden dl(' Formen Einzt'lwagcnycr!c.chr. unbegleiteter 

kombiniener Verkehr und Rollende: landstraße unl('rschi('den. 
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Bis zum Jahr 201 2  lag die Abwicklung de Beihilfeprogramms beim 
BMVIT. Die SCHIG erhielt bis dahin vom BMVIT Aufträge zur Über­
prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der Fördermittel und der 
Abrechnungen der Fördernehmer. Die SCHIG erstellte Prüfberichte. 
auf deren Grundlage das BMVIT entweder Nachforderungen auszahlte 
oder Rückforderungen stellte. 

Mit der Umstellung des Förderprogramms Schienengüterverkehr im 
Jahr 201 2 übernahm die  SCHIG die Abwicklung des Beihilfenpro­
gramms. Die Tätigkeiten der SCHIG umfassten: 

- die Durchführung der Aufrufe zur Einreichung von Förderanträgen. 

- die Aufbereitung der Förderanträge. 

- die Erstellung eines Musterfördervenrags und der konkreten För­
dervenräge, 

- die Au zahlung von Fördergeldern nach schriftlicher Zust immung 
des BMVIT, 

- die Durchführung einer Evaluierung des Beihilfeprogramms sowie 

- die Wahrnehmung von BerichtspOichten. 

Das BMVIT schloss mit allen Antragstellern, die die Förderkriterien 
erfüllten, Fördervenräge ab. 

Die SCHIG und die Fördernehmer stellten die monatlich von der SCHIG 
erstellten Abrechnungen innerhalb von vier Wochen außer Streit. Das 
BMVIT war laufend durch Einsichtsmöglichkeit in - auf Basis des elek­
tronischen Abrechnungstools der SCHIG erstellte - Abrechnungstabel­
len in den Abrechnungsprozess eingebunden. Es war nicht dokumen­
tien. inwiefern das BMVIT von dieser Einsichtsmöglichkeit Gebrauch 
machte. Aufgrund der Einsichtsmöglichkeit verzichtete das BMVIT 
auf die venraglich festgelegten Zwischen berichte. Der von der SCHIG 
zu erstellende Jahresbericht für das Jahr 201 3 lag zur Zeit der Geba­
rung überprüfung im Juli 201 4  noch nicht vor. 

7.2 Der RH merkte kritisch an. dass das BMVIT bei der Abwicklung der 
Schienengüterverkehrsförderung auf Zwischenberichte der SCHIG 
verzichtete und die vom BMVIT durchgefühnen Einsichtnahmen ins 
Abrechnungssystem nicht ausreichend dokumentien waren. Dies wäre 
für die Nachvollziehbarkeit einer aktiven Rolle de BMVIT al Fördcr­
geber bei der Kontrolle erforderlich. Der RH wies kritisch darauf hin. 
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dass die SCHIG den Jahresbericht für das Jahr 201 J zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung im Juli 201 4  noch nicht fertiggestellt hatte. 

Der RH empfahl dem BMVlT, seine Einsichtnahmen im Abrechnungs­
prozess der SchienengüterverkehrsfOrderung bei der SCHIG schriftlich 
zu dokumentieren und die von der SCHIG laut Vertrag zu legenden 
Berichte einzufordern. Weiters empfahl der RH dem BMVIT zu eva­
luieren, ob das - bis 201 2  vom BMVlT abgewickelte - Schienengü­
terverkehrs-Beihilfeprogramm wieder vom BMVIT übernommen wer­
den könnte und diese FörderabwickJung gegebenenfalls in das BMVlT 
rückzuführen (siehe TZ J). 

7.3 Laut Stellungnahme des BMV1T lägen die VOll der SCHIG laut Vertrag 
zu erstellenden Berichte, die aufgrund der A,,'aufplwse zum Teil mit 
gerillgfiigiger Verspätung gelegt wurden, mirllenveile vor; das BMVIT 
würde diese bei allfälligen kü,iftigen Verspätungen verstärkt eilifor­
dem. Sämtliche Auszahltlllge" der SCHIG all die Fördemelrmer wür­
deli i" Absrimmu"g mit dem BMVIT erfolgen ,md diese Abstimmullge" 
würden schriftlirlr dokumelltiert. 

Das BMV1T lasse sich im Bedarfsfall ZIIsätzlic/r zu den BerichteIl über 
Details ad hoc i1iformieren. In den regelmäßigen Jour Jue-Bespre­
clrungen inJormiere die SCHIG das BMVIT über den aktuellen Stand und 
es würdell offene Fragen sOlvie kü,iftige Vorgangsweisen besproe/lell. 
Diese Besprechullgell würden ill Gesprächsprotokollen dokumelltiert. 

Eine Rückfiilrrullg der SclliellerlVerkelrrsförderullg ill das BMVIT sei 
aus Sirirr des BMVTT ill keiner Weise zielfiilrrelld. Für die seit Dezem­
ber 2012 laufellde, lieue Schiellenverkehrsförderullg werde eine IT­
gestützte Abrechnung ei "gesetzt, mit der die FörderabrecJmung früher 
außer Srreit gestellt und Auswertungen Irinsirhtlie/r einer Optimierung 
und einer Erhöhung der TreJjsie/rerileit der Förderullg erstellt werden 
köllnte,1. Die Bese/raIfung bzw. Erstellung der erforderlichen Hard­
und Software könne über die SCHIG flexibler erfolgen als durch das 
BMV1T. Die Abreellllu"gen würde" a"ha"d vOII IT-Systemen der ÖBB­
Illfrastruktur AG plausibilisiert, zu welchen die SCHIG auJgnllld ihrer 
übrigeIl Tätigkeit bereits Zugang habe. Atifdiese Weise würden Sy"er­
giell genutzt werden können, die im Falle einer Abwicklung durc/, das 
BMVTT nielli erzielbar wäre/I. 

7.4 Der RH würdigte die Absicht des BMVlT, die Berichte bei zukün ftigen 
allfalligen Verspätungen verstärkt einzufordern und den Informalions­
fluss zu intensivieren. positiv, jedoch hätte die von der SCHIG für die 
Schienengüterverkehrsförderung eingesetzte IT -Struktur seiner Ansicht 
nach ebenso vom BMVIT angeschafft werden können. Da s die SCHIG 
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die Hard- und Software nexibler beschaffen und erstellen könne als 
das BMVIT, war für den RH nicht nachvollziehbar. Nach Ansicht des 
RH könnte auch dem BMVIT ein Zugang zu den IT -Systemen der ÖBB­
Infrastruktur AG gewährt werden. Die ins Treffen gefUhrten Syner­
gien könnten auch im BMVlT genutzt werden, wenn weitere Förder­
programme von der SCHIG ins BMVlT zurückgeftihrt werden. Der RH 

verblieb daher bei seiner Empfehlung, eine Übernahme des Schienen­
güterverkehrs-Beihilfeprogramms durch das BMVIT zU evaluieren und 
das Beihilfeprogramm gegebenenfalls ins BMVIT rückzufUhren. 

An chlussbahn- und Terminalfdrderung 

8.1 ( I )  Seit Mitte 2008 Fungierte die SCHIG als Abwicklungsstelle fUr die 
Förderung des BMVIT von Anschlussbahn- und Terminalprojekten. ' 5  
Parallel dazu förderte auch der Klima- und Energiefonds (KLlEN) 
Anschlussbahn- und Terminalprojekte über die SCHIG. 16 

Fördergegenstand waren Einrichtungen fUr die Nutzung der Schiene 
in den Quell- und Zielgebieten des Schienengüterverkehrs, wie z.B. 
Gleisanlagen, Krananlagen oder Be- und Entladegeräte. 

Tabelle 6: Eckdaten der Aufgabe "Anschlussbahn- und Terminalförderung" 
(BMVIT und KlIEN) 

Ba.is der Aufgabenübertragung SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 3 
Rahmenvertrag zwischen BMVIT und SCHIG 
Rahmenvertrag zwischen KLIEN und SCHIG 

Spezifikation der Aufgabenübertragung in den jährlichen Ausführungsverträgen mit dem 
KLIEN und 
in den Richtlinien des 8MVIT 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVIT BMVIT trifft Förderentscheidung; 
laufende Berichterstattung der SCHIG in den 
Beiratssitzungen an das BMVIT 

Aufgabenvolumen 2.8 Mio. EUR im Jahr 2013 durch BMVIT 
8.0 Mio. EUR im Jahr 2013 durch KLIEN 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des admini,trativen Aufwand, 

Quellen: SCHIG: Darstellung RH 

rd. 4.9 VZÄ im Jahr 2013 

nach tatsächlichem Aufwand. gedeckelt mit 2 % 
des Auftragsvolumens 

15 NoLifizlerunge.n der Europäischen Kommission vom 29_ Jänner 2001 und vom 19. Sep­
Icmbc:r 2012 

11> s.iehe: Bc:richt dr::s RH .Klima- und Enc:rgic:ronds· (Rcihe: Bund 2011/4) 
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(2) Das BMVIT chlos im Jahr 2008 mit der SCHIG einen Venrag über 
die Abwicklung der von der Europäischen Kommission rur den Zeitraum 
20Cfl bis 201 2 notifJzienen Anschlussbahn- und Terminalf<irderung 
ab. Das BMVIT übenrug der SCI-IIG insbesondere folgende Aufgaben: 

- die Beratung von Interessenten und Antragstellern. 

- die Analyse der Anträge. 

- die Behandlung von Förderansuchen. 

- die Unterstützung des BMVIT bei der Förderungsabwicklung sowie 

- die Kontrolle und die Rückforderung zu Unrecht bezogener Leis­
tungen. 

Das BMVIT entschied über die Förderansuchen und schloss die Förder­
venräge mit den Fördernehmern ab. Das BMVIT richtete dazu einen 
Beirat zur Bewenung der eingereichten Förderf<ille cin und zog dessen 
Empfehlungen als Entscheidungsgrundlage heran 17 Der Beirat selZle 
sich aus Venretern des BMVIT. der ÖBB-Infrastruktur AG. externen 
Expenenvenretern sowie nicht stimmberechtigten Venretern der SCIIIG 
zusammen. Das BMVIT hatte ein Einsichtsrecht betreffend die Überprü­
fung der Abwicklung der Förderan uchen bei der SCHIG. Eine chrift­
liehe Dokumentation über die Ausübung des Einsichtsrechts sowie der 
darauf fußenden Ergebnisse gab es nicht. 

Die SCHIG kontrolliene nach dem Auslaufen des Förderprogramms 201 2  
die Einhaltung der bis dahin abge chlo enen Fördervenräge. i n  denen 
sich die Fördernehmer über einen Zeitraum von mindestens runf Jahren 
zu einem venraglich festgelegten Transponvolumen verpflichtet hatten. 

Anders als bei den Förderprogrammen rur ETCS-Level 2 und den 
Schienengüterverkehr. bei denen der Aufwand der SCIIIG über den 
Sach- und Personalaufwand des BMVIT abgegolten wurde. erfolgte die 
Berechnung des Entgelts der SCIfIG rur die Abwicklung des Förderpro­
gramms nach tatsächlichem Aufwand. Dieser Abgeltungsbetrag war mit 
2 % des im jeweiligen Jahr abgewickelten Fördervolumens gedeckelt. 
Das BMVIT konnte einen Mehrbedarf. der über den 2 % des Förder­
volumens lag. schriftlich anerkennen. Im Jahr 201 3 zahlte das BMVIT 
rd. 4 % ( 109.000 EUR) des Fördervolumens (2.8 Mio. EUR) als Abgel­
tungsbetrag rur die FörderabwickJung an die SCHIG aus. Die Abgel­
tungsbeiträge nahmen im überprüften Zeitraum folgende Entwicklung: 

11 Dt-r Bt'Ir3t �hand('h(' auch dl(, tur ('10(' Förderung durrh den KI IEN ('mgerdchttn 

Fordt'ransuchC'n. 
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Tabelle 7: Mittelflüsse vom BMVIT an die SCHIG für die Anschlussbahn- und 

Terminalförderung in den Jahren 2009 bis 2013 

2009 2010 2011 2012 2013 

in 1.000 EUR 

Fördermittel 14.790 15.000 15.400 14.600 2.800 

Abgeltungsbetrag 300 300 300 199 109 

in '0 

Anteil Abgeltungsbetrag am Fördervolumen 2,0 2,0 2,0 1,4 3,9 

Quellen: BMVlT. SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/ 1 5  

( 3 )  Der Klima- und Energiefonds (KLIEN) 18 schloss i m  Jahr 2007 mit 
der SCHIG einen Rahmenvertrag über die Abwicklung der Anschluss­
bahn- und TerminalfOrderung auf unbestimmte Zeit und jährliche Aus­
führungsvenräge ab. Die Aufbringung der Fördermittel erfolgte durch 
das BMVIT und das BMLFUW annähernd je zur Hälftel9. Neben der 
Anschlussbahn- und Terrninalförderung wickelte die SCHIG weitere 
Förderprogramme für den KLIEN (z.B. Mikro-Systeme des öffentlichen 
Verkehrs im ländlichen Raum, Rollende Landstraße) ab. 

8.2 Der RH hielt kritisch fest, dass die beiden parallelen Förderschienen 
des BMVIT und des KLiEN für die Anschlussbahn- und TerrninalfOrde­
rung bis zum Jahr 201 2  den administrativen Aufwand für die SCHIG 
erhöhten und den Überblick über den gesamten Mitteleinsatz erschwer­
ten. Er wies kritisch darauf hin, dass das BMVIT denselben Förderge­
genstand über zwei verschiedene Programme - die Anschlussbahn­
und Terrninalförderung des BMVlT und die des KLIEN - fOrderte. Die 
SUliG fungierte in beiden Fällen als AbwickJungsstelle. 

Darüber hinaus kritisierte der RH die für das Jahr 20 1 3  getätigte 
Auszahlung des BMVIT an die SCHIG für die Abwicklung des 
Förderprogramms, weil der Auszahlungsbetrag mit rd. 109.000 EUR 
rund das Doppelte der maximal zulässigen Summe von rd. 56.000 EUR 
(2 % von 2,8 Mio. EUR) betrug. Der RH bemängelte die nicht schrift­
lich dokumentierten Einsichrnahmen des BMVIT bei der SCHIG. Dies 
wäre erforderlich, damit das BMVlT seine Kontrollfunktion als För­
dergeber nachvollziehbar erfüllt. 

1 8 Der KLlEN ist ein Fonds öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit. dessen 

Präsidium der Bundesminister rur Verkehr. Innovation und Technologie sowie der Bun­

desminister für Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und Wasserwirtschaft angehönen. 

1 'J In den Jahren 201 1 bis 2013 waren paritätische Zahlungen der heiden Bundesministe­

rien It. Bundesvoranschlag nicht gegeben. 
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Der RH empfahl dem BMVIT, in Zukunft die durchgeftihrten Einsicht­
nahmen bei der SCHIG in schriftlicher Form festzuhalten, um die ihm 
zukommende und notwendige Kontrollfunktion über die Fördergelder 
ausreichend und transparem zu dokumentieren. 

Der RH wies darauf hin, dass das Förderprogramm des BMVlT ftir 
Anschlussbahn- und Terminalprojekre auslief. Er empfahl, in Zukunft 
Doppelgleisigkeiten durch parallele Förderprogramme zu vermeiden. 

8.3 Lallt Stellllngnahme des BMV/T habe der RH im Rahmen der Geba­

rungsüberpriijllllg .Nachhaltiger Güterverkehr - /nrermodale Vemet­

wng" bereirs eine versrärkre Absrimmung der Förderprogra 111 me ange­

regl. Diese Empfehlllllg werde vom BMV/T aufgegriffell. Die Abreilllllg 1/ 
K4-Kombin ierter Verkehr werde mit der Gesa mtkoordillation der nati­

ollalell Strategie W ill Kombinierten lind /ntermodalen Verkehr ulld mit 

der Koordillarion der Förderprogram m e  wr Verkeh rsveriagenlllg allf 

altemative Verkeh rsträger beallftragt, 11 m  eille Gesamtsrrategie, Effi­

zienzen IIl1d Synergien der Progra mme sicherzustellen. 

9.1 Das BMVIT war gemäß § 7 ÖPNRV-G 1999 verpflichtet, ein Grund­
angebot im Schienenpersonenverkehr zu bestellen. Die administrative 
Abwicklung der Verkehrsdienstverträge, mit denen das Grundange­
bot bestellt wurde, lagerte das BMVIT ab dem Jahr 2010 mittels einer 
Novellierung des SCHIG-Gesetzes an die SCHIG aus. 

Tabelle 8: Eckdaten der Aufgabe "Verkehrsdienstverträge für den Schienenpersonenver­
kehr" 

Basis der Aufgabenübertragung 

Spezifikation der Aufgabenübertragung 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion 
durch BMVIT 

Aufgabenvolumen 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

Quellen: SCHIG; Darstellung RH 

82 

SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 9 

in den Richtlinien des BMVIT 

regelmäßig - 1 bis 2 mal im Monat - stattlindende Jours 
fixes 

rd. 690 Mio. EUR p.a. (Jahr 2013) 

rd. 3,6 VZÄ im Jahr 2013 

Pauschalbetrag des BMVIT (300.000 EUR im Jahr 2013); 
darüber hinausgehender Aufwand über den Sach- und 
Personalaufwand - abgegolten durch das BMVIT 
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Der Bund, vertreten durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie, hatte gemäß § 5 Abs. 4 SCI- l lG-Gesetz der SCHIG 
die fmanziellen Mittel für die Bestellung des Grundangebots im Schie­
nenpersonenverkehr mit den Verkehrsdienstverträgen zur Verfügung 
zu stellen. Das BMVIT fomlUlierte _Richtlinien über die Abwicklung 
der Be teilung der gemeinwirtschaftliehen Leistungen im Schienen­
personenverkehr durch die SCHIG". 

Abbildung I :  Akteure im  Verkehrsdienstvertrag 

BMVIT 

Quelle: RH 

Bund 2015/ 1 5  

Richtlinien vov 

SCHIG 
öffentliche Mittel öffentliche Mittel 

Gründe rur die Aufgabenauslagerung an die SCHIG waren laut Aus­
kunft des BMVlT einerseits die Vorsteuerabzug f<ihigkeit der SCHIG. 
Eine Vorsteuerabzug berechtigung des BMVlT ergab sich aus der 
_Richtlinie 2006/ 1 1 2/EG des Rates vOm 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem" bei der Beauftragung von Per­
sonenbeflirderungsleistungen (Art. 1 3  in Verbindung mit Anhang I 
Pkt. 5).' Andererseits verfugte das BMVIT laut eigenen Angaben über 
zu wenig Personal und es fehlte das Know-how, um insbesondere das 
Monitoring im Zuge der Abwicklung der Verkehrsdienstvenräge voll­
inhaltlich zu errullen. 

Die SCHIG führte die Venragsverhandlungen mit den Eisenbahnver­
kehrsunternehmen, arbeitete die Verkehrsdienstverträge aus und unter­
zeichnete diese als Auftraggeberin. Das BMVlT war in diesen Prozess 
laufend eingebunden, indem es an den Besprechungen teilnahm und 
z.B. Änderungsvorschläge zu den Verträgen einbrachte. Nach Abschluss 
der Verkehrsdienstvenräge übernahm die SCHIG die laufende Abwick­
lung, z.B. das Qualirätsmonitoring und die monatlichen Mittelüber­
weisungen. 

Auch in die laufende Abwicklung war das BMVIT insofern eingebun­
den, als durchschnittlich ein Mal pro Monat sogenannte _GWL-Jours 
fixes" mit Vertretern des BMVIT, der SOllG und der ÖBB-Personen­
verkehr AG20 stattfanden. Die in diesem Gremium getroffenen Verein­
barungen. z.B. zur Adaptierung von Qualitätsltritcrien oder zu Fahr­
planänderungen, hatten verbindlichen Charakter. 

1O GWl stcht für Gt'mcinwiruchaftlichc leistung: Jours 'IXes mit anderen Eiscnbahnvcr­

kch�untcmthmcn fandc:"n im 8edarfsfaH st.ut. 
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Die Vertretungs- und Entscheidungsbefugnis des BMvrr in den GWL­
Jours fIxes war nicht explizit geregelt. Ebenso wenig gab es im BMVIT 
eine verbindliche Regelung über die Genehmigungs- und Fertigung -
befugnis flir Entscheidungen zu den gemeinwirtschaftlichen Leistungs­
verträgen - die Geschäft ralle wurden auf der Grundlage von Erfah­
rungswerten vom Sachbearbeiter. der Abteilung leiterin oder vom 
Sektionsleiter genehmigt. 

9.2 Der RH stellte fest. dass da BMVIT trotz Übertragung der Bestellung 
der Gemeinwirtschaftlichen Leistungen im Schienenpersonenverkehr 
an die SCHIG in die Vertragserstellung und in die laufende Abwick­
lung der Verträge eingebunden war. Er hielt aber kriti ch fest. dass 
es sich bei der Bestellung von Gemeinwirtschaftlichen Leistungen um 
eine verkehrspolitische Kemaufgabe des BMVrr handelte. Aus diesem 
Grund empfahl der RH dem BMVrr. im Rahmen einer Evaluierung 
zu prüfen. ob die Bestellung vOn Gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
nicht vom BMVrr erledigt werden sollte. und diese gegebenenfalls in 
das BMvrr rückzuflihren (siehe TZ 3). 

Der RH kritisierte die fehlenden. schrift l ichen Genehmigungsvorschrif­
ten flir die Gemeinwirt chaftlichen Leistungen im BMVIT. obwohl in 
diesem Bereich hohe Beträge (rd. 690 Mio. EUR im Jahr 2013 )  ausbe­
zahlt werden. Er empfahl dem BMVIT. Genehmigungs- und Fertigung -
vorgaben schriftlich auszuarbeiten und flir verbindlich zu erklären. 

9.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei zwar die admi'lisrrative Abwick­
IUllg der Verkehrsdiensrverträge an die SCHIG übenrageIl wordell, die 
verkehrspolitische Verantwonullg und damit die Wahmehmung eine 
der KemauJgabell des Ressons sei jedoch im BMVIT geblieben. Dies 
komme auch in deli Rielll/illien des BMVIT klar zum A usdruck. Das 
BMVIT habe die Venragsi'l/talte JederJiilrrelld gesta/ret. Demgemäß 
würdell auel, alle relevanten ulld budgetwirksameIl jährlichen Ver­
trag allpa ullgell dem BMVIT zur Ge'lellmigung I'orgelegr. Aus Sicht 
des BMVIT seieIl weder seille Kemkompetellze'l a'l eillen ausgeglie­
derte'l Rechtsträger ausgelagert worden, 1I0ch würdell zwischell BMVIT 
ulld SCHIG Doppe/glei igkeite't bestehen. Die CH/G werde effiziellt 
zur Ulllerstützullg des BMVIT eilIgesetzt. Von eiller Rückführung der 
admillistrativell Abwicklung in das BMVIT werde daher keille Verbes­
seruttg erwaner. 

GCllehmigungs- ulld FertigungsvorgabCII zwisel,ell BMVIT ulld SCHIG 
seieIl ill deli Rielttlillien eilldeurigJestgeiegr. Der BMVIT-i,lIeme Geneh­
migungsprozess sei in der Gescltäftsord/Jung des BMVIT Jestgelegt. 
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Benannte Stelle 

SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

9.4 Nach Ansicht des RH ollte die Wahrnehmung der verkehrspol itischen 
Verantwortung als einer Kernaufgabe des Ressorts durch das BMVIT von 
entsprechendem Know-how betreffend die verkehrspolitische Steuerung 
getragen sein. Da das BMVIT - wie es in seiner Stellungnahme selbst 
darlegte - die Vertragsinhalte federftihrend gestaltete sowie gemäß den 
Feststellungen des RH in die Vertragsverhandlungen eingebunden war 
und an den Besprechungen teilnahm, bekräftigte der RH seine Empfeh­
lung. die Übernahme der Bestellung der Gemeinwirtschaftlichen Leis­
tungen im Schienenpersonenverkehr durch das BMVIT zu evaluieren 
und gegebenenfalls ins BMVIT rückzufUhren. 

Der RH stellte klar, dass er nicht fehlende Genehmigungs- und Fer­
ligungsvorschriften zwischen BMVIT und SCHIG, sondern das Feh­
len schrift l icher Gcnehmigungs- und Fertigungsvorschriften inner­
halb des BMVIT k.ritisiert hatle. Er hielt daher an seiner Kritik und 
Empfehlung fest. 

10.1 Die Europäische Kommission war bestrebt, länderübergreiFend ein 
durchgängig nutzbares Eisenbahn ystem mit einheitlichen technischen 
Standards beispielsweise ftir Energieversorgung, Zugsteuerung. Zugsi­
cherung oder Signalgebung zu ermöglichen. Daftir mussten z.B. neue 
Eisenbahnstrecken bzw. neue Lokomotiven nach bestimmten Inter­
operabil itätsmerkmalen von dazu berechtigten Stellen, sogenannten 
Benannten Stellen, geprüft werden. Am 30. September 2009 wurde 
die SCHIG nach mehrjähriger Vorbereitungszeit und einem Akkredi­
tierungsverfahren durch das BMWFW als Benannte Stelle fUr Inter­
operabilität im Eisenbahnwesen notiflziert. 

Tabelle 9: Eckdaten der Aufgabe "Benannte Stelle" 

Basis der Aufgabenübertragung 

Spezifikation der Aufgabenilbertragung 

Wahrnehmung der Steuerungsfunktion durch BMVn 

Aufgabenumfang 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwands 

Quelten: SCHIG; Darstellung RH 

Bund 2015/15  

SCHIG-Gesetz § 3 Abs. 1 Zi. 4 

in der Genehmigung des .Strategiekonzepts 
Benannte Stelle 2.0· durch den Aufsichtsrat 

SCHIG arbeitet weitgehend selbstständig 
(akquiriert selbstständig Aufträge); regelmäßige 
Berichte zum Geschäftsverlauf an den Aufsichtsrat 

rd. 510.000 EUR Umsatz von Unternehmen im 
Jahr 2013 

rd. 3,1 VZÄ im Jahr 2013 

Aufträge durch Externe, Verlustdeckung seit 2012 
über den Sach- und Personalaufwand - abgegolten 
durch das BMVIT 
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Als Benannte Stelle war die SCHIG u.a. berechtigt. im Auftrag von 
Eisenbahnuntemehmen Bescheinigungen zu eisenbahnrechtlichen 
Bau- bzw. Berriebsgenehmigungen von Eisenbahnstrecken oder über 
die Interoperabilität von Fahrzeugen auszustellen. 

Da es in Österreich bis zum Jahr 2009 nur eine einzige Benannte 
Stelle gab. beftlrchtete das BMVIT ein Markrversagen aufgrund einer 
zu geringen Anzahl an Benannten Stellen und Verzögerungen bei der 
Beurteilung der Interoperabilität von Eisenbahnprojekten. Als Konse­
quenz daraus härten nach Ansicht des BMVIT wesentliche Investiti­
onsvorhaben im Eisenbahnwesen nicht rechtzeitig umgesetzt werden 
können. Daher halte das BMVlT die SCHIG im Jahr 2005 mit dem Auf­
bau einer Benannten Stelle beauftragt. 

Zusätzlich zur SCHIG und der bereits im Jahr 2009 bestehenden Benann­
ten Stelle wurden in den Jahren 2010 und 201 1  zwei weitere Benannte 
Stellen durch das BMWFW akkreditiert. womit ab dem Jahr 201 1  vier 
Benannte Stellen am österreichischen Markt tätig waren.21 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war das BMVIT neben der ScrllG 
über das AlT Austrian Institute of Technology an einer weiteren 
Benannten Stelle A beteiligt. die mit der SCHIG am ästerreichischen 
Markt im Wellbewerb stand. 

10.2 Der RH hielt kri isch fest. dass die öffentliche Hand nichl verpflichtet 
war. eine Benannte Stelle zur I nteroperabilitätsprüfung einzurichten 
und es deshalb flir das BMVIT keine Verpflichtung gab. die ScrllG mit 
dem Aufbau einer Benannten Stelle zu beauftragen. Nach Ansicht des 
RH hätte bereits mit dem Eintritt zweier weiterer Benannter Stellen in 
den österreich ischen Markt in den Jahren 2010 bzw, 201 1  ersichL1ich 
sein müssen. dass das erwartete Marktversagen bei Benannten Stei­
len in Österreich nicht ei ntreten würde. 

Der RH kritisierte. dass das BMVIT an zwei zueinander am Markt im 
Wettbewerb stehenden österreichischen Benannten Stellen beteiligt 
war. was zu Doppelgleisigkeitcn und Parallelitäten ftlhrte und wirt­
schaftlich unzweckmäßig war, Er empfahl dem BMVlT. eine Veräu­
ßerung der Anteile einer der beiden Benannten Stellen unter Berück­
sichtigung der Ergebnisse einer Evaluierung zu prüfen. 

10.3 Das BMVlT Me/I belreffe"d die Benallllfe Stelle A fesl. dass diese 
Beleiligu"g der AlT positive Ergebnisse bringe und darüber hinaus ein 
Mitarbeiter der AlT in dieser Benamllell Sielle A tätig sei und dem 

21 In Deulsc-hland war nur eine Benanmt" Slelle akJueditien. 
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, 

AlT voll tällliig refundiert werde, was wiederum einen weitere" wirt­

schaftlichen Vorteil darstelle. Mit Pellsionsa>rtritt dieser Person itr ca. 

sechs Jah ren sei die Beteiligung der AlT an diesem Unrernehmen neu 

zu bewerten. 

10.4 Der RH entgegnete, dass die Arbeitskräfteüberlassung eines Mitar­
beiters der AlT an die Benannte Stelle A und deren positive Ergeb­
nisse keine ausreichenden Argumente rur die Beteiligung des Bundes 
an zwei zueinander am Markt im Wettbewerb stehenden Benannten 
Stellen waren. Dies war nach Ansicht des RH vielmehr wirtschaftlich 
unzweckmäßig, zumal die öffentliche Hand nicht verpflichtet war, 
eine Benannte Stelle zur Interoperabilitätsprüfung einzurichten und 
das erwartete Marktversagen nicht eintrat. Der RH blieb daher bei sei­
ner Empfehlung. 

11 . 1  Das BMVlT ging bei der Gründung der Benannten Stelle bei der SCHIG 
mittelfristig von einem ausgeglichenen wirtschaftlichen Ergebnis aus. 
Gemäß Businessplan der SCHIG rur die Benannte Stelle war eine Amor­
tisation der Anlaufl<osten bis zum Jahr 2017 geplant. 

Tabelle 10: Umsatzziele und externe Erlöse der Benannten Stelle 

2009 2010 

angestrebte externe Erlöse' 339 681 

tatsächliche externe Erlöse' 326 396 

Differenz Ist - Soll - 13 - 285 

Betriebsergebnis - 399 - 564 

EGT kumuliertl - 806 - 1.371 

nur Benannte Stelle ohne Seilbahnsac:hverständige 

Umsatzziel im [)ezember 2011 auf 720.000 EUR gesenkt 

2011 2012 
(1. HJ) 

in 1.000 EUR 

900' 4203 

677 174 

- 223 - 246 

51 - 92 

- 1.320 - 1.4856 

für 1. Jahfeshälfte 2012: halbierter Wert des Umsauzieles Wr 2012 gesamt 

2012 2013 

840' 420 

324 510 

- 516 90 

k.As 196' 

Umsatzziel 2012 mehrmals wie folgt angepasst: August 2011:  1 .050.000 EUR; Dezember 2011: 8-40.000 EUR; Juni 2012: 

125.000 eUR; Septembe, 2012: 400.000 WR 
� Benannte Stelle zum Halbjahr 2012 in Abteilung Technische InfrastrukturkontroUe integriert; damit ab 2. Halbjahr 2012 

keine eigene t::ostenbetrachtung für Benannte Stelle mehr vorgenommen; das Betriebsergebnis 2013 wurde im Rahmen der 

Gebarungsüberpri..lfung für den RH errechnet 
6 inkl. Rechnungskorrektu'en in der Höhe von 73.115 EUR 

externe Erlöse - von SCHJG-eltternen Auftraggebern; im Gegensatz zu internen Erlösen fü, leistungen. die die Benannte 

Stelle für andere Abteilungen innerhalb der SCHIG erbrachte 

Tabelle enthält Rundungsdifferenzen 

Quellen: SCHIG; Oarstellung RH 
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Aus Sicht der SCHIG waren für ein ausgeglichenes Ergebnis der 
Benannten Stelle jährlich Einnahmen von rd. I ,  I Mio. EUR und davon 
rd. 720.000 EUR an extemen Erlösen notwendig. Die Benannte Stelle 
konnte die gesteckten Umsatzziele allerdings bis zum Jahr 201 2  in 
keinem Jahr erfUllen. Die Benannte Stelle wurde im Aufsichtsrat 
der SCHIG wiederholt behandelt; u.a. diskutierte der Aufsichtsrat im 
August 201 I .  die Benannte Stelle aufzulösen. Auf Empfehlung der Ver­
treter der SCHIG stimmte der Aufsichtsrat auf Basis von Prognosebe­
rechnungen fUr mehrere Varianten fUr den Weiterbetrieb der Benannten 
Stelle gemäß Strategiekonzept BS 2.0 (� überarbeiteter Busines plan) 
als die .für den Eigentümer (BMVlT) wirtschaftlich sinnvollste und 
risikoärmste Variante". 

Im  Jahr 201 1  stellte die SCHIG einem Eisenbahnuntemehmen zumin­
dest eine Rechnung über rd. 65.000 EUR - ohne eigentliche Leistungs­
erbringung - aus, um dem im Dezember 201 1 nach unten korrigier­
ten Umsatzziel rur 201 1 22 nahe zu kommen. 

Im ersten Halbjahr des Jahres 20 12  brachen die Erlöse der Benannten 
Stelle ein.23 Dies war teilweise auch durch den Rückgang öffentlicher 
Investitionen im Infrastrukturbereich und in weilerer Folge durch das 
Ausbleiben von Aufträgen des Hauptkunden24, der ÖBB-Infrastruk­
tur AG, bedingt. 

Der Geschäftsführer der SCHIG berichtete dem Aufsichtsrat im 
Mai 201 2,  dass der Leiter der Benannten Stelle auf Basis der Auf­
lragserwartungen zuversichtlich sei, dass sich die Benannte Stelle gut 
entwickeln würde. Das Risikomanagement der SCHIG berichlete dem 
AuFsichtsrat im Mai 201 2, dass das Ri iko eines wirt chaFtlichen Schei­
tems der Benannten Slelle2S eine Eintritlswahrscheinlichkeit von JO % 
habe und im Schadensfall einen Schaden von 400.000 EUR bedeuten 
würde. Zu diesem Zeitpunkt hatten sich die Anlaufkosten der Benann­
ten Stelle bereits auf rd. 1 ,4 Mio. EUR kumuliert. Im Juni 201 2 korri· 
gierte die SCHIG die Eintrittswahrscheinlichkeil für das Risiko eines 
wirtschaftlichen Scheiterns der Benannten Stelle auf 50 % und die 
Schadenshöhe auf 1 ,8 Mio. EUR. 

1 2  korrigier1ö Umsal:uit:1 rur 20 1 1 : 720.000 EUR 

2) Exlemc Erlöse im ersten Hö3lbjahr 2012: rd. 174.000 EUR: im Jahr 2010 erwanete man 
noch einen Umsaa. von rd. 1.3 Mio. EUR rur das Jahr 2012, 

" .. 2012: rd. 192.000 EUR an Aunrägen an die Benannle Stelle der SOflG 
201 1 : rd. 606.000 EUR an Aufträgen an die Benannte Stelle der SctUG 

15 Nichlcrfullung des vom Al,lfsichl5ral im Augu .. t 2011 gt'nchmigten �Str<negiekonzcp(s 
BS 2.0" 
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Nach einem entsprechenden Beschluss des Aufsichtsrats der SCHIG 
vom 2 1 .  Juni 201 2  wurde die Benannte Stelle von rd. 7 VZÄ im 
Jahr 201 1 auf rd. 3, I VZÄ im Jahr 201 3 stark verkleinert und in die 
Abteilung Infrastrukturkontrolle der SCHIG integriert, um Synergieef­
fekte durch eine stärkere inhaltliche und organisatori che Verzahnung 
der Bereiche Benannte Stelle und Infrastrukturkontrolle zu erreichen. 
Die Geschäflsflihrung setzte der redimensionierten Benannten Stelle 
seit Mitte 201 2 erheblich geringere Erlösziele.26 Die bis Mitte 2012 
kumul ierten Verluste von rd. 1 ,5 Mio. EUR27 trug schlussendlich das 
BMVIT als Eigentümer der SCHIG. 

1 1.2 Der RH wies kriti ch darauf hin, da s bei der Benannten Stelle der SCHIG 
bis Mitte des Jahres 201 2 kumulierte Verluste von rd. 1 ,5 Mio. EUR 
entstanden waren. Diese konnten entgegen dem ursprünglichen Busi­
nessplan nicht durch laufende Gewinne kompensiert werden und waren 
damit schlussendlich vom Eigentümer BMVlT zu tragen. 

Der RH merkte kriti ch an, dass die externen Erlöse der Benannten 
Stelle der SCHIG durch den verstärkten Wettbewerb (siehe TZ 10) 
wesentlich geringer als in den Businessplänen der SCHIG waren. Er 
kritisierte. da die Benannte Stelle der SCHIG die gesteckten Umsatz­
ziele aufgrund unrealistischer Annahmen bis zur Umstrukturierung im 
Jahr 201 2 deutlich verfehlte. 

Der RH kritisierte zudem. dass die SCHIG den Umsatz der Benann­
ten Stelle im Jahr 201 1 durch das Legen einer Rechnung ohne ent­
sprechende Leistung zu positiv darstellte. Die Geschäftsführung der 
SCl I IG stellte das Risiko eines Scheitems der Benannten Stelle gegen­
über dem Aufsichtsrat noch im Mai 201 2  wesentlich geringer dar als 
einen Monat später. Die Geschäftsführung legte im Mai 201 2 gegen­
über dem Aufsichtsrat eine po itive Entwicklungsvorschau für die 
Benannte Stelle. Im Juni 201 2  tand das Scheitern des Strategiekon­
zepts flir die Benannte Stelle aus Sicht der Geschäftsführung aber fest 
und wurde dem Aufsicht rat entsprechend kommuniziert. Aus Sicht des 
RH informierte die Geschäftsführung den Aufsichtsrat damit unzurei­
chend bzw. verspätet über die prekäre wirtschaftliche Lage der Benann­
ten Stelle. Damit wurde die notwendige Reorganisation der Benann­
ten Stelle zeitlich verzögert. 

Der RH wies darauf hin, dass die erzielten Erlöse der Benannten Stelle 
im Jahr 201 3 erstmalig über den angestrebten Erlösen lagen. Damit 
bestand aus Sicht des RH die Möglichkeit, die bisher angefallenen 

26 ErtOszlco1 201J: 420.000 EUR: ErtOsziC'l vor Umstruktuncorung: 1 . 1  MIO. EUR 

11 kumuhutco Vrrlustr drr Bconanntrn Stcolle" 2008 biS Mitte" 2012 ohne- Sc.-Ilbahnsachvt"r­

SI ndigeo 
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Kosten für den Aufbau der Benannten Stelle zumindest teilweise über 
Markterlöse zu decken. Der RH empfahl dem BMVIT. die weitere win­
schaftliehe Entwicklung der Benannten Stelle zu verfolgen und darauf 
aufbauend eine Entscheidung über elen Fonbestand der Benannten 
Stelle zu treffen. Dabei wären auch die zwischen der Benannten Stelle 
und der technischen Infrastrukturkontrolle bestehenden Synergien 
(siehe TZ 5) zu beachten. 

11.3 (I) Laur SrellulIgliailme des BMVIT IWlldle es sicll bei der Bellalll.lell 

Sr elle nur mellr um rillell Leisruligsbereich i/ll.erllalb der CHIG ulld 

es werde lilie eI.OII bisller ,wcll winscllajlliel.ell Krireriell eil/ chie­

deli, ob diese Leisrulig auell kü,rf/ig erbrachr werde. 

(2) Laul SrellulIgllal.me der SCH/G IIabe sie die im Dezember 2011  
olllle eigelllliel.e LeislUligserbrillgulig ausgesrellre ReellllUlig im Novem­

ber 2012 sro",ien ulld im März 201 3 deli Aufsiclrrsral darüber ill 

Ke'lIIr'lis geselZl. Der damals zuslälldige Abreilulig leiler befillde sich 

nichl mehr im UII/erneh,"en. Prüfungen der IlIIe",en Revisioll IIäl/en 

zu eiller Weirerer.rwicklung der Conrrolling-Tärigkeiren u.a. in den 

Bereicl.en .Reellllungswesen durelrfolrren " und .Jrrjrasrrukrurkolllrolle 

ulld Norijied Body (Bellallnre Srellel " gefrilrn. 

Die CHIG könne die Kririk des RH bezüglicll einer zu posirilJen Enr­

wickluligsvorselwu fiir die Benanllre Srelle nichr nael.vollzie/.en, da 

ie die prekäre Siruarion der Bena/llllen relle lJollllmJiingliel. und 

rrallsparelll dargesrellr Iwbe und eigells im JUlii 2012 - bei Vorlie· 

gell der realisrisel.en Halbjahresprognose - eir,ell Sonderaufi ichl rar 

angeregt habe. 

Zur Risikoeinschärzung der Bena/ll.ren relle hie/r die CHIG fesr, 

dass sie das Risiko eines Srheire",s des Businessplans der Bella",.len 

Srelle im Mai 2012 mir 30 % bezifferr habe lind diese Risikobewer­

rung im Juni 20r 2 - nael. VorliegeIl der Halbjahresprogllose - auf 

50 % erhöllr ulld die Umsrrukrurierung eingeleiler habe. 

1 1.4 ( 1 )  Der RH entgegnete dem BMVIT, dass die weitere winschaftliche 
Entwicklung der Benannten Stelle mit erhöhter Aufmerksamkeit zu 
verfolgen wäre. Zu die em Zweck erachtete es der RH für zweckmä­
ßig. die Geschäftstätigkeiten der Benannten Stelle in einem eigenen 
Buchungskreislauf darzustellen (siehe TZ 1 2). 

(2) Der RH entgegnete der SCHIG, dass Vemeter der SCHIG in der 
Aufsichtsratssitzung vom Mai 201 2  darüber informienen. dass die 
Um atuiele der Benannten Stelle für da Jahr gehahen werden kön­
nen. weil die Benannte Stelle hinreichend Angebote für potenzielle 
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SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

Auft räge gelegt habe. Angesichts eines Umsatzzieles von 840.000 EUR 
rur das Jahr 201 2  und Einnahmen von 1 7.000 EUR im ersten Quar­
laI 201 2  erachtete der RH diese Entwicklungsvorschau für zu opti­
mistisch. Der RH hielt jedoch fest. dass es aus seiner Sicht zweck­
mäßig war. im Juni 201 2  einen Sonderaufsichtsrat einzuberufen und 
nicht bis zur nächsten planmäßigen Aufsichtsratssitzung im Novem­
ber 201 2 zu wanen. 

Bezüglich der Risikoeinschätzung der Benannten Stelle entgegnete 
der RH der SCHIG. dass die e zwar die Eintrittswahrscheinlichkeit 
des R isikos ,Scheitern' auf 50 '*' erhöhte. aus Sicht des RH die Scha­
denshöhe mit 400.000 EUR im Falle eines Scheiterns des Business­
plans der Benannten Stelle aber zu niedrig angesetzt wurde. weil sich 
bis Mai 201 2 die Anlaufkosten der Benannten Stelle bereits auf rd. 
1 ,4 Mio. EUR kumul ien hatten. 

12.1 Die SCHIG agiene als 

- Prüferin von Infrastrukturprojekten der ÖBB im Auftrag des BMVIT 
(siehe TZ 5). 

- Prüferin von Infrastrukturprojekten der ÖBB im Auftrag der ÖBB­
Infrastruktur AG in geringem Umfang28 und als 

- Benannte Stelle für Interoperabilitätsprüfungen u.a. im Auftrag der 
ÖBB-Infrastruktur AG 

und etzte sich dadurch der Kritik über mögliche Unvereinbarkeiten 
der Tätigkeit als Prüforgan und Auftragnehmer desselben Unterneh­
menS aus. Kunden der SCHIG beuneilten die Rollen der SCHIG bzw. 
deren Unvereinbarkeit im Rahmen der Beauftragungen als kritisch. 

Auch der Aufsichtsrat der SCHIG äußene im Jahr 2010 Bedenken. dass 
die ÖBB aufgrund der Beauftragung der Benannten Stelle der SCHIG 
zunehmend Druck auf die SCHIG ausüben und damit deren Prüftä­
t igkeit beeinnussen könnten. Er legte Wen auf eine klare organi­
satori che und personelle Trennung der einzelnen Geschäftsbereiche 
Benannte Stelle und technische Infrastrukturkontrolle. Der Aufsichts­
rat beauftragte die Geschäftsführung der SCHIG damit. die Benannte 
Stelle als eigenen Rechnungskreislauf innerhalb des Unternehmens 
zu führen. So könne die SCHIG einerseits das Ergebnis der Benann­
ten Stelle gesonden darstellen und andererseits ausschließen. dass die 

21 rd. )52.000 EUR Im ObtrprOftC'n Zf:llraUm 
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Benannte Stelle mit Hilfe von öffentlichen Mitteln wettbewerb verzer­
rende Preise am Markt anbol. 

Nach der Fusionierung der Benannten Stelle mit der Abteilung tech­
nische Infrastrukturkontrolle im Jahr 201 2  lag keine organisatorische 
und personelle Trennung dieser beiden Bereiche mehr vor und flir die 
Benannte Stelle wurde kein eigener Rechnungskreislauf mehr geflihrt. 

Am 6. August 201 2  wurde die Benannte Stelle einem Überwachungs­
audit durch Sachverständige der Akkreditierungskommission unter­
zogen. Sie bestätigten die bestehende Akkreditierung, sahen jedoch 
Handlungsbedarf bei der Darstellung der Unabhängigkeit und Unpar­
teilichkeit der Benannten Stelle. Nach Ansicht der Akkreditierungs­
kommission bestand die Gefahr. dass sich Tätigkeiten der technischen 
Infrastrukturkontrolle und der Benannten Stelle flir denselben Auf­
traggeber gegen eitig beeinOus en könnten. 

Oie SCHIG erstellte bis November 20\ 3 ein internes Rechtsgutachten 
darüber. ob durch die euorganisation der Benannten Stelle innerhalb 
der SCHIG die Anforderungen an die Unabhängigkeit und Unpartei­
lichkeit29 weiterhin gegeben seien. Das Gutachten kam zu dem Schluss. 
dass die Benannte Stelle die Anforderungen an die Unparteilichkeit 
und Unabhängigkeit weiterhin erflillt. 

12.2 Der RH teilte die Bedenken des Aufsichtsrats, dass d ie Aufträge der 
ÖBB-Infrastruktur AG an die Benannte Stelle der SCHIG und die gleich­
zeitige Prüfung von Infrastrukturprojekten der ÖBB durch die SCHIG 
im Auftrag des BMVIT und der ÖBB das Risiko von Interessenskon­
nikten barg. Für den RH war es zwar nachvollziehbar, dass die Zusam­
menlegung von Benannter Stelle und technischer Infrastrukturkon­
trolle durch die stärkere inhaltliche und organi atori che Verzahnung 
Synergieeffekte bot (siehe TZ 1 1 ). Jedoch erachtete er es im Inte­
resse der Transparenz der operativen Aufgabenerflillung flir gebo­
ten. die Geschäftstätigkeiten der Benannten Stelle in einem eigenen 
Rechnungskrei lauf darzustellen. Er empfahl deshalb der SCHIG. die 
Geschäftstätigkeit der Benannten Stelle auch nach der Umstrukturie­
rung in einem eigenen Buchungskreis zu erfassen (siehe TZ 40). 

Der RH erachtete ferner die Gewährleistung der Unabhängigkeit der 
Benannten Stelle al eine wesentliche Voraussetzung flir deren Akkre­
ditierung. Er empfahl der SClIIG. weiterhin alle erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen. um den Anforderungen an die Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit der Benannten Stelle zu genügen. 

,.. grmäß EN ISO 11020 

Bund 2015/ 1 5  

III-213 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)98 von 100

www.parlament.gv.at



R 
-

H 
Aufgaben der SCHIG 

Nichtamtliche 
Seilbahnsach­
verständige 

Bund 2015/ 1 5  

SCHIG - Aufgabenübertragung durch das BMVIT 

12.3 Laut Stellung/wh me der SCHIG werde sie die Wirt c!wjllicl!keit und 
Zweckmäßigkeit eines eigenen Buchungskreisesjür die BenGnnte Stelle 
(Notijied Body) unter Beibehaltung der Synergieef[ekte mit der Abtei­
lung Infrastrukturkontrolle prüfe, . .  

In Bezug auf die Unabhängigkeit der Mitarbeiter der Benannten Stelle 
wies die SCHIG darauf hin, dass sich die Mitarbeiter, der Technische 
Leiter und der Oberste Leiter dieser Inspektionsstelle zur Unabhän­
gigkeit bei ihrer Tätigkeit verpflichten müssen. Sämtliche Mitarbei­
ter würden sich durch Unterzeichnung einer VerSChwiegenheitserklä­
rung dazu verpfliChten, unparteiisch zu handeill. Externen Inspektoren 
und Unteraujlragnel.lI/erll würde die entsprechende Verpflichtung zur 
Unparteilichkeit verfraglic!. auferlegt. 

Auch im Ra/.men des RisikQmanagements überprüfe die SCHIG regel­
mäßig die Unparteilichkeit der Benmmten Stelle. Bei der Erstellung vOn 
Angeboten der Benannten Stelle werde jedes Mal individuell geprüft, 
ob es in BeZllg auf die Ur/parteilichkeit zu möglichen Konfliktel/ durcI. 
andere Auftragsverhällllis e der SCHIG oder durch die frühere Tätigkeit 
einzelner Mitarbeiter kommen könne. Bei Kunden erfolge eine Bewer­
tung der U,wbhängigkeit durch Analyse der gesellschaftsrec/u/icl.en 
.md fi,wllziellen Zusammenhänge. 

Weiters überprüfe das BMWFW die Unabhängigkeit der Benanl/tel/ 
Stelle der SCHIG regelmäßig. Bisher habe es bei diesen Überprüfungen 
(zuletzt im März 20t5) keine BeanstandUl.gen zur U/labhängigkeit u/ld 
Unparteilichkeit der Benannten Stelle gegeben. 

12.4 Der RH betonte gegenüber der SCHIG, dass es seiner Ansicht nach im 
Interesse der Transparenz der operativen AurgabenerfLiliung geboten 
wäre, die Geschäftstätigkeiten der Benannten Stelle in einem eigenen 
Rechnungskreislaur darzustellen. Er bekräftigte deshalb eine Emp­
fehlung, die Geschäftstätigkeit der Benannten Stelle auch nach der 
Umstrukturierung in einem eigenen ßuchungskreis zu erfassen. 

Vor dem Hintergrund der Tätigkeiten der SCHIG in der technischen 
Inrrastrukrurkontrolle und als Benannte Stelle wies der RH erneut auf 
die Bedeutung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Benann­
ten Stelle hin. 

13. 1 ( I )  Voraussetzung fLir den Bau oder die Inbetriebnahme einer Seilbahn 
in Österreich war die Einbringung eines entsprechenden Antrags bei 
der Obersten Seilbahnbehörde im BMVIT. Das BMvrr holte für die 
jeweilige Bau- bzw. ßetriebsbewilligung ein seilbahntechnisches Gut-
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achten von einem Sachverständigen ein. Standen die amtlichen Sach­
verständigen des BMVrr aufgrund ihrer Auslastung nicht unminelbar 
zur Verfligung, so konnten mit Einverständnis des Seilbahnunterneh­
mens auch nichtamtliche Sachverständige herangezogen werden. 

Tabelle 1 1 :  Eckdaten zur Aufgabe "Nichtamtliche Seilbahnsachverstä ndige" 

Basis der Aufgabenübertragung Rahmenvertrag zwischen BMVIT und SCHIG über Mitwirkung 
an Normenerstellung und Bereitstellung von nichtamUichen 
Sachverständigen für Seilbahnen 

Spezifikation der Aufgabeniibertragung im Rahmenvertrag zwischen BMvrr und SCHIG bzw. in 
§ 48 Abs. 2 Seilbahngesetz 2003 

Wahrnehmung der Steuerungs funktion 
durch BMVIT 

enge Kooperation zwischen den amtlichen Sachverständigen 
im BMVIT und den nichtamUlchen Sachverständigen in 
SCHIG; 

Aufgabenumfang 

regelmäßige Jours fixes der zuständigen Abteilungsleiter in 
BMVIT und SCHIG 

rd. 317.000 EUR Erlöse (2013) von Dritten (Seilbahn­
unternehmen) 

administrativer Aufwand bei SCHIG 

Abgeltung des administrativen Aufwand. 

rd. 2-4 VZÄ im Jahr 2013 

überwiegend durch Externe (Seilbahnunternehmen) 
darüber hinausgehender Aufwand über Sach- und Personal­
aufwand - abgegOlten durch das BMVrT 

Quellen: SCHIG; D.rstellung RH 
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Auf Wunsch des BMVlT stellte die SCHIG mit ' - Oktober 2009 vier 
Experten auf den Gebieten Sei lbahntechnik, Bautechnik, Maschinen­
bau, Eleklro- und Sicherungstechnik als nichlamtl iche Seilbahnsach­
verständige ein ]O Im BMVITJl gab es parallel dazu vier amtliche Seil­
bahnsachverständige flir dieselbe Tätigkeit. 

(2) Die Kosten rur ein Gutachten eines nichtamtlichen Seilbahnsachver­
ständigen lagen bei rd. 10.000 bi 1 6.000 EUR und waren im Vergleich 
zu den Gesamtkosten einer Seilbahn und in Anbetracht der Kosten 
einer möglichen Zeitverzögerung bei der Inbetriebnahme der Seilbahn 
durch eine lange Verfahrensdauer gering. Ein amtlicher Seilbahnsach­
verständiger des BMVlT verrechnete dem antragsIellenden Seilbahn­
unternehmen flir die gleiche Leistung rd. \ .000 bis 2.000 EURJ' an 

JO Di�(' Milarbeiter waren i m  Zuse des Management BUY-QUlS einer mll der Benannten 

S[cllt der SCIilG in Konkumnz sIehenden Benannten Stelle A nic:ht mitübernQmmcn 

wordtn. 

11 AbttHung SClU 

u Dcr Stundensatz IUr nichtamtliche ScilbClhnsat:hvcrständige lagjt nach Tatigkeit 2wi· 

sehen 1 14  EUR und 1 4 1  EUR und orknliertc sich an der Zivillcdmiler-Gt:'Dühren­

oronung_ Die l<ommissionsgebf..lhr der amtlichen Seilbahns3chverstandigcn lag bei 
1 ),80 EUR je angefangene halbe Stunde. 
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